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Zusammenfassung 
Hintergrund, Auftrag(geber) und Ziel der Studie 

Das KfW-Kommunalpanel 2022 stellt allein für die kommunale Straßeninfra
struktur einen Investitionsrückstand von ca. 39,3 Mrd. Euro fest, was mit 
knapp 25 % den zweitgrößten Posten (nach Schulen mit knapp 29 %) des ge
samten, für 2021 ermittelten Investitionsrückstands der Kommunen aus
macht (Raffer & Scheller, 2022). Verschärfend kommt hinzu, dass der Rück
stand in den letzten Jahren nicht abgebaut wurde, sondern in der Tendenz 
weiter zugenommen hat. Mehr als die Hälfte aller Kommunen kann die not
wendige laufende Straßenunterhaltung nicht sicherstellen. Das betrifft vor al
lem die Kommunen, die bereits einen großen Investitionsstau bei den Stra
ßen zu verzeichnen haben. Das bedeutet letztlich eine schnellere Abnutzung 
und Alterung der Straßeninfrastruktur und somit eine exponentiell wach
sende Ausfallrate. Ähnliches gilt auch für die ÖPNV-Infrastruktur. So sind 
viele Tunnelstrecken der U-Bahnen und Stadtbahnen in einem schlechten 
Zustand. Die absehbar notwendig werdenden Erneuerungen dieser Anlagen 
sind mit einem sehr hohen finanziellen, stadtplanerischen und baulichen Auf
wand verbunden. Überdies erfordert die Umgestaltung zu einem nachhalti
gen Verkehrssystem enorme Investitionen vor allem in die Verkehrsinfra
struktur.  

Vor diesem Hintergrund hat ein Konsortium aus dem Hauptverband der 
Deutschen Bauindustrie, dem Verband der Deutschen Verkehrsunterneh
men und dem ADAC das Difu beauftragt, den Umfang, Zustand und die In
vestitionsbedarfe des Verkehrsnetzes (mit Schwerpunkt auf kommunale 
Netze) vertieft zu eruieren. Neben der seit Jahrzehnten erstmalig detailliert 
vorgenommenen Erfassung der Länge des kommunalen Straßennetzes wur
den auch die anderen Verkehrsnetze – und hier insbesondere die kommuna
len ÖPNV-Netze – erfasst. Darüber hinaus wurden in der Studie der bauliche 
Zustand dieser Verkehrsinfrastrukturen erhoben und deren Nachhol- und Er
satzbedarfe sowie die zukünftigen Investitionsbedarfe für den Erhalt der vor
handenen Infrastrukturausstattung abgeschätzt. Zusätzlich wurde, im Sinne 
einer Verkehrswende, der bis 2030 zu erwartende Umbaubedarf auf Basis 
vorliegender Schätzungen und Projektionen qualitativ abgeleitet und am Re
ferenzszenario ohne transformative Elemente gespiegelt. 

Umfang des kommunalen Straßennetzes sowie Angaben zum 
Umfang der weiteren wesentlichen Infrastruktureinrichtungen 

Für die Erfassung des Netzumfangs der Verkehrsinfrastruktur-Netze erfolgte 
eine umfangreiche Auswertung der ATKIS-Datenbank und der Open Street 
Map. Für einige spezielle Teile der Verkehrsinfrastruktur wie die U-Bahn-
Netze wurden weitere Datenbanken ausgewertet oder eigene Erhebungen 
durchgeführt. Die Datenauswertungen ergaben für die kommunalen Straßen 
einen Umfang von knapp 714.000 km. Die Länge der Straßenbrücken in 
kommunaler Baulast beträgt rund 3.600 km und die der Straßentunnel 
knapp 1.400 km. Für die U-Bahn- und Straßenbahn-Netze wurde die Länge 
der Gleise – nicht die der aufgrund mehrgleisiger Abschnitte entsprechend 
kürzeren Strecken – aus den Datenbanken ermittelt. Die Länge der U-Bahn-
Gleise beträgt rund 900 km und die der Straßenbahnen 6.320 km, davon ver
laufen 451 km Gleise unterirdisch.  
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Alter und Zustand der Straßen, Brücken, ÖPNV-Anlagen –
Würdigung unterschiedlicher regionaler Ausgangslagen, einschl. 
finanzieller Gesamtsituation 

In mehreren Befragungen von Kommunen und Verkehrsunternehmen wurde 
der Zustand der kommunalen Verkehrsinfrastruktur erfasst. Ein Drittel der 
Verkehrsstraßen ist nach Einschätzung der Kommunen in einem schlechten 
oder sehr schlechten Zustand. In kleineren Kommunen sind die Straßen den 
Befragungsdaten zufolge im Mittel in einem etwas schlechteren Zustand als 
in größeren Kommunen. Vor allem die Kommunen im Osten Deutschland 
und solche mit schlechterer finanzieller Ausstattung weisen schlechtere Zu
standsnoten für die kommunalen Straßennetze auf.  

Der Zustand der kommunalen Straßenbrücken hat sich seit der ersten Erhe
bung durch das Difu im Jahre 2013 nicht wesentlich verbessert. Fast jede 
zweite Straßenbrücke ist in keinem guten Zustand. Im Vergleich weisen die 
Brücken in Bundesbaulast (Bundesfernstraßen) weiterhin bessere mittlere 
Zustandsnoten auf. Der Zustand der kommunalen Straßentunnel ist dem der 
Brücken vergleichbar.  

Bezüglich des Zustandes des ÖPNV-Netzes sind die Werte ähnlich wie beim 
Straßennetz. Etwa ein Drittel ist bei fast allen Verkehrsträgern in mindestens 
gutem Zustand. Die U-Bahn-Strecken weisen etwas bessere Werte auf mit 
gut der Hälfte in gutem oder sehr gutem Zustand. Oberirdische Straßen
bahnstrecken haben den größten Streckenanteil in schlechtem oder unge
nügendem Zustand mit 22 %. Die ÖPNV-Brücken und -Tunnel sind im Ver
gleich zu den Straßenbrücken und -tunnel in einem besseren baulichen Zu
stand. Der bauliche Zustand von etwa zwei Dritteln der ÖPNV-Ingenieurbau
werke ist neuwertig oder gut.  

Im Rahmen der Studie wurde eine vom Difu ursprünglich für die Abschätzung 
von Investitionsbedarfen in Großstädten entwickelte Methodik angepasst 
und auf Deutschland insgesamt angewendet. Für die betrachteten Infra
strukturbereiche addieren sich die ermittelten Bedarfe bis zum Jahr 2030 auf 
insgesamt rund 372 Mrd. Euro. Dabei entfällt der mit rund 283 Mrd. Euro 
deutlich größte Teil auf den Nachhol- und Ersatzbedarf bei der Straßenver
kehrsinfrastruktur, wobei insbesondere die Ingenieurbauwerke, wie bei
spielsweise Tunnel und Brücken, in der Region Osten sowie Hauptverkehrs
straßen in der Region Mitte-West im aktuellen Jahrzehnt ersetzt oder zumin
dest sehr umfassend saniert werden müssen. 

Darüber hinaus ist bei den kommunalen Straßen und Wegen sowie den damit 
verbundenen Ingenieurbauwerken in den nächsten Jahren mit einem norma
tiven Erweiterungs-Investitionsbedarf in Höhe von rund 20,5 Mrd. Euro zu 
rechnen. Der mit Abstand größte Teil entfällt auf die Region Süden, in der be
sonders viele Landkreise mit einer positiven Bevölkerungsprognose zu finden 
sind. Im Osten ist es insbesondere das Wachstum Berlins, das den Investiti
onsbedarf treibt. 

Bei der ÖPNV-Infrastruktur lässt sich der Nachhol- und Ersatzbedarf mit der 
gleichen Methodik wie bei der Straßenverkehrsinfrastruktur auf 64 Mrd. Euro 
bis zum Jahr 2030 beziffern. Der größte Teil der voraussichtlich erforderli
chen Investitionen entfällt dabei auf U-Bahn- sowie Stadt-/Straßenbahnstre
cken in Tunnellage. Ausschlaggebend sind dabei vor allem die besonders ho
hen spezifischen Baukosten, die für den Ersatz oder zumindest eine grund
hafte Sanierung beispielsweise eines U-Bahn-Tunnels anfallen würden. 
Ebenfalls von besonderer Bedeutung sind Investitionen bei straßenbündigen 
Straßen- und Stadtbahnstrecken (einschließlich Strecken mit besonderem 
Bahnkörper) sowie bei den Bus-/Straßen-/Stadtbahnhaltestellen. 
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Eine Erweiterung der ÖPNV-Infrastruktur führt im Zeitraum bis 2030 vor al
lem für U-Bahn- sowie Stadt-/Straßenbahnstrecken in Tunnellage zu größe
ren Investitionsbedarfen. Aber auch die in wachsenden Städten zusätzlich 
benötigten straßenbündigen Straßen-/Stadtbahnstrecken erfordern ent
sprechende Investitionen. Insgesamt ergibt das Modell einen Erweiterungs
bedarf von rund 4,5 Mrd. Euro. Im Vergleich zum ermittelten Erweiterungs
bedarf bei der Straßeninfrastruktur und zu den anderen Bedarfskategorien 
ist das ein kleiner Wert. Vor dem Hintergrund der Entwicklung eines nachhal
tigen Verkehrssystems gewinnt die Erweiterung der ÖPNV-Infrastruktur je
doch an Relevanz.  

Im Rahmen der als Teil des Vorhabens durchgeführten Meta-Studie zur 
nachhaltigen Mobilität und zur Verkehrswende wurden unter anderem der 
Ausbau des ÖPNV, die Schaffung von Einrichtungen zur Ermöglichung von 
Multimodalität sowie die Elektrifizierung des Verkehrs als zentrale Elemente 
identifiziert. Insgesamt werden bis 2030 nach Erkenntnissen aus der Meta-
Studie in Abhängigkeit von den einbezogenen Ausgestaltungsoptionen zu
sätzliche Investitionen im Umfang von 39 bis 63 Mrd. Euro zur Realisierung 
der Verkehrswende erforderlich. Gleichzeitig scheinen Einsparungen bei 
Straßen und Stellplätzen (Ersatz, Erweiterung, Unterhaltung) in Höhe von 21 
bis 63 Mrd. Euro denkbar. Bei konsequenter Umsetzung der im Verkehrs
wendediskurs besonders prominenten Maßnahmen könnten die Einsparun
gen die zusätzlichen Investitionen also zu einem großen Teil finanzieren.  

Die Verlagerung des Verkehrs auf andere Verkehrsträger erfordert jedoch 
darüber hinaus Investitionen an anderer Stelle, z.B. in Fahrzeuge des ÖPNV 
oder in die für die aktive Mobilität benötigten Fahrzeuge (z.B. E-Bikes), die 
nicht Gegenstand der vorliegenden Studie waren. Wenn den jeweiligen Akt
euren jedoch die Mittel für die erforderlichen Anschaffungen bzw. den Aus
bau der eigenen Angebote fehlen, dürfte dies einer Realisierung der Ver
kehrswende im Meta-Szenario entgegenstehen – selbst wenn die beschrie
benen Anpassungen der kommunalen Infrastruktur auf den Weg gebracht 
werden können. 

Die Meta-Studie hat außerdem ergeben, dass zumindest bis 2030 voraus
sichtlich nur wenige Verkehrsvermeidungspotenziale umsetzbar sein wer
den. Die mit der Verkehrswende angestrebten Effekte, insbesondere die Re
duzierung von Emissionen, sollen vor allem durch die Verlagerung auf den 
ÖPNV und die aktive Mobilität sowie durch die weitgehende Elektrifizierung 
des übrigen Verkehrs erreicht werden. Die durch das Bundes-Klimaschutz
gesetz (KSG) intendierte Absenkung der Treibhausgasemissionen des Ver
kehrs bis zum Jahr 2030 auf 85 Mio. t CO2-Äquivalente scheint jedoch 
durchaus erreichbar, selbst wenn nicht alle Potenziale rechtzeitig gehoben 
werden können. Selbst die vom Umweltbundesamt als Ziel formulierte Min
derung der verkehrsinduszierten Treibhausgasemissionen in Deutschland 
bis 2030 um mindestens 70 % gegenüber 1990 scheint basierend auf den 
dargestellten Annahmen nicht ausgeschlossen. Die Nationale Plattform Zu
kunft der Mobilität geht dagegen selbst von einem vorwiegend auf Infrastruk
turverbesserung, direkte Förderung und Angebotserweiterung ausgerichte
ten Instrumentenbündel aus, das zwar erhebliche CO2-Minderungspotenzi
ale heben würde, aber letztlich um ca. 16 bis 26 Mio. t CO2-Äquivalente hinter 
dem Ziel zurückbliebe. 

Die notwendigen Treibhausgasminderungen im Verkehrsbereich werden al
lerdings in jedem Fall nur zum Teil unmittelbar durch die im Meta-Szenario 
beschriebenen Infrastrukturmaßnahmen ermöglicht. Das nachhaltige Ver
kehrsinfrastruktursystem ist jedoch die Plattform, auf der die erforderlichen 
Veränderungen stattfinden. Insbesondere die Antriebswende, aber auch die 
verstärkte Nutzung der bereits heute elektrisch angetriebenen Fahrzeuge 
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des ÖPNV setzen voraus, dass die Verkehrswende mit der Energiewende, 
d.h. mit dem Ausbau der Energieerzeugung durch erneuerbare Quellen, ein
hergeht. Auch in diesem Bereich sind erhebliche Investitionsbedarfe vorhan
den oder absehbar, die auch die kommunalen Akteure betreffen (werden). 
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1. Projektbeschreibung und 
Aufgabenstellung 

Das Verkehrsnetz in Deutschland weist eine vergleichsweise hohe Dichte und 
Kapazitätsauslastung auf. Grundlage für den Ausbau ist der Verfassungssatz 
von der Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im gesamten Bun
desgebiet (Art. 72 Abs. 2 GG). Die ubiquitäre Erschließung mit Straßeninfra
strukturen steht bei den föderalen Planungsträgern nach wie vor im Vorder
grund. Dabei wird mit Blick auf die Erreichung der Pariser Klimaziele, auf die 
sich auch die Bundesrepublik verpflichtet hat, eine an Nachhaltigkeitszielen 
orientierte Transformation erforderlich sein, die in besonderer Weise auch im 
Verkehrsbereich eine grundlegende Neuausrichtung hin zu ökologisch nach
haltigeren Mobilitätsformen und -trägern forcieren wird. Ansätze für eine um
fassende „Verkehrswende“ erfordern deshalb eine integrierte Perspektive, 
die – ausgehend vom Status quo – alle wichtigen Verkehrsträger einschließ
lich der entsprechenden Infrastrukturen vorausschauend in den Blick nimmt. 
Denn der Bau und Erhalt von Verkehrsinfrastrukturen ist kosten- und zeitin
tensiv. Mit Planungsentscheidungen von heute werden aufgrund der langen 
Abschreibungsdauern entsprechender Infrastrukturen und Technologien 
Entscheidungen gefällt, die weit in die Zukunft hinein Folgewirkungen entfal
ten werden. Neben Investitionen zur Errichtung neuer Straßen, Bahnstrecken 
oder Binnenwasserstraßen stellen der Unterhalt des Bestandes sowie der Er
satzneubau von Verkehrswegen und -anlagen, die die gesetzlichen Abschrei
bungsdauern zum Teil weit überschritten haben, besondere Herausforderun
gen dar. Wegen der angespannten Haushaltslage sowie der teilweise nach 
wie vor dramatischen Verschuldungslage vieler Landkreise, Städte und Ge
meinden sind davon vor allem die Verkehrsinfrastrukturen in kommunaler 
Baulast betroffen. Deren Anteil ist jedoch erheblich, so liegen rund zwei Drit
tel des gesamten deutschen Straßennetzes in kommunaler Baulast. Aber 
auch bei den Verkehrsinfrastrukturen von Bund und Ländern bestehen er
hebliche Instandsetzungs- und Nachholbedarfe.  

Ein Großteil der Verkehrsinfrastrukturen wurde aufgrund kriegsbedingter 
Zerstörungen in den Nachkriegsjahren bis in die 1960er- und 1970er-Jahre 
(neu) errichtet oder wiederhergestellt. Dabei stammt ein Teil der Verkehrs
bauten noch aus der Vorkriegszeit sowie aus der Periode gründerzeitlicher 
Stadterweiterungen (spätes 19. und frühes 20. Jahrhundert). Mit wachsen
dem Verkehrsaufkommen, das auch noch einmal nach der deutschen Wie
dervereinigung deutlich zugenommen hat, haben Bund, Länder und Kom
munen ihre Netze ausgebaut. Inzwischen haben jedoch viele Bauten und An
lagen ein Alter erreicht, bei dem die Instandsetzungskosten überproportional 
steigen und bei dem in den kommenden Jahren erhebliche Abgänge zu er
warten sind.  

Der weitaus größte Teil des Verkehrswachstums der letzten Jahrzehnte ent
fiel auf die Straßen. Diese Zunahme – vor allem des Güterverkehrs – führt zu 
deutlich höheren Belastungen durch Schwerlastverkehr, als bei der Herstel
lung dieser Bauten in den 1960er- und 1970er-Jahren oder gar in den 
1950er-Jahren angenommen wurde. Dabei belastet ein vierachsiger 24-
Tonnen-Lkw eine Straße so stark wie 10.000 Pkw1. Die heutige Höhe der In

 
1  Eigene Berechnungen auf Grundlage von: BASt 2006: Auswirkungen von neuen Fahr

zeugkonzepten auf die Infrastruktur des Bundesfernstraßennetzes, 
https://www.bast.de/DE/Publikationen/Fachveroeffentlichungen/Verkehrstech
nik/Downloads/V-60-tonner-lang.pdf 

https://www.bast.de/DE/Publikationen/Fachveroeffentlichungen/Verkehrstechnik/Downloads/V-60-tonner-lang.pdf
https://www.bast.de/DE/Publikationen/Fachveroeffentlichungen/Verkehrstechnik/Downloads/V-60-tonner-lang.pdf
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standhaltungskosten für Straßen lässt sich maßgeblich auf die starke Zu
nahme des Güterstraßenverkehrs zurückführen. Steigende Kosten ergeben 
sich darüber hinaus durch normale Alterungsvorgänge, durch belastende 
Betriebsformen (wie z.B. Streusalz) sowie durch eine unzureichende Unter
haltung des Straßenoberbaus in der Vergangenheit.  

Das KfW-Kommunalpanel 2022 stellt allein für die kommunale Straßeninfra
struktur einen Investitionsrückstand von ca. 39,3 Mrd. Euro fest, was mit 
knapp 25 % den zweitgrößten Posten (nach Schulen: knapp 29 %) im gesam
ten, für 2021 ermittelten Investitionsrückstand der Kommunen ausmacht. 
Verschärfend kommt hinzu, dass der Rückstand in den letzten Jahren nicht 
abgebaut wurde, sondern in der Tendenz weiter zugenommen hat. Mehr als 
die Hälfte aller Kommunen kann die notwendige laufende Straßenunterhal
tung nicht sicherstellen. Das betrifft vor allem die Kommunen, die bereits ei
nen hohen Investitionsstau bei den Straßen zu verzeichnen haben. Das be
deutet letztlich eine schnellere Abnutzung und Alterung der Straßeninfra
struktur und somit eine exponentiell wachsende Ausfallrate. Ähnliches gilt 
auch für die ÖPNV-Infrastruktur. So sind viele Tunnelstrecken der U-Bahnen 
und Stadtbahnen in einem schlechten Zustand. Die absehbar notwendig 
werdenden Erneuerungen dieser Anlagen sind mit einem sehr hohen finan
ziellen, stadtplanerischen und baulichen Aufwand verbunden.  

Die Fernverkehrsstraßen und überregionalen Schienennetze sind zwar in ei
nem besseren Zustand. Allerdings bestehen auch hier erhebliche Instandset
zungs- bzw. Nachholbedarfe. Die Aufstockung der Investitionszuweisungen 
ab 2020 für das DB-Netz zeigt, dass dieses Problem erkannt wurde. Offen ist 
jedoch, ob die geplanten Maßnahmen tatsächlich ausreichen werden. 

Neben den vorhandenen Nachhol- und Ersatzbedarfen besteht auch ein er
heblicher Ausbau- bzw. Umbaubedarf mit Blick auf die politisch angestrebte 
Verkehrswende. Die Bundesregierung hat als Klimaschutzziel für den Ver
kehrssektor eine Senkung der CO2-Emissionen bis 2030 um 48 % gegenüber 
dem Jahr 1990 gesetzt. Dieses Ziel wird von den maßgeblichen Akteuren als 
ambitioniert eingeschätzt und dürfte zur Erreichung auch einen Umbau der 
Verkehrsinfrastruktur erfordern. Aber auch ein schärferer Emissionsschutz 
bei lokal wirksamen Schadstoffen wie NOx, Feinstaubpartikeln oder auch be
züglich des Verkehrslärms führt zu umfassenden Umbaubedarfen der Ver
kehrsnetze. Diese werden darüber hinaus durch weitere Verkehrsauswirkun
gen forciert, wie etwa Verkehrsunfälle auf Straßen (Verschiebungen bei der 
Zahl der Verkehrstoten, steigende Verletztenzahlen), Flächeninanspruch
nahme durch neue Mobilitätsangebote, Trennwirkungen von Verkehrsstre
cken oder Landschaftsbildbeeinträchtigungen. Insofern dürften im Zuge der 
angestrebten Verkehrswende u.a. folgende Maßnahmen erforderlich wer
den:  

 Umbau kommunaler Straßen zur Förderung aktiver Mobilität (Aufent
haltsqualität, Ausbau der Rad- und Fußwege) 

 Klimaanpassung: Be-/Entwässerung, Begrünung  
 Ausbau der Schienen- und ÖPNV-Netze 
 Förderung geteilter Mobilität, Multimodalität (Mobilitätsstationen, Stra

ßenflächen für geteilte Fahrzeuge, z.B. Carsharing)  
 Ausbau der Infrastrukturen für E-Mobilität 
 Bessere Integration der städtischen Wirtschaftsverkehre (z.B. Schaffung 

von Ladezonen) 
 Digitalisierung der Steuerungs- und Informationssysteme der Verkehrs

infrastruktur 
 Anpassungen für autonomes Fahren 
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Aufgabenstellung 

Vor diesem Hintergrund war es Ziel der vorliegenden Untersuchung, den 
Umfang des Verkehrsnetzes (mit Schwerpunkt auf kommunale Netze) und 
dessen baulichen Zustand vertieft und valide zu eruieren. Neben der seit 
Jahrzehnten erstmalig detailliert vorgenommen Erfassung der Länge des 
kommunalen Straßennetzes wurden auch die anderen Verkehrsnetze, und 
hier insbesondere die kommunalen ÖPNV-Netze, erfasst. Darüber hinaus 
wurden in der Studie der bauliche Zustand dieser Verkehrsinfrastrukturen er
hoben und deren Nachhol- und Ersatzbedarfe sowie die zukünftigen Investi
tionsbedarfe für den Erhalt der vorhandenen Infrastrukturausstattung abge
schätzt. Zusätzlich wurde, im Sinne einer Verkehrswende, der bis 2030 zu er
wartende Umbaubedarf auf Basis vorliegender Schätzungen und Projektio
nen qualitativ abgeleitet und am Referenzszenario ohne transformative Ele
mente gespiegelt. 

Untersuchungsgegenstand sind die Infrastrukturbereiche der kommunalen 
Straßen und des ÖPNV. Die regionalen und Fernverkehrsnetze werden nur 
kursorisch auf Grundlage zugänglicher Datenbanken erhoben. Die Infra
strukturen der Binnenschifffahrt und des Flugverkehrs sowie weitere Infra
strukturen bleiben hingegen unberücksichtigt. 
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2. Methodisches Vorgehen im 
Überblick 

In einem ersten Arbeitspaket (AP1) wurde der Umfang der Verkehrsinfra
strukturen durch die Auswertungen von vorhandenen Datenbanken valide 
erhoben, um so die Grundgesamtheiten der verschiedenen Verkehrsinfra
strukturen zu erfassen. In den Arbeitspaketen 2 und 3 stand die Ermittlung 
des baulichen Zustandes der verschiedenen Verkehrsinfrastrukturen durch 
Stichprobenerhebungen im Mittelpunkt. Diese Daten wurden auf die in AP1 
erfassten Grundgesamtheiten hochgerechnet und für fünf Regionen (Zu
sammenfassung von Bundesländern) analysiert. In den anschließenden Ar
beitspaketen 4 und 5 wurden, aufbauend auf AP 1 bis AP 3, die erforderlichen 
Investitionen für die Instandsetzungs- bzw. Nachhol- und Ersatzbedarfe so
wie die notwendigen Erweiterungen der Verkehrsinfrastrukturen bis zum 
Jahr 2030 abgeschätzt. Im Arbeitspaket 6 wiederum wurden wesentliche 
Diskussionsstränge zur Verkehrswende und konkrete Erfahrungen aus Bei
spielprojekten als Meta-Analyse vorhandener Studien zur Verkehrswende 
analysiert und hinsichtlich möglicher Auswirkungen auf zukünftige Investiti
onsbedarfe in den Verkehrsinfrastrukturen eingeordnet. 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die Arbeiten wurden in verschiedene Arbeitsschritte gegliedert (vgl.Abb. 2). 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Abb. 1: Darstellung der 
Arbeitspakete des 
Angebotes zum Projekt 

Abb. 2: Darstellung des 
methodischen 
Vorgehens im Projekt 
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Das methodische Vorgehen bei den einzelnen Arbeitspaketen wird im Fol
genden beschrieben. 

2.1 Erfassung Netzumfang (AP1) 
Das erste Arbeitspaket diente der Schaffung einer fundierten Grundlage für 
die weiteren Arbeitspakete. Es zielte dabei insbesondere auf eine systemati
sche Erfassung der Verkehrsinfrastrukturnetze. Es ermittelt damit die Grund
gesamtheiten der Verkehrsinfrastrukturen und schafft gleichzeitig eine der 
notwendigen Voraussetzungen für die später auf den Ergebnissen aufset
zende analytische Auseinandersetzung mit aktuell diskutierten Zukunftsbil
dern (Visionen) der Verkehrswende.  

Zunächst wurden in einem Auftaktgespräch mit Vertretern des Projektkon
sortiums sowie Fachexpertinnen und -experten die Ziele des Vorhabens kon
kretisiert und abgestimmt und der strategische Rahmen abgesteckt. Im Rah
men dieser Veranstaltung wurden auch bereits erste Hinweise auf Elemente 
und Teilbereiche der Verkehrsinfrastruktur erfasst, die im Hinblick auf die 
Verkehrswende besonders relevant sind.  

Anschließend wurden jeweils, soweit entsprechende Datenbestände verfüg
bar und zugänglich waren, die Grundgesamtheit der Straßen aller Baulast
träger, die Bahnstrecken nach BOStrab und EBO und die Bus-Infrastruktur 
aufbereitet. In einem ersten Schritt wurden dafür entsprechende Datenquel
len recherchiert und mit Blick auf ihre analytische Verwertbarkeit bewertet, 
da für die verschiedenen Verkehrsinfrastrukturnetze Datenbestände in unter
schiedlichem Umfang und Detaillierungsgrad sowie variierender Qualität 
und Güte verfügbar sind.  

Zur Erfassung des Netzumfangs der Straßennetze und soweit wie möglich 
auch der ÖNPV-Infrastruktur erfolgte eine Auswertung der ATKIS-Daten
bank und, für einige ergänzende Parameter, der Open Street Map (OSM), die 
für alle Bundesländer umfangreiche Datenbestände vorhält. Für die Erfas
sung der Bahnstrecken wurden mangels entsprechender Datenbanken bei 
der Bundesnetzagentur ebenfalls die OSM ausgewertet, um so zumindest 
die öffentlichen Schienen- und Anlagenbestände erheben zu können. Zum 
Teil lieferten auch Auswertungen der ATKIS Informationen. Für die Quantifi
zierung der Infrastrukturen der vorwiegend städtischen ÖPNV-Anbieter, also 
insbesondere für Straßenbahn-, U-Bahn- und Bus-Verkehre, wurden zusätz
lich Datenbestände von Verkehrsverbünden, Bahnbetreibern, kommunalen 
Verkehrsbetrieben und Verbänden angefragt.  

Vertiefende methodische Beschreibungen für die Umfangsanalyse der Ver
kehrsinfrastruktur-Netze sind im Kap. 2 2.1. zu finden.  

2.2 Untersuchung des baulichen Zustands des 
kommunalen Straßennetzes (AP2) 

Bisher liegen zusammenfassende Abschätzungen des baulichen Zustandes 
nur für Bundesfernstraßen und für einige Landesstraßennetze vor. Für die 
Gesamtheit des kommunalen Straßennetzes existieren jedoch keine ver
gleichbaren Daten. In der Studie musste deshalb zunächst der Zustand der 
Straßennetze ermittelt werden. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen wurden 
anschließend der Nachhol- und der Ersatzbedarf (einschließlich Instandset
zungsbedarf) abgeschätzt. Instandsetzung beschreibt dabei die baulichen 
Maßnahmen zur Beseitigung von Schäden an der Fahrbahnoberfläche von 
Straßen. Als Ersatzbedarf sollen hier der teilweise oder vollständige Neubau, 
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aber auch wesentliche Änderungen im Zuge von Erneuerungen verstanden 
werden. Als Nachholbedarf wird der Bedarf berücksichtigt, der durch in der 
Vergangenheit unterlassene Instandsetzung oder nicht erfolgten Ersatz ent
standen ist und somit Investitionen umfasst, die für einen standardgerechten 
Zustand der Straßenverkehrsanlagen zum Betrachtungszeitpunkt erforder
lich wären.  

Dazu wurden sekundäre Quellen wie Veröffentlichungen von kommunalen 
Spitzenverbänden sowie von Landes- und Bundesinstitutionen genutzt.  

2.2.1 Erfassung und Auswertung von Datenquellen zum 
Ersatzbedarf Straßen 

Der Literaturrecherche sowie der Material- und Datensammlung kommt im 
Rahmen dieses Arbeitsbausteins eine besondere Bedeutung zu. Für die Be
standsaufnahme des Straßeninstandsetzungs- und Ersatzbedarfs werden in 
einem ersten Schritt sekundäre Quellen, wie Veröffentlichungen und Daten
banken, genutzt. Für die Betrachtung des Gesamtkontextes „Kommunale In
vestitionsrückstände und -bedarfe“ wurde z.B. das KfW-Kommunalpanel 
ausgewertet. Es enthält Quantifizierungen der Investitionsvolumina für unter
schiedliche Infrastrukturbereiche einschließlich der Straßen, allerdings nur 
zusammengefasst für Straßen- und übrige Verkehrsinfrastruktur und auch 
nicht regional disaggregiert. Eine weitere wesentliche Quelle für den Ge
samtkontext waren die Ergebnisse der Difu-Studie „Investitionsrückstand 
und Investitionsbedarf der Kommunen“ (Reidenbach u.a. 2008). 

In einer frühen Projektphase wurden mit den Auftraggebern Möglichkeiten 
der Optimierung der zu erstellenden Datenbasis diskutiert. Dazu wurden vor
bereitend stichprobenartige Nachfragen bei Kommunen, Landesstraßen
bauämtern und der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) zu Ergebnissen 
der Straßenbegehungen der Baulastträger durchgeführt. Zudem wurden Se
kundärdatenquellen, beispielsweise der amtlichen Statistik und Studien an
derer Institutionen, recherchiert. Durch diese Auswertung von Sekundärda
ten wurde eine Abbildung der baulichen Zustände des Straßennetzes in Bau
lastträgerschaft des Landes und Bundes möglich, nicht jedoch eine umfas
sende Sicht des Zustandes der Straßen in kommunaler Baulast.  

2.2.2 Umfrage zum Zustand der kommunalen Straßen 

Durch Recherchen in vorhandenen Datenquellen waren nicht alle Datenlü
cken zu schließen. Insbesondere der Nachhol- und der Ersatzbedarf im kom
munalen Nebenstraßennetz sind ungenügend erfasst. Um den Erhebungs
aufwand auch im Interesse der Kommunen in vertretbarem Rahmen zu hal
ten, wurde eine geschichtete Zufallsstichprobe für 2.500 Gemeinden ab 
5.000 Einwohner*innen gezogen. Die Schichtung erfolgt nach Bundeslän
dern zur Gruppierung der Auswertung nach fünf Regionskategorien (siehe 
unten), Regionseinteilung (vgl. Kap. 4), nach der Gemeindegröße und nach 
topografischen Merkmalen. Hinweise zur Schichtung ergaben sich aus son
dierenden Nachfragen bei Kommunen zu Ergebnissen von Straßenbegehun
gen auf Grundlage der Straßengesetze. Für die Landkreise und Großstädte 
über 50.000 Einwohner wird von einer Vollerhebung ausgegangen.  

Folgende regionale Einteilung (grobe Disaggregation) wurde vorgenommen:  

 Osten: Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen  

 Norden: Schleswig-Holstein und Niedersachsen  
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 Nordrhein-Westfalen (als eigenständige Gruppe)  

 Mitte-West: Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland 

 Süden: Bayern und Baden-Württemberg  

Hinweis: Stadtstaaten können aufgrund ihrer unterschiedlichen Struktur 
nicht so einfach mit anderen Regionen zusammengefasst werden. 

Der Datensatz der Erhebungen ermöglicht belastbare Fallzahlen nach dieser 
Regionalisierung.  

Für die Unterscheidung der Straßen nach Kategorien und die Ermittlung spe
zifischer Kosten wurden regionale, topografische, verkehrliche und bauliche 
Kriterien herangezogen. Variablen waren dabei: 

 Gemeindetypen 
 Straßentyp (verkehrlich, baulich, Material) 
 Länge und Fläche 
 Alter  
 Bilanzieller Vermögenswert 
 Zustandsklasse 
 Einschätzung Instandhaltungs- versus Ersatzneubaukosten (zum Befra

gungszeitpunkt) 
 Erweiterungs-, Ausbau- und Erschließungsbedarfe und Kostensätze 

 
Für Brücken und Tunnel kommunaler Straßen wurden ähnliche Daten erho
ben.  

Außerdem wurden nach dem gleichen Schema in der Kommunalbefragung 
auch Daten zu den kommunalen ÖPNV-Netzen erhoben. Diese dienten zur 
ersten, groben Abschätzung des Zustandes und der Investitionsbedarfe der 
kommunalen ÖPNV-Netze. In der eigenständigen Befragung der Verkehrs
unternehmen wurden umfangreichere Daten erhoben (vgl. Kap. III). 

Das genaue Befragungsdesign ist in Kap. 4 beschrieben. Die Befragung er
folgte online, wobei die Gemeinden und Landkreise zunächst postalisch an
geschrieben worden sind. Zur Erhöhung des Rücklaufes wurden vier Nach
fassaktionen umgesetzt. Eine schriftliche Antwortmöglichkeit wurde den Be
fragten als Alternative bereitgestellt. Die Daten wurden in einer Excel-Daten
bank erfasst und mit „Stata: Statistical software for data science“ statistisch 
ausgewertet.  

2.3 Untersuchung des baulichen Zustands des 
ÖPNV-Netzes (AP3) 

2.3.1 Erfassung und Auswertung von Datenquellen zum 
baulichen Zustand der ÖPNV-Netze 

Die Erfassung der baulichen Zustände der ÖPNV-Netze wurde einerseits 
durch Erfassung von vorhandenen Datenquellen realisiert. Ergänzend dazu 
wurden Expert*innenbefragungen durchgeführt, um Datenlücken für die 
kommunalen ÖPNV-Netze zu füllen und Hinweise auf weitere Datenbestände 
zu erlangen. Hier wurden vor allem folgende Datenquellen einbezogen:  
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Straßenbahnen, U-Bahnen, Bus-Infrastruktur: 

 Nahverkehrspläne der SPNV/ÖPNV-Aufgabenträger  
 Berichte bzgl. der barrierefreien Gestaltung des ÖPNV-Angebots bis 

2022 (PBefG) 
 ÖPNV-Transparenzregister https://www.oepnv-transparenzregister.de 
 VDV-Daten 
 BDO-Daten 

 
Eisenbahn:  

 VDV-Erfassungen 2012 
 Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung Bundesregierung und DB-

Netze 2019 „Infrastruktur und Entwicklung im Berichtsjahr, Kap. 2.3 ‚Zu
stand und Entwicklung im Berichtszeitraum‘“ 

 Brückenzustandsberichte 
 Daten der Bundesnetzagentur 

 
Die Daten wurden nach Art der Verkehrsinfrastruktur und nach Baulastträ
gern ausgewertet. Soweit die Daten kommunale Gebiete betreffen, wurden 
sie nach Gemeindegrößenklassen (entsprechend der Klassen in Kap. 2.2.2) 
aufbereitet.  

2.3.2 Umfrage zum Zustand der kommunalen ÖPNV-
Infrastruktur 

Die Datenbasis auf Grundlage sekundärer Quellen stellte sich im Laufe des 
Projektes als nicht ausreichend für die Erfassung des Zustandes der ÖPNV-
Infrastruktur heraus. Aus diesem Grund wurde ähnlich wie bei der Stra
ßeninfrastruktur eine Umfrage durchgeführt. Dazu wurden mit Unterstützung 
des VDV alle ÖPNV-Betreiber des Verbandes angeschrieben. Außerdem 
wurde die Umfrage auch den BDO-Mitgliedern zugesandt. Darüber hinaus 
wurden alle U-Bahn- und S-Bahn-Betriebe angeschrieben.  

2.4 Hochrechnung und Abschätzung 
Investitionsbedarf im Bereich des 
kommunalen Straßenverkehrs bis 2030 
(AP4) 

In Arbeitspaket 4 wurden die Ergebnisse der Sekundäranalyse zum groben 
Umfang und zur Typisierung der Straßen (AP1) sowie die Befragung zur 
stichprobenartigen Erfassung von typisierten Erneuerungsbedarfen (AP2) 
zusammengeführt. Die Daten wurden nach den gewählten Kategorien (Bau
lastträger, Straßentyp, Baujahr/Baualter, Regionen, Gemeindegrößenklasse) 
aufgeschlüsselt. Die Zustandsklassen und baulichen Merkmale wurden für 
die Kategorien als Häufigkeiten ermittelt. Diese Daten bilden die Grundlage 
für eine Abschätzung des Investitionsbedarfs. Dazu sind der Bauzustand und 
die objektspezifischen Erneuerungs- bzw. Ersatzkosten wesentliche Para
meter. Sofern aus den eigenen Erhebungen keine entsprechenden Informa
tionen vorlagen, wurden typische Baukosten anhand von Erfahrungswerten 
literaturbasiert oder durch Abfrage bei Fachexpert*innen erfasst und in die 
Abschätzung einbezogen.  

Die Daten wurden anhand der Stichprobe und der statistischen Merkmale 
der Grundgesamtheit auf die Gesamtheit der Straßen hochgerechnet (Kap. 
4). So wird der Gesamtbedarf der Ersatz- und Erweiterungsneubauten und 

https://www.oepnv-transparenzregister.de/
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des entsprechenden Investitionsvolumens bei den kommunalen Straßennet
zen abgeschätzt.  

Damit unterscheiden sich die ermittelten Ergebnisse sowohl in ihrer Differen
ziertheit als auch hinsichtlich ihrer inhaltlichen Abgrenzung von anderen im 
wissenschaftlichen und praktischen Diskurs thematisierten Investitionsbe
darfen. Der seit 2009 jährlich im Rahmen des KfW-Kommunalpanels erho
bene Investitionsrückstand der Kommunen betrachtet die Straßeninfrastruk
tur beispielsweise nur als Block.2 Teilnetze, insbesondere für den Rad- und 
Fußverkehr, werden nicht separat abgebildet. Außerdem bezieht sich der 
ausgewiesene Investitionsrückstand dort retrospektiv auf in der Vergangen
heit unterlassene Infrastrukturmaßnahmen. Als Nachholbedarf werden diese 
auch bei der in diesem Vorhaben erfolgten Schätzung berücksichtigt, bilden 
aber nur eine Teilmenge der Bedarfe insgesamt. Auch die von den Kommu
nen geplanten Investitionen sind inhaltlich und in ihrer methodischen Genese 
etwas Anderes als die im AP4 abgeschätzten Investitionsbedarfe. Die Inves
titionsplanung als Teil der kommunalen Haushaltsplanung hat zunächst ei
nen engeren Betrachtungshorizont von maximal drei bis fünf Jahren. Die Ab
schätzungen in dieser Studie reichen dagegen bis ins Jahr 2030. Außerdem 
werden im Rahmen der Haushaltsplanung bereits finanzielle Rahmenbedin
gungen und andere Restriktionen mitgedacht, sodass die Planung häufig 
hinter den eigentlich zu erwartenden Bedarfen zurückbleibt (und so ein In
vestitionsrückstand entsteht). Zu guter Letzt setzt der hier zugrundeliegende, 
neu entwickelte Ansatz erstmals auf einer umfassend ermittelten Grundge
samtheit der Straßen- und Wegenetze auf und basiert nicht auf der Hoch
rechnung über hilfsweise verwendete Indikatoren wie z.B. Einwohnerzahlen. 
Weil die Datenverfügbarkeit der Ausdifferenzierung im Berechnungsmodell 
Grenzen setzt, bleibt es jedoch weiter nur eine Schätzung, die wichtige Ori
entierung bieten soll, aber keine Planung im Detail auf der Ebene der Kom
munen selbst ersetzen kann. 

2.5 Hochrechnung und Abschätzung 
Investitionsbedarf ÖPNV-Netze bis 2030 
(AP5) 

Bei der Hochrechnung der ÖPNV-Netze wurde ähnlich vorgegangen wie bei 
der Straßeninfrastruktur. Bei den Bestandteilen der Verkehrsinfrastruktur der 
ÖPNV-Netze, bei denen der bauliche Zustand mit Hilfe von Stichproben er
hoben wurde, wurden die Ergebnisse anhand von statistischen Merkmalen in 
den Stichprobendaten und der Grundgesamtheit auf die Gesamtheit der 
Verkehrsinfrastruktur in Kap. 3 hochgerechnet. Bei den Daten zur Verkehrs
infrastruktur der ÖPNV-Netzte wurden zum Teil Vollerhebungen (U-Bahn-
Netze) vorgenommen. Die Erkenntnisse zum baulichen Zustand aus diesen 
Erhebungen beziehen sich insofern unmittelbar auf die Grundgesamtheit. 
Bei der Abschätzung des Investitionsbedarfs wurde methodisch genauso 
vorgegangen wie bei der Straßenverkehrsinfrastruktur. Die bereits vorge
nommenen begrifflichen Einordnungen und Abgrenzungen gelten hier ana
log. 

 
2 KfW-Kommunalpanel 2019-2024: Umfrage-Reihe zu den Investitionstätigkeiten und Fi

nanzierungsbedarfen der Kommunen https://difu.de/projekte/kfw-kommunalpanel-
2019-2024  

https://difu.de/projekte/kfw-kommunalpanel-2019-2024
https://difu.de/projekte/kfw-kommunalpanel-2019-2024
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2.6 Auswirkungen einer Verkehrswende auf die 
Investitionsbedarfe (AP6) 

Die im Rahmen von AP4 und 5 vorgenommenen Hochrechnungen schreiben 
den Status quo ohne wesentliche strukturelle, organisatorische oder techno
logische Änderungen der betrachteten Infrastruktursysteme fort. Sie bilden 
damit das Referenz- bzw. „Business-as-usual“-Szenario (BAU-Szenario). 

Unter Berücksichtigung aktueller gesellschaftspolitischer Entwicklungen, 
z.B. der Forderung nach einer grundlegenden Verkehrswende, und anderer 
übergeordneter Trends (z.B. Klimawandel, demografischer Wandel, Digitali
sierung etc.) ergeben sich darüber hinaus Erweiterungs- und Transformati
onsbedarfe, die ihrerseits zusätzliche Investitionen erforderlich machen. 
Erste Vorüberlegungen und Abstimmungen zu den relevanten Entwicklungs
trends und weiteren in die Analyse einzubeziehenden Aspekten waren bereits 
Gegenstand des Auftaktgespräches für das Vorhaben insgesamt am 23. Juni 
2021 zwischen den Bearbeitern im Difu und Vertreter*innen der auftragge
benden Organisationen unter Beteiligung weiterer Fachexperten. 

Im Rahmen des Vorhabens wurden darauf aufbauend insbesondere die sich 
aus einer Verkehrswende ergebenden Auswirkungen auf den Infrastruktur
bedarf und die damit zusammenhängenden Investitionen abgeleitet. Ziel war 
es dabei, verschiedene mögliche Entwicklungen in der Zukunft in ihrem 
Wechselspiel abzubilden und zu analysieren. Betrachtet wurden sowohl al
ternative Szenarien (Zukunftsbilder) als auch mögliche Wege, die zu diesen 
führen könnten. Neben der (hypothetischen) Beschreibung verschiedener 
Varianten und der Ableitung der zu erwartenden Auswirkungen auf die Inves
titionsbedarfe ging es insbesondere auch darum, die Einfluss- bzw. Steue
rungsmöglichkeiten durch involvierte Akteure aufzuzeigen. 

Wesentlicher methodischer Baustein war eine systematische Auswertung 
bereits vorliegender Studien zur Verkehrswende. Diese Studien beziehen 
sich häufig auf Teilbereiche der Verkehrswende und betrachten beispiels
weise Themen wie Elektromobilität, Sharing-Economy oder Rad- und Fuß
verkehr isoliert und aus einer spezifischen Perspektive. Im Sinne einer Meta-
Analyse wurden 105 Studien zusammengeführt, die im laufenden wissen
schaftlichen und politischen Diskurs bereits zur Kenntnis genommen worden 
sind und eine akzeptable methodische Qualität aufweisen. Dadurch konnten 
eine übergreifende Perspektive und eine inhaltliche Integration über einzelne 
Infrastrukturbausteine hinweg erreicht werden. Eine Liste der betrachteten 
Studien ist im Anhang A.1 zu finden.  

Für die Meta-Analyse wurden in einem halbtägigen Szenario-Workshop das 
Vorgehen und die einzubeziehenden Studien besprochen. Auch die Auftrag
geber haben Studien für die Meta-Studie benannt, die aus ihrer Sicht beson
ders geeignet erschienen. 
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3. Umfang der 
Verkehrsinfrastrukturnetze 
(AP1) 

Für die Erfassung der Länge der Netze der Verkehrsinfrastruktur wurden ver
schiedene Quellen geprüft. Weil andere Datenquellen keine ausreichenden 
Daten für die Abbildung des Netzumfanges der Verkehrsinfrastruktur boten, 
wurden GIS-Datenbanken ausgewertet. Das waren vor allem die ATKIS-Da
tenbank und, für einige ergänzende Parameter, die Open Street Map (OSM), 
die für alle Bundesländer umfangreiche Datenbestände vorhält. Bei einzelnen 
Aspekten gibt es Abweichungen in der methodischen Erfassung in den Da
tenbanken, die im Untersuchungsverlauf vereinheitlicht wurden. Für die Er
fassung der Bahnstrecken wurden mangels entsprechender Datenbanken 
bei der Bundesnetzagentur ebenfalls die OSM ausgewertet, um so zumin
dest die öffentlichen Schienen- und Anlagenbestände erheben zu können. 
Leider waren auch die Datenbanken privater Bahnanbieter trotz Anfragen 
nicht zugänglich. Für die Quantifizierung der Infrastrukturen der vorwiegend 
städtischen ÖPNV-Anbieter, also insbesondere für Straßenbahn-, U-Bahn- 
und Bus-Verkehre, wurden zusätzlich Datenbestände von Verkehrsverbün
den, Bahnbetreibern, kommunalen Verkehrsbetrieben und Verbänden ange
fragt. Für Datenlücken, die auf diese Weise nicht zu schließen waren, wurden 
diese durch fundierte Annahmen und Hochrechnungen kompensiert. Bei 
den vier U-Bahnnetz-Betreibern (Berlin, Hamburg, München, Nürnberg) 
wurde aufgrund der besonderen Eigenschaften der betreffenden Infrastruk
turen im AP2 erfolgreich eine Vollerhebung durchgeführt, die so auch den 
Netzumfang für AP1 erschloss. Die angestrebte Erhebung bei den S-Bahnen 
blieb trotz Unterstützung durch den VDV dagegen ergebnislos.  

3.1 Dokumentation der Arbeitsschritte der 
Auswertungen der Datenbanken 

In diesem Kapitel werden die methodische Herangehensweise bei der Be
schaffung, Aufbereitung und Analyse der Geodaten beschrieben. Im Wesent
lichen gliederte sich die Aufgabe in drei übergeordnete Arbeitspakete, die in 
der Abb. 3 visualisiert sind und in den folgenden Unterkapiteln weitergehend 
beschrieben werden.  
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Quelle: Eigene Darstellung 

Die einzelnen Auswertungsschritte werden im Folgenden nur zusammenfas
send beschrieben. Eine ausführliche Beschreibung wird in einem Methoden
bericht zur GIS-Datenbankauswertung für den Umfang von Verkehrsnetzen 
veröffentlicht.  

3.1.1 Datenbeschaffung 

Ziel des Arbeitspakets „Datenaufbereitung“ ist das Zusammentragen und 
Aufbereiten relevanter Daten für die anschließende Analyse. Hier wird starkes 
Augenmerk auf die Qualität und bestmögliche Vollständigkeit gelegt. Die Da
ten zur Ortslage, zu Straßen und zur Eisenbahn inkl. Bahnhöfe werden über 
den Download von Daten aus dem Amtlichen Topographischen-Kartogra
phischen Informationssystem (ATKIS) bereitgestellt. Die Einwohnerzahlen 
wurden aus den Daten der Verwaltungsgebiete (VG250-EW) vom Amt für 
Kartographie und Geodäsie übernommen (Bundesamt für Kartographie und 
Geodäsie [BKG], 2021). Stichtag für die Erhebung der Einwohnerzahlen war 
der 31.12.2019. Im weiteren Schritt wurden Daten aus der Open-Street-Map 

 

Abb. 3: Ablaufschema 
der Geodaten-Analyse  
 
(AP-Nummerierung des 
Unterprojektes) 
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(OSM) beschafft. Zum einem ergänzten sie die Daten der DLM250 in den in
nerörtlichen Straßen, zum anderen wiesen die Open-Street-Map-Daten eine 
deutlich vollständigere Datengrundlage für die Bedarfspositionen auf. Dies 
gilt insbesondere im Hinblick auf die Fuß- und Fahrradwege, aber auch für 
die Vollständigkeit von Haltestellen und Linien des ÖPNV. Daher wurde für 
die Analyse eine Kombination aus beiden Datenquellen (DLM250 und OSM) 
gewählt, um eine möglichst hohe Qualität der Daten für die Analyse erreichen 
zu können. Alle genutzten Daten sind open source und damit kostenfrei ver
fügbar. 

3.1.1.1 Daten der DLM250 

Der Datenbestand der DLM250 stellt neben der NAS3 ein alternatives Daten
format zu den ATKIS-Daten dar. Das Digitale Landschaftsmodell im Maßstab 
1:250.000 beschreibt die topographischen Objekte der Landschaft im Vek
torformat. Der DLM250-Datensatz basiert auf Daten zum Stichtag 
31.12.2020. Vertrieben werden die Daten vom Bundesamt für Kartographie 
und Geodäsie (BKG). Der Datenbestand umfasst Objektarten inkl. beschrei
bende Attribute u.a. zu Straßen, Siedlungen und Gebietskörperschaften.4 Je
des Objekt besitzt einen deutschlandweit eindeutigen Objektidentifikator 
(OID), der über die gesamte Lebenszeit des Objektes gleich bleibt (BKG, 
2023).  

Die in Tab. 1 dargestellten Ebenen und Objekte wurden für die Auswertung 
gewählt. 

Layer Ebene Objekt 

Gebietskörperschaften 
 
Flächenpolygone zu den Bundesländern 
und kommunalen Gebieten (Gemeinden) 

geb01_f AX_Gebiet_Bundesland 
AX_Kommunales_Gebiet 

Siedlungsflächen 
 
Flächenpolygone zu den geschlossenen 
Ortslagen 

sie01_f AX_Ortslage 

(Überörtliche) Straßen5 
 
Linienpolygone mit den Straßen 

ver01_l AX_Strassenachse 

Bahnstrecke 
 
Linienpolygone mit den Strecken des 
Bahnverkehr 

ver05_l AX_Bahnstrecke 

Bahnhöfe 
 
Punktpolygone zu den Bahnhöfen (Fern- 
und Nahverkehr) 

ver06_p AX_Bahnverkehrsanlage 

 
Zu Beginn der Projektlaufzeit wurde der Kauf von Daten aus dem kosten
pflichtigen Datensatz der DLM50 erwogen und ausgeschlossen. Eine Aus
wertung der Straßen entlang der Straßenbaulast ist mit beiden Datensätzen 

 
3 NAS: Normbasierte Austausch-Schnittstelle – komplexes Regelwerk, das Formatstan

dards für u.a. ATKIS definiert. 
4 Welche Objektarten der vollständige DLM250-Datensatz enthält, beschreibt der AT-

KIS®-Objektkartenkatalog (ATKIS®-OK250). 
5 DLM deckt die überörtlichen Straßen ab. Siehe hierzu das nächste Kap. 1.1.2. 

Tab. 1: Übersicht der 
genutzten Ebenen und 
Objekte aus DLM250 
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möglich. Außerdem reichen die vorhandenen Informationen zur Widmung, 
die im Objekt „AX_Strassenachse“ (ver01_l) hinterlegt sind, aus, um die Aus
wertung der Grundposition gewährleisten zu können. Es gibt zwei Aspekte, 
die in Hinblick auf die Qualität der DLM250-Daten berücksichtigt werden 
sollten. Unter anderem hält sich der Datensatz aufgrund des geringeren 
Maßstabs von 1:250.000 eine geringere Auflösung und eine Abweichung 
beispielsweise der Linienpolygone der Straße um bis zu 5 m vor.  

Da die inhaltlichen Attribute der Datensätze AX_Bahnstrecke und AX_Bahn
verkehrsanlage spezifischen Kategorisierungen unterliegen und mitunter 
nicht intuitiv sind, werden sie in den nachfolgenden Tabellen im Detail be
schrieben. Hierbei gilt es hervorzuheben, dass die Datensätze auch Bahn
gleise bzw. Bahnverkehrsanlagen im privaten Raum, zum Beispiel auf Be
triebsgeländen, beinhalten.  

Parameter Ausprägungen 

Bahnkategorie „Eisenbahn“ (Güterverkehr und Personenverkehr), „Perso
nenverkehr“, „Güterverkehr“, „S-Bahn“ etc. 

Elektrifizierung „Ja“ und „nein“ 

Anzahl der Gleise „Eingleisig“ und „zweigleisig“6 

Nummer der Bahnstrecke - 

Spurweite „Normalspur“, „Schmalspur“, „Breitspur“ und „nicht zutref
fend“ 

Verkehrsdienst „Fernverkehr“ 

Zustand „Außer Betrieb“, „stillgelegt“, „verlassen“ und „im Bau“ 

Quelle: nach Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik  
Deutschland [AdV], 2018 

Parameter Ausprägungen 

Bahnhofskategorie „Bahnhof“ und „Haltepunkt“7 

Bahnkategorie „Eisenbahn“ (Güterverkehr und Personenverkehr), „Perso
nenverkehr“, „Güterverkehr“, „S-Bahn“ etc. 

Zustand „Außer Betrieb“, „stillgelegt“, „verlassen“ und „im Bau“ 

Quelle: nach AdV 2018 

3.1.1.2 Daten der Open-Street-Map 

Open-Street-Map (OSM) ist ein Geoinformationssystem, das nutzbare Geo
daten sammelt, strukturiert und kostenfrei zur Verfügung stellt. Dabei können 
die Daten in ihrer Genauigkeit und Vollständigkeit regionale Unterschiede 
aufweisen, da die Datenerfassung und Aufbereitung durch aktive Mitglieder 
der Community getragen werden. Die Datenerfassung verläuft dabei (zum 
Großteil) nach festgesetzten Richtlinien. Im Rahmen der Studie wurden Geo
daten von OSM durch zwei verschiedene Downloadalternativen beschafft. Es 
wurden Daten über das Geofabrik-Portal8 heruntergeladen. In diesem Portal 
werden ausgewählte OSM-Datensätze gesammelt als shapefiles zum Down
load bereitstellt. Darüber hinaus wurden spezifische, für die Beauftragung 

 
6 Es werden keine weiteren Werte aufgeführt, d.h. dass die genaue Gleisanzahl z.T. nicht 

aufgeführt ist. 
7 „Die Kategorisierung erfolgt gemäß den Angaben des Betreibers“ (Arbeitsgemeinschaft 

der Vermessungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik Deutschland (2018), S. 
119 ff.). 

8 Geofabrik: down-load.geofabrik.de 

Tab. 2: Übersicht der 
inhaltlichen Attribute 
des Datensatzes 
AX_Bahnstrecke 

Tab. 3: Übersicht der 
inhaltlichen Attribute 
des Datensatzes 
AX_Bahnverkehrsan-
lage  
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notwendige Datensätze auch über die Overpass-API9 angefragt und herun
tergeladen.  

Im Zuge der Datenbeschaffung wurde festgestellt, dass die OSM-Daten eine 
größere Genauigkeit in der Lage und eine höhere Verfügbarkeit bei den Be
darfspositionen aufweisen (ÖPNV, Fuß- und Fahrradverkehr sowie Tunnel 
und Brücken). Daher wurde die Nutzung von DLM oder OSM pro Position ab
gewogen und entsprechend der Datenqualität eine der beiden Datenquelle 
ausgewählt. Die in Tab. 4 dargestellten Positionen werden durch Daten der 
Open-Street-Map aufbereitet und analysiert. 

Layer Abkürzung OSM-Key10 Downloadart 

Bushaltestelle BHS Bus stop 
Bus station 

Geofabrik 

Busspur BSP Bus:‘lanes‘ 
lanes:psv 
busway 
highway:‘busway‘ 

Overpass 

Straßenbahnhalte
stelle 

SHS Tram station Geofabrik 

Straßenbahngleise SBG Railyway:‘tram‘ Geofabrik/Overpass 

U-Bahnhof UBH Station:‘subway‘ Overpass 

U-Bahngleis UBG Route:‘subway‘;  
railway:‘subway‘ 

Overpass 

Fußweg FUW Highway:‘footway‘ Geobfarik 

Fahrradweg  RDW Cycleway 
Route:‘bicycle‘ 

Geofabrik 
Overpass 

Straßentunnel STT roads, tunnel:‘T‘ Geofabrik 

Straßenbrücke STB roads, bridge:‘T‘ Geofabrik 

Innerörtliche Stra
ßen 

STR_OSM roads, fclass: ‘resi
dential‘ 
roads, fclass: ‘living-
street‘ 

Geofabrik 

 

Bezüglich der Vollständigkeit der Straßen konnte OSM den DLM-Datensatz 
erweitern. Diese werden hier, als einzige der oben genannten Positionen, 
durch eine Kombination aus beiden Datenquellen abgedeckt. Der DLM-Da
tensatz erfasst nur die Straßen mit einer Straßenbreite größer oder gleich 
5 m, befestigt und ausgebaut mit mindestens zwei Fahrstreifen vollständig. 
Innerörtliche Straßen sind nur teilweise erfasst (BKG, 2023). Der Datensatz 
der Open-Street-Map osm_roads_free ergänzt mit den Attributen fclass=re
sidential und fclass=living_street insbesondere die letztgenannte Kategorie. 
In der Abb. 4 ist dies am Beispiel des Orts Güstrow in Mecklenburg-Vorpom
mern dargestellt. Zusätzlich zu dem Datensatz der DLM (rote Straßen) wer
den die Daten von OSM (orange Straßen) herangezogen. So werden schluss
endlich alle Gemeindestraßen erfasst. 

  

 
9 Overpass Turbo: overpass-turbo.eu 
10  Weitere Informationen zu den OSM-Keys können der Enzyklopädie von OSM entnom

men werden (siehe OpenStreetMap Wiki contributors (2021)) 

Tab. 4: Übersicht der 
OSM-Datensätze 
inklusive Abkürzung und 
Downloadart 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Hinsichtlich des OSM-Datensatzes zu Bushaltestellen sei an dieser Stelle be
tont, dass die Daten, welche über das Geofabrik-Portal zur Verfügung gestellt 
werden, keine Informationen über das Vorhandensein eines Bushaltestellen
hauses beinhalten. Grundsätzlich ist für den OSM-Key „Bus stop“ zwar ein 
Attribut „Shelter“ (dt. Unterstand) vorgesehen. Dieses ist i.d.R. allerdings 
nicht mit Angaben gefüllt (OpenStreetMap Wiki contributors, 2021).  

Im Hinblick auf den OSM-Datensatz zu Straßenbahngleisen gilt es hinzuzu
fügen, dass dieser bei einigen Stadtbahnsystemen sowohl überirdische als 
auch unterirdische Gleise beinhaltet. Unterirdische Streckenführungen sind 
in dem OSM-Datensatz durch die Ausprägung „T“ des Attributs „Tunnel“ ge
kennzeichnet (OpenStreetMap Wiki contributors, 2021).  

Schließlich ist an dieser Stelle auch anzumerken, dass der Layer des OSM-
Keys „Route:bicycle“ mit Ausnahme von Mountainbike-Routen alle Fahrrad
routen beinhaltet, „die durch eine durchgehende Markierung als Fahrrad
route gekennzeichnet sind“(OpenStreetMap Wiki contributors, 2021). Dem
gemäß enthält der Layer auch Linienpolygone, welche Fahrradwege auf 
Forst- und Waldwegen abbilden. Die Linienpolygone des Layers 
„Route:bicycle“ wurden bei der Analyse dennoch berücksichtigt, um die as
phaltierten Fahrradwege in Kombination mit den Linienpolygonen des Layers 
„Cycleway“11 in der Datenanalyse so weit wie möglich abzudecken.  

3.1.2 Datenaufbereitung 

In der Datenaufbereitung wurden die heruntergeladenen Daten zunächst 
überarbeitet. Dabei wurden Dateien, aber auch einzelne Attributspalten ge
löscht und andere neu gebildet. Dazu waren diverse Arbeitsschritte nötig, die 
hier nur aufgezählt werden. Für die genauere Beschreibung sei auf den Me
thodenbericht zur GIS-Datenbankauswertung zum Umfang von Verkehrs
netzen verwiesen. 

  

 
11 Die Linienpolygone des Layers „Cycleway“ beschränken sich i.d.R. auf innerörtliche 

Fahrradwege.  

Abb. 4: Darstellung der 
Datensätze DLM (rot) 
und OSM (orange) als 
Ergänzung der 
innerörtlichen Straßen. 
Kartengrundlage: OSM 
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Datenaufbereitung der DLM-Daten 

Im Wesentlichen folgte die Datenaufbereitung der DLM-Daten für die Grund
positionen drei wesentlichen Schritten: 

1. Löschung nicht benötigter Attribute 

2. Fusion von Dateien zu den Gemeinden, Einwohnerzahlen und Ortslagen 

3. Trennung der Datensätze nach Bundesland 

3.1.3 Datenaufbereitung der OSM-Daten 

Die Aufbereitung der OSM-Daten zur Analyse der Bedarfspositionen beinhal
tete folgende Datenschritte: 

 Herausfiltern notwendiger Keys aus aggregierten Datensätzen 
 Fusionieren unterschiedlicher „OSM-Keys“ zu einem gemeinsamen 

Layer 
 Zerschneiden von Linienpolygonen auf die entsprechende Analyseebene 
 Löschen von Objekten, die sich außerhalb des jeweiligen Bundeslandes 

befinden 

3.1.4 Datenanalyse 

Die Datenanalyse hatte das Ziel, die Daten zu den Beständen im Verkehrssys
tem (Straßen, Straßen-Tunnel, -Brücken, Geh- und Fahrradwege, sowie 
ÖPNV-Netze) zu erfassen. Diese wurden als Grundgesamtheit für die Befra
gungen des Difu (vgl. Kap. 4) zum Zustand der Verkehrsnetze und die Ab
schätzungen zu den Investitionsbedarfen der Kommunen in der Verkehrsinf
rastruktur genutzt. Für dieses Ziel war vor allem eine Analyse zur Länge des 
Verkehrsnetzes bezogen auf deren zuständigen Baulastträger erforderlich. 
Der Fokus lag hier auf den Straßen in kommunaler Straßenbaulast, d.h. Stra
ßen, deren Bau, Unterhaltung und Betrieb in Trägerschaft der Kommunen 
(Gemeinden und Landkreise) liegen. Zusätzlich dazu wurden aber auch Ver
kehrsnetze des Bundes und Länder analysiert und in den Daten vermerkt. Der 
genaue Ablauf der Analyse ist im bereits erwähnten Methodenbericht zur 
GIS-Datenbankauswertung zum Umfang von Verkehrsnetzen dargestellt. 
Hier seien nur die wichtigsten Analyseschritte erwähnt.  

Straßen 

 Identifizierung der Straßenbaulast der Linienpolygone entsprechend des 
Bundesfernstraßengesetzes und der Landesstraßengesetze 

 Zuordnung der Gemeinde zum jeweiligen Straßenabschnitt 
 Berechnung der Länge jedes einzelnen Linienpolygons einer Straße 
 Aufsummieren der Länge der Straßen in kommunaler Baulast pro Ge

meinde und Kreise 
 

Brücken und Tunnel 

 Identifizierung der Attribute Brücke und Tunnel der Linienpolygone für die 
Erstellung entsprechender Übersichten 

 Berechnung der Längen und die Zuordnung der Linienpolygone der Brü
cken und Tunnel zu den Kommunen und Baulasten 

 Aufsummieren der Länge der Brücken und Tunnel in kommunaler Baulast 
pro Gemeinde und Kreis 
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Fuß- und Fahrradwege 

 Identifizierung der Attribute Fuß- und Radwege der Linienpolygone für die 
Erstellung entsprechender Übersichten 

 Berechnung der Längen und die Zuordnung der Linienpolygone der Fuß- 
und Radwege zu den Kommunen und Baulasten 

 Aufsummieren der Länge der Fuß- und Radwege in kommunaler Baulast 
pro Gemeinde und Kreis 
 

Linien und Punkte des öffentlichen Verkehrs 

Punkte 

 Hinzufügen ausgewählter Attribute jedes Flächenpolygons der Gebiets
körperschaften zu den Punktdaten der Bushaltestellen, Straßenbahnhal
testellen, U-Bahnhöfen sowie der Eisenbahn-Bahnhöfe und -haltepunkte, 
in welchem die Punktobjekte gelegen sind 

 Berechnung der Anzahl an Punktobjekten je Gebietskörperschaft 
 
Linien 

 Berechnung der Länge für jeden Layer mit Linienpolygonen des öffentli
chen Verkehrs analog der durchgeführten Kalkulation für die Straßen 
(siehe oben)  

 Verbindung ausgewählter Attribute jedes Flächenpolygons der Gebiets
körperschaften mit den Linienpolygonen der Busspuren, Straßenbahn
gleise, U-Bahngleise und der Eisenbahn-Bahngleise, in welchem die Lini
enpolygone gelegen sind 

 Analyse der Linienpolygone des öffentlichen Verkehrs für die Berechnung 
der Gesamtlänge aller Linienpolygone eines Linienlayers je Gebietskör
perschaft  

3.2 Ergebnisse der Datenanalyse 
Nach der erfolgreichen Durchführung der Datenanalyse werden im Folgen
den in Übersichtsdarstellungen die Ergebnisse der Datenanalyse im Tabel
lenformat bzgl. die Länge der Straßen in kommunaler Baulast, der Tunnel 
und Brücken, der Gleise und Busspuren im öffentlichen Verkehr sowie der 
Fuß- und Fahrradwege dargestellt. 

3.2.1 Straßen in kommunaler Baulast  

In den Flächenländern ließ sich so eine Länge von rund 561.000 km an Stra
ßen in Baulast der Gemeinden und Kreise und rund 12.000 km in Baulast der 
Stadtstaaten analysieren. Insgesamt ergibt das bundesweite Straßennetz in 
kommunaler Baulast eine Länge von rund 573.000 km. Die Tabellen geben 
einen Überblick über die Straßen in kommunaler Straßenbaulast (letzte 
Spalte) und eine Übersicht der erfassten Straßentypen (Bundesfern-, Lan
des-, Kreis- und Gemeindestraßen) insgesamt, unterschieden nach dem Trä
ger der Straßenbaulast.  
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Straßenlänge in km 

Bundesland Bundes-
fernstra
ßen1 

Bundes-
fernstra
ßen 

Landesstra
ßen/Staats
straßen2 

Landes-stra
ßen/Staats
straßen 

Kreis- 
straßen3 

Kreis
straßen 

Gemeinde-
straßen 

Alle Straßen in 
kommunaler 
Straßenbaulast4 

Straßenbau
last 

Bund Ge
meinde 

Land Gemeinde Kreis Ge
meinde 

Gemeinde Kommune 

Brandenburg 3.743 44 5.598 52 2.962 - 19.642 22.700 

Mecklenburg-
Vorpommern 

2.677 60 3.350 70 4.184 27 16.301 20.641 

Sachsen 3.954 189 6.270 198 7.182 172 22.149 29.890 

Sachsen-An
halt 

3.613 84 5.313 48 5.518 35 14.020 19.703 

Thüringen 2.163 30 4.032 54 3.159 64 12.845 16.153 

Niedersachsen 9.215 260 10.820 316 17.698 486 59.179 77.938 

Schleswig-Hol
stein 

4.000 107 5.685 245 6.029 379 16.686 23.446 

Hessen 5.886 197 9.306 389 6.018 293 26.767 33.665 

Nordrhein-
Westfalen 

8.410 1.108 14.407 1.648 10.902 926 67.405 81.989 

Rheinland-
Pfalz 

7.004 155 12.596 123 12.162 169 21.376 33.986 

Saarland 777 48 1.062 29 795 17 5.726 6.615 

Baden- 
Württemberg 

8.195 320 13.682 642 16.555 529 53.006 71.052 

Bayern 13.637 305 19.888 470 26.318 275 96.178 123.546 

GESAMT  
Flächenländer 

73.273 2.907 112.011 4.283 119.482 3.373 431.280 561.325 

1 Der Begriff Bundesfernstraße schließt Bundesautobahnen und Bundesstraßen ein. Eine Einzelauflistung ist über die geliefer
ten Excel-Dateien durch die Filterung möglich.  
2 Staatsstraßen in Bayern und Sachsen. 
3 In Straßenbaulast (SBL). 
4 Alle Straßen in kommunaler Straßenbaulast, d.h. die Summe der Straßen, bei denen der Träger der Straßenbaulast die Ge
meinde ist (bei Gemeindestraßen sowie Kreis-, Landes- und Bundesfernstraßen [bei Ortsdurchfahrten]) plus Straßen, bei de
nen der Träger der Straßenbaulast der Kreis (bei Kreisstraßen) ist. 

Straßenlänge in km  

Stadtstaat Bundesfernstraßen1 Gemeindestraßen Alle Straßen in Baulast der Stadt2 

 SBL=Bund SBL=Gemeinde SBL=Gemeinde SBL=Kommune 

Berlin3 144 179 5.757 5.936 

Hamburg 130 133 3.902 4.035 

Bremen 100 46 2.023 2.069 

GESAMT 
Stadtstaaten 

374 357 11.682 12.040 

1 Bundesautobahnen bleiben in den Stadtstaaten in Trägerschaft des Bundes. 
2 Alle Straßen in der Baulast der Stadt, d.h. unabhängig von der Klassifizierung. Eine Einzelauflistung ist über die gelieferten 
Excel-Dateien durch die Filterung möglich. 
3 Berlin: inkl. Straßen in der Baulast der Stadtbezirke (=4.671km)! 

  

Tab. 5: Ergebnistabelle 
zu der Analyse der 
Straßen 
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3.2.1.1 Ergebnisse der überörtlichen Straßen 

Die Ergebnisse der Straßenlänge der überörtlichen Straßen, unabhängig von 
der Straßenbaulast, beschreiben eine Länge von insgesamt 315.329 km in 
den Flächenbundesländern und 732 km in den Stadtstaaten. Daraus ergibt 
sich eine Gesamtlänge des überörtlichen Straßennetzes von 316.061 km. 

Auswertung 
IKEM 
Angaben in km 

Bundesfern
straßen1 

Landesstra
ßen/ 
Staatsstraßen 

Kreisstraßen Straßen des 
überörtlichen 
Verkehrs2 

Flächenländer 76.180 116.295 122.855 315.329 

Stadtstaaten 732 0 0 732 

GESAMT 
Deutschland 

76.912 116.295 122.855 316.061 

1 Der Begriff Bundesfernstraßen schließt Bundesautobahn und Bundesstraße ein. 
2 Summe aus Bundesfernstraßen, Landesstraßen/Staatsstraßen und Kreisstraßen (un
abhängig von ihrer Straßenbaulast). 

 
Bei der Betrachtung der Zahlen wird deutlich, dass es im Vergleich mit Zahlen 
anderer Auswertungen zu einer deutlichen Überschreitung der Zahlen bishe
riger amtlicher Veröffentlichungen kommt. Das Bundesministerium für Ver
kehr und digitale Infrastruktur (BMVI) gibt jährlich die Statistik zum Bestand 
des überörtlichen Straßennetzes heraus (Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur [BMVI], 2021b). Die aktuelle Erhebung mit Stand vom 
01.01.2021 wurde im September 2021 veröffentlicht. Diese gibt folgende 
Angaben zur Länge der überörtlichen Straßen an(BMVI, 2021a). 

Auswertung 
BMVI 2021b:1 
Angaben in km 

Bundesfern-
straßen1 

Landesstraßen/ 
Staatsstraßen 

Kreisstraßen Straßen des 
überörtlichen 
Verkehrs 

GESAMT 
Deutschland 

51.018 86 862 91.851 229.721 

1 Summe aus Bundesautobahnen und Bundesstraßen nach (BMVI, 2021a). 

Quelle: Eigene Darstellung nach (BMVI, 2021a) 

Die Zahlen für Bundesfernstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen liegen in 
der Analyse deutlich über den Zahlen des BMVI. Dies hängt insbesondere mit 
der Berechnung der Straßenlänge des BMVI mithilfe der ASB und dem Da
tenbestand der DLM250 zusammen. 

Das BMVI macht in deren Berechnung eine wichtige Anmerkung: „nur Ab
schnittlängen nach ‚ASB‘, ohne Astlängen“ (BMVI, 2021a). Die „Anweisung 
Straßeninformationsbank“ (kurz ASB) ist ein Regelwerk des BMVI zur Quali
tätssicherung der Erhebung von Straßendaten. Das Regelwerk umfasst ver
schiedene Teilbereiche, wie beispielsweise die Festsetzung von grundsätzli
chen Fragestellungen zur Datensicherung im Segment „Kernsystem“ und 
insbesondere das Segment „Straßenverkehr“. Dieses betrifft die Einrichtun
gen der Straße, die den Verkehrsfluss erfassen, sowie die Ausstattung der 
Straße zur Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs. Das Segment „Kernsys
tem“ beschreibt, was mit den Begrifflichkeiten der Abschnittslängen und 
Äste gemeint ist. 

Die Berechnung der Abschnittslänge erfolgt über die Länge des Abschnitts 
zwischen zwei gesetzten Nullpunkten. Ein Abschnitt wird dabei durch die 
Festlegung zweier Nullpunkte definiert. Diese Nullpunkte werden nach be
stimmten Kriterien gesetzt (BMVI, 2018). Kurz gefasst macht die ASB hier 

Tab. 6: Ergebnistabelle 
zu der Analyse der 
überörtlichen Straßen 

Tab. 7: Ergebnistabelle 
zu der Analyse des 
BMVI 
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eine sehr genaue Erfassung von Straßenstrukturen und -längen, die sich an
hand der Bestandsachse einer Straße orientieren. Hier gilt wiederum ein star
ker Kriterienkatalog zur Festlegung dieser Achse (BMVI, 2018). 

Der Begriff „Äste“ beschreibt insgesamt drei Straßenbestandteile: a) Ein
mündungen und Kreuzungen, b) Verbindungsarme von planfreien Knoten
punkten einschließlich Einfahr- und Ausfahrbereiche, c) Verbindungsarme, 
deren Fahrtrichtungen durch Begrenzungen oder bauliche Trennungen fest
gelegt werden.  

Der DLM250-Datensatz zeigt hier seine zwei Unterschiede. Der Datensatz 
bezieht seine Daten über die ATKIS. Diese besitzt ebenfalls Kriterien zur Er
fassung der Straßen. Für den kostenpflichtigen Datensatz Basis-DLM, auf 
dem der DLM250 mitaufbaut, gibt es Modellierungsbeispiele (Informations
technikzemtrum Bund [ITZBund], 2008) für die Linienpolygone der Straßen, 
die auf dem gleichen Prinzip der ASB aufbauen.12 Wie bereits im Kapitel zur 
Datenaufbereitung erwähnt, ist der kostenfreie Datensatz DLM250 aufgrund 
seines höheren Maßstabs nicht immer genau. Es entstehen Abweichungen, 
die zu Auswertungsergebnissen mit einem längeren überörtlichen Straßen
netz führen können. Aufgrund des Projektbudgets war keine andere Lösung 
möglich. Die Ungenauigkeit ist allerdings gering.  

Der zweite Unterschied, der zu einer größeren Angabe von Kilometern für die 
Bundesfernstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen führte, ist, dass die 
DLM Einfahrten und Ausfahrten im Datensatz darstellt. Die Angaben des 
BMVI sind „ohne Äste“, also ohne die Länge der oben genannten drei As
pekte (Einmündungen, Einfahr- und Ausfahrbereiche, Verbindungsarme). 
Gerade die Ein- und Ausfahrten wurden bei der Datenanalyse mit einbezogen 
und in die Länge von u.a. Bundesfernstraßen einbezogen. Daraus ergibt sich 
beispielsweise allein für die Bundesautobahnen in Brandenburg eine zusätz
liche Länge von 235 km an Ein- und Ausfahrten von Autobahnen. Insofern 
sind die Daten in dieser Studie genauer als die Daten des Bundesverkehrs
ministeriums.  

Zusätzlich stellt die DLM die Ein- und Ausfahrten lediglich als „halbdirekte 
Verbindungsrampe“ nach ASB (BMVI, 2021a) dar und gibt daher auch nur 
eine ungefähre Größenangabe der tatsächlichen Länge und Anzahl an Auf- 
und Abfahrten an. Abb. 5 ist ein Beispiel für die Genauigkeit der Ein- und Aus
fahrten. Im unterschiedlichen Maßstab wird dies zusätzlich noch verdeutlicht. 
Wie bereits in der Datenbeschaffung beschrieben, ist der DLM250-Daten
satz auf den Maßstab 1:250.000 angelegt. Bei kleineren Maßstäben zeigt 
sich die Abweichung der Ein- und Ausfahrten zur tatsächlichen Spur. Diese 
Abweichung kann ebenfalls zu etwas höheren Längenangaben geführt ha
ben. 

  

 
12 Weitere Modellierungsbeispiele siehe Informationstechnikzentrum Bund (2021)). 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Die Diskrepanz der Daten in der Auswertung der überörtlichen Straßen kann 
daher von der unterschiedlichen Erfassung der Linienpolygone durch die Ab
schnittslänge herrühren und durch die Einbeziehung von Ein- und Ausfahr
ten bei Bundesfern-, Land- und Kreisstraßen in unserer Analyse, die zu etwas 
größeren Längen dieser Straßentypen geführt haben. Insgesamt sind die 
Auswertungen in dieser Studie wie oben dargestellt jedoch genauer als die 
BMVI/BMDV-Daten.  

3.2.1.2 Ergebnisse für die Straßen in kommunaler Baulast 

Die Gesamtlänge der Straßen in kommunaler Straßenbaulast liegt den aktu
ellen Auswertungen zufolge bundesweit bei rund 573.000 km. Anders als bei 
den überörtlichen Straßen ergibt die Validitätsprüfung der Ergebnisse an
hand älterer Vergleichsquellen eine Abweichung. Aufbauend auf den Zahlen 
der letzten Erhebung aus dem Jahr 2013, in der 705.357 km Länge für das 
Straßennetz in kommunaler Straßenbaulast festgestellt wurden (Arndt et al., 
2015), S. 53), ist man mittlerweile von einem inzwischen längeren Straßen
netz in kommunaler Straßenbaulast ausgegangen. 

Mit dem Ergebnis einer Straßenlänge von 573.000 km wird die alte Analyse 
um rund 130.000 km unterschritten. Dies führte zu einer erneuten Prüfung 
der Datenquellen. Als Schlussfolgerung kann ein wesentlicher Schritt in der 
Datenaufbereitung für die Begründung einer geringeren Gesamtlänge der 
Straßen in kommunaler Straßenbaulast herangezogen werden. 

Nach der Aufbereitung der Daten der DLM250 wurde festgestellt, dass diese 
nur überörtliche Gemeindestraßen mit einer Straßenbreite größer als 5 m er
fasst. Daraufhin erfolgte eine Ergänzung der Straßendaten mithilfe der Open-
Street-Map. Um auch innerörtliche Straßen analysieren zu können, wurden 
aus dem Open-Street-Map-Datensatz alle Straßen mit fclass=“residential“ 
und fclass=“living_street“ herausgezogen. Bei dieser Klassifizierung handelt 
es sich eindeutig um Straßen, die in der Obhut der Gemeinde liegen.  

Im Hinblick auf die Ergebnisse der Straßen in kommunaler Straßenbaulast 
zeigt sich hier jedoch eine Schwachstelle der herangezogenen Daten. Der Ur
sprungsdatensatz „roads“ aus OSM verfügt über insgesamt 27 keys. Zwei 
davon sind die verwendeten keys „living_street“ und „residential“. Es bleiben 
daraufhin noch 25 weitere keys. 

Abb. 5: 
Beispieldarstellung des 
Autobahndreiecks 
Spreeaue und der Auf- 
und Abfahrt 
Friedersdorf in 
Brandenburg. Links im 
Maßstab 1:90:000. 
Rechts im Maßstab 
1:25:000 
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Alle keys, die eindeutig in die Kategorie „Wege und Pfade“ fallen, wurden bei 
der Analyse von Beginn an ausgeschlossen. Diese keys sind eindeutig nicht 
Straßen zuzuordnen. Das sind unter anderem Fuß- und Fahrradwege, Pfade, 
Reit- und Wanderwege. Hinzu kommen hier auch die nicht weiter betrachte
ten Feld- und Forstwirtschaftswege („track“). Diese keys in unterschiedlicher 
Abstufung ihrer Bodenbeschaffenheit (1-5) beschreiben jegliche Feldwege, 
landwirtschaftlichen Wege, Waldwege und forstwirtschaftlich genutzten 
Wege. In ihnen könnten sich vermutlich auch Gemeindestraßen befinden, je
doch ist dies durch die Klassifizierung der OSM nicht eindeutig, da diese kein 
Attribut besitzt, das eine Zuordnung der Wege als Gemeindestraße, mit Wid
mung und Straßenbaulast verfügt. Die meisten Wege sind zudem nicht-as
phaltierte Feldwege. Sie wurden daher bei der Analyse nicht berücksichtigt. 

Alle keys, die sich auf das Straßennetz beziehen, wurden detaillierter betrach
tet. Hierbei fiel auf, dass die Klassifizierung der Straßen in OSM nicht der fest
gesetzten bundesweiten Klassifizierung, sondern einer Klassifizierung nach 
Bedeutungsgrad der Straße folgt. 

„Bei der Unterscheidung zwischen den Attributen 
highway=primary, highway=secondary und highway=tertiary 

insbesondere sind die Verwaltungsklassen Bundesstraße, 
Landes-/Staatsstraße und Kreisstraße nur eine Richtschnur! 

Hier geht es um die jeweilige Verkehrsbedeutung […]. Die 
Verwaltungsklassen werden über Relationen referenziert." 

(OSM 2021) 

 

Keys Übersetzung 

bridleway Reitweg 

pedestrian Fußgängerzone 

footway Fußweg 

cycleway Fahrradweg 

Path Pfad (Mehrzweck oder ohne spezifische Verwendung, nicht 
offen für motorisierte Fahrzeuge) 

Track (1-5) Feld- und Waldwege 

motorway Autobahn 

Trunk Schnellstraße 

primary/primary link In Relation: Bundesstraße 

secondary/secondary link In Relation: Landesstraße 

tertiary/tertiary link In Relation: Kreisstraße 

residential In Relation: Gemeindestraße 

living street In Relation: Gemeindestraße 

service Zufahrtswege (driveway), Straße durch Industriegebiete 

unclassified „Umklassifiziert“ bedeutet nicht eindeutig klassifiziert (De
finition „umklassifiziert“: siehe unten!)  

unknown Unbekannter Weg/Unbekannte Straße 

Die Klassifizierung in OSM verläuft nach Relation. Die Übersetzung in die deutsche Klas
sifizierung dient nur als Richtschnur. 

 
Da mit dem Datensatz der DLM schon überörtliche Straßen erfasst und die 
Daten der Bundesfernstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen in der DLM-
Dokumentation als vollständig angegeben wurden, wurden die Kategorien 

Tab. 8: Auflistung der 
keys im OSM-Datensatz 
,roads' 
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highway, trunk, seconday und tertiary aus der weiteren Betrachtung ausge
schlossen. Es kann jedoch vorkommen, dass sich in der Kategorie „tertiary“ 
aufgrund der schwammigen Definition nach Bedeutungsgrad der Straße 
nicht nur Kreisstraßen befinden, sondern auch Gemeindestraßen. Hier sind 
die Definition und Abstufung der Straßenklassen nicht eindeutig. 

Eine besondere Kategorie, die höchstwahrscheinlich in die Kategorie einer 
„Gemeindestraße“ fällt, sind die „unclassified“. Dieser key wird definiert als 
„nicht unbedingt klassifiziert“ bzw. als „könnte eine sehr gering bedeutsame 
„tertiary“-Straße sein“ (OSM 2021:Key:highway). Das bedeutet, in unclassi
fied könnten sowohl kleinere Gemeindestraßen als auch undefinierte Straßen 
enthalten sein. Zu Beginn der Analyse war diese Definition der keys zu unsi
cher, da eine Überzeichnung der Daten verhindert werden sollte, da es sein 
könnte, dass sich Privatstraßen in diesem key befinden.  

Mit den Ergebnissen der Straßen in kommunaler Baulast könnte es jetzt je
doch zu einem „Unterzeichnen“ der Gemeindestraßen gekommen sein. Die 
Tab. 9 gibt einen Überblick über die Straßenlängen des keys „unclassified“ in 
km.  

Keys Übersetzung 

bridleway Reitweg 

pedestrian Fußgängerzone 

footway Fußweg 

cycleway Fahrradweg 

Path Pfad (Mehrzweck oder ohne spezifische Verwendung, 
nicht offen für motorisierte Fahrzeuge) 

Track (1-5) Feld- und Waldwege 

motorway Autobahn 

Trunk Schnellstraße 

primary/primary link In Relation: Bundesstraße 

secondary/secondary link In Relation: Landesstraße 

tertiary/tertiary link In Relation: Kreisstraße 

residential In Relation: Gemeindestraße 

living street In Relation: Gemeindestraße 

service Zufahrtswege (driveway), Straße durch Industriegebiete 

unclassified „Umklassifiziert“ bedeutet nicht eindeutig klassifiziert 
(Definition „umklassifiziert“: siehe unten!)  

unknown Unbekannter Weg/Unbekannte Straße 

Die Klassifizierung in OSM verläuft nach Relation. Die Übersetzung in die deutsche Klas
sifizierung dient nur als Richtschnur. 

 
In Bundesländern wie Niedersachsen ist der key sehr umfangreich. Gerade 
in Niedersachsen lässt sich vermuten, dass die Klassifikation des keys „un
classified“ unklar ist, da gerade im Westen des Bundeslandes sehr viele Stre
cken in diesem key klassifiziert wurden, während es im Osten kaum „unclas
sified“-Straßen gibt. 

Zudem ist die Trennung des keys zu „service“ als vermutliche Zufahrtsstra
ßen und Straßen in Industriegebieten nicht eindeutig. Hier könnten sich wie 
bei „unclassified“ Privatstraßen wie auch Gemeindestraßen verstecken. Da 
der Gesamtumfang dieses keys aber größer ist als die Länge der explizit er
fassten Gemeindestraßen selbst, wurde „service“ nicht weiter betrachtet. 

Um ein Beispiel zu geben: In Brandenburg sind Straßen „service“ in einer 
Länge von 11.987 km vorhanden. Im Vergleich: Die „unclassified“ machen in 

Tab. 9: Darstellung der 
Straßenlänge des keys 
„unclassified“ nach 
Bundesland. 
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Brandenburg 5.781 km aus. Beide keys bergen ein großes Risiko, Straßen als 
Gemeindestraßen zu klassifizieren, obwohl sie keine sind. Eine eindeutige 
Zuordnung einer Straße zur relevanten Klasse ließe sich lediglich über die 
Widmung erreichen. 

 

Quelle: Bildschirmfoto von QG 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der zusätzliche key „unclassi
fied“ vermutlich nur zu einer geringeren Überschreitung der tatsächlichen 
Netzlänge kommunaler Straßen führt als die Berücksichtigung der anderen 
keys wie „service“ und „tertiary“. Bei der Betrachtung der Ergebnisse der 
Straßen in kommunaler Straßenbaulast müssen diese Aspekte der Daten
grundlage, wie die Klassifikation von Straßen in der Open-Street-Map und 
die Argumentation, keys aufgrund einer zu hohen Unsicherheit nicht einzu
binden, berücksichtigt werden. Ein Hinzufügen von weiteren keys hätte die 
Grundaussage der Zahlen stark geschwächt. Auf der Grundlage der verwen
deten Daten lässt sich eine sicherere Analyse der kommunalen Straßenbau
last vornehmen. Im Ergebnis ergeben sich folgende Werte für die Straßen in 
kommunaler Baulast (vgl. Tab. 10).  

Flächenländer Straßen in kommu
naler Straßenbaulast 
im engeren Sinne 

Länge der „unclassi
fied“-Straßen (km) 

Straßen in kommu
naler Straßenbaulast 
gesamt 

Brandenburg 22.700 5.797 28.497 

Mecklenburg-Vor
pommern 

20.641 5.606 26.247 

Sachsen 29.890 4.549 34.439 

Sachsen-Anhalt 19.703 2.730 22.433 

Thüringen 16.153 2.455 18.608 

Niedersachsen 77.938 21.911 99.849 

Schleswig-Holstein 23.446 9.987 33.433 

Abb. 6: Screenshot der 
„unclassified“-Straßen 
(lila) im südlichen 
Berliner Umland. Einige 
Straßen verlaufen auf 
privaten oder 
halböffentlichen 
Gebieten (Klärwerk, 
Flughafen). Eine 
eindeutige Zuordnung 
der Baulast lässt sich 
nicht vornehmen 

Tab. 10: Straßen in 
kommunaler Baulast 
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Hessen 33.665 3.230 36.895 

Nordrhein-Westfa
len 

81.989 25.656 107.645 

Rheinland-Pfalz 33.986 2.890 36.876 

Saarland 6.615 542 7.157 

Baden-Württemberg 71.052 15.259 86.311 

Bayern 123.546 38.861 162.407 

GESAMT Flächen
länder 

561.325 139.473 700.798 

Stadtstaaten   0 

Berlin 5.936 156 6.092 

Hamburg 4.035 409 4.444 

Bremen 2.069 438 2.507 

GESAMT Stadt
staaten 

12.040 1.003 13.043 

GESAMT Deutsch
land 

573.365 140.476 713.841 

 

In der Abb. 7 sind die Straßentypen nach Baulastträgern grafisch gegenüber
gestellt. Links stehen die Ergebnisse der vorliegenden Studie und rechts die 
Zahlen des Bundesverkehrsministeriums. (Das Jahr 2017 wurde für die Zah
len des Bundesverkehrsministeriums gewählt, da in jenem Jahr letztmalig 
eine grobe Abschätzung der Länge der Gemeindestraßen erfolgte) ((Bundes
ministerium für Digitales und Verkehr [BMDV], 2022). Die in der Abb. 7 dar
gestellten Straßen in kommunaler Baulast ergeben sich aus Gemeindestra
ßen zzgl. der Teile der anderen Straßentypen, die in der Baulast von Kommu
nen liegen. 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die Diskrepanz zwischen den Daten der Auswertung der überörtlichen Stra
ßen des BMDV und der ATKIS ergibt sich aus der unterschiedlichen Erfas
sung der Linienpolygone durch die Abschnittslänge und durch die Einbezie
hung von Ein- und Ausfahrten bei Bundesfern-, Land- und Kreisstraßen in 
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unserer Analyse, die zu einer größeren Länge dieser Straßentypen geführt 
haben. 

Die Diskrepanz zwischen den Daten der Auswertung der Gemeindestraßen 
des BMDV und der ATKIS ergibt sich aus der Nutzung der Daten des Naviga
tionsdienstes HERE, Stand 2. Quartal 2017. Enthalten sind Gemeindestra
ßen und sonstige für Pkw oder Lkw befahrbare Strecken, somit auch Privat
straßen, Wirtschaftswege usw., die nicht in öffentlicher Baulast liegen. 

3.2.1.3 Tunnel und Brücken in kommunaler Straßenbaulast 

Die Datenquellen der Tunnel und Brücken basieren auf den OSM-Daten. Die 
Zuweisung der Baulast wurde mithilfe der kommunalen Straßen durchge
führt. Aufgelistet sind die Straßentunnel und Straßenbrücken. Andere Brü
cken und Tunnel wie für Fußgänger*innen, Radfahrer*innen oder Wildwech
sel wurden nicht erfasst (siehe hierzu das Kapitel zur Datenaufbereitung). 
Mögliche Verzerrungen sind im Kap. 3 3.1.4 erläutert.  

Bundesland Länge der Straßentunnel 
(km) 

Länge der Straßenbrücken 
(km) 

Berlin13 22 33 

Brandenburg 16 80 

Mecklenburg-Vorpommern 10 56 

Sachsen 104 307  

Sachsen-Anhalt 19 111 

Thüringen 337 155 

Niedersachsen 62 445 

Hamburg 73 65 

Bremen 13 26 

Schleswig-Holstein 32 87 

Hessen 56 244 

Nordrhein-Westfalen 112 708 

Rheinland-Pfalz 34 219 

Saarland 9 83 

Baden-Württemberg 206 396 

Bayern 252 593 

Deutschland  1.357 3.608 

3.2.1.4 Fuß- und Fahrradwege 

Die Datenquellen der Fuß- und Fahrradwege wurden im Kapitel zur Datenbe
schaffung erläutert und basieren auf OSM-Daten. Die Zuweisung der Baulast 
wurde mithilfe der kommunalen Straßen durchgehführt. Aufgelistet in dieser 
Tabelle sind alle Fuß- und Fahrradwege, unabhängig von ihrer Straßenbau
last. Mögliche Verzerrungen sind im Kap. 3 3.1.4 erläutert.  

Der teilweise signifikante Unterschied der Gesamtlänge zwischen Fuß- und 
Fahrradwegen zwischen den Bundesländern kann mit großer Wahrschein
lichkeit damit begründet werden, dass bei Berechnung der Gesamtlänge der 
Fahrradwege durch die Nutzung des OSM-Keys „Route_bicycle“ auch eine 
wesentliche Anzahl von Feld- und Waldwegen berücksichtigt wurden. Bei der 

 
13 Berlin: Brücken und Tunnel in der Straßenbaulast des Stadtstaats (ohne Stadtbezirke). 

Tab. 11: Ergebnisse für 
die Tunnel und Brücken 
in kommunaler Baulast 
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Kalkulation der Länge von Fußwegen wurden vergleichbare Wander- und 
Laufrouten sowie Spazierwege hingegen nicht betrachtet. 

Bundesland Länge der Fußwege 
(km) 

Länge der Radwege (km) 

Berlin14 5.523 1.218 

Brandenburg 5.001 23.120 

Mecklenburg-Vorpommern 3.410 8.450 

Sachsen 6.547 13.109 

Sachsen-Anhalt 2.972 6.745 

Thüringen 2.818 6.769 

Niedersachsen 11.645 56.615 

Hamburg* 3.753 1.168 

Bremen 837 1.209 

Schleswig-Holstein 4.009 15.671 

Hessen 6.732 27.552 

Nordrhein-Westfalen 21.651 82.214 

Rheinland-Pfalz 3.866 24.991 

Saarland 856 1.906 

Baden-Württemberg 13.622 53.379 

Bayern 15.952 73.177 

Deutschland 109.1944 397.2933 

3.2.1.5 Öffentlicher Personennahverkehr 

Die Datenquellen für den öffentlichen Personennahverkehr sind im Kap. 3.1.1 
erläutert. Sie basieren auf OSM-Daten. Aufgelistet in dieser Tabelle sind alle 
Bestandteile der Analyse: die Länge der Straßenbahn-, U-Bahn- und Bahn
gleise und die Anzahl der Haltepunkte. Zum Schluss kommen noch die Er
gebnisse der Analyse der Bushaltestellen und die Länge der Busspuren. 
Mögliche Verzerrungen sind im Methodenbericht zur GIS-Datenbankaus
wertung für den Umfang von Verkehrsnetzen beschrieben.  

U-Bahn-Netze 

Die Längen der U-Bahn-Netze basieren auf der Auswertung der OSM-Daten
bank. Die Ergebnisse für die Länge der U-Bahn-Gleise und die Anzahl der U-
Bahn-Haltepunkte nach Bundesländern getrennt finden sich in Tab. 13. An
zumerken ist hier, dass die Werte für die Netzlänge die der Gleise nicht der 
Strecken darstellen. Da die U-Bahn-Strecken meist zweigleisig sind, ist die 
Streckenlänge mindestens halb so groß. Abzuziehen sind außerdem noch 
Bereiche von Abstellanlagen und Betriebshöfe, so dass die Angaben ca. das 
Zweifache bis Zweieinhalbfache der Streckennetzlängen darstellen. Als Bei
spiel sei die U-Bahn Berlin benannt: 374 km Gleislänge nach OSM; 155,4 km 
Streckenlänge.15 

Daten zu den Strecken sind in den GIS-Datenbanken nicht enthalten. Dafür 
wurde in dieser Studie während der Befragung der Verkehrsunternehmen 

 
14 Berlin: Fuß- und Fahrradwege insgesamt (Straußenbaulast bei den Stadtbezirken oder 

dem Stadtstaat). 
15 BVG-Webseite: https://unternehmen.bvg.de/profil  

Tab. 12: Ergebnistabelle 
für die Fuß- und 
Fahrradwege in 
kommunaler Baulast 

https://unternehmen.bvg.de/profil/
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eine zusätzliche Befragung der U-Bahn-Betreiber durchgeführt mit einer 
Vollerhebung der Streckenlänge ihrer Netze (vgl. dazu Kap. 4.2). 

Bundesland Anzahl d. U-Bahn-Halte
punkte 

Länge der U-Bahn-Gleise (km) 

Berlin 182 374 

Brandenburg 0 0 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

0 0 

Sachsen 0 0 

Sachsen-Anhalt 0 0 

Thüringen 0 0 

Niedersachsen 0 0 

Hamburg 89 237 

Bremen 0 0 

Schleswig-Holstein 8 21 

Hessen 0 0 

Nordrhein-Westfalen 0 0 

Rheinland-Pfalz 0 0 

Saarland 0 0 

Baden-Württemberg 0 0 

Bayern 143 272 

Deutschland 422 904 

Eisenbahngleise und -haltestellen 

Ebenfalls aus der OSM-Datenbank wurden die Daten zum Eisenbahnnetz 
ausgewertet. Auch hier ist zu bemerken, dass die Gleislängen nicht den Stre
ckenlängen entsprechen. Einige Strecken sind zweigleisig. Die amtliche 
Länge des Eisenbahn(strecken)netzes beträgt 38.400 km im Jahr 2022.16 Die 
Ergebnisse für die Länge der Eisenbahngleise und die Anzahl der Halte
punkte nach Bundesländern getrennt finden sich in Tab. 14. 

  

 
16 https://www.allianz-pro-schiene.de/themen/infrastruktur/schienennetz  

Tab. 13: Ergebnistabelle 
für die U-Bahnstationen 
und -gleise 

https://www.allianz-pro-schiene.de/themen/infrastruktur/schienennetz
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Bundesland Anzahl d. Eisen
bahn- Haltepunkte 

Haltepunkt
dichte je km² 

Länge der Eisen
bahngleise (km) 

Berlin 201 0,23 376 

Brandenburg 539 0,02 3.270 

Mecklenburg-Vorpom
mern 

302 0,01 1.853 

Sachsen 727 0,04 2.916 

Sachsen-Anhalt 526 0,03 2.771 

Thüringen 429 0,03 1.966 

Niedersachsen 784 0,02 5.000 

Hamburg 88 0,12 258 

Bremen 34 0,08 188 

Schleswig-Holstein 243 0,02 1.514 

Hessen 611 0,03 2.707 

Nordrhein-Westfalen 1.208 0,04 5.282 

Rheinland-Pfalz 548 0,03 2.296 

Saarland 125 0,05 424 

Baden-Württemberg 1.216 0,03 4.273 

Bayern 1.292 0,02 6.270 

Deutschland 8.873 - 41.364 

Straßenbahnhaltestellen und -gleise 

Die Daten zum Straßenbahnnetz basieren auf der Auswertung der OSM-Da
tenbank. Die Ergebnisse für die Länge der Straßenbahngleise und die Anzahl 
der Haltestellen nach Bundesländern getrennt finden sich in Tab. 15. Außer
dem wurden die unterirdischen Straßenbahngleise ausgewertet. Auch hier 
ist wieder zu bemerken, dass die Gleislängen nicht den Streckenlängen ent
sprechen. Einige Strecken sind zweigleisig. Die amtliche Länge des Straßen
bahn(strecken)netzes beträgt 3.694 km (2003) (BMDV, 2022). Seit 2003 wur
den keine amtlichen Daten mehr separat für Straßenbahnnetze erhoben.  

Bundesland Anzahl der 
Straßenbahn
haltestellen 

Straßenbahnhal
testellendichte je 
km² 

Länge der Straßen
bahngleise (km) 

Davon ‚unterir
dische17 Stra
ßenbahngleise 
(km) 

Berlin 821 0,92 423 0,1 

Brandenburg 442 0,01 228 1,2 

Mecklenburg-
Vorpommern 

213 0,01 126 0,9 

Sachsen 1.635 0,09 769 0,1 

Sachsen-An
halt 

713 0,03 356 8,4 

Thüringen 436 0,03 244 0,2 

Niedersach
sen 

579 0,01 380 35,0 

Hamburg 0 0,00 0 0 

 
17 OSM gibt hier das Attribut „Tunnel“ an – das bedeutet nicht zwangsläufig eine unterirdi

sche Streckenführung, sondern die Führung der Strecke durch einen Tunnel. Das kann 
damit auch ein oberirdischer Tunnel sein wie z.B. unter dem Bahnhof Friedrichstraße in 
Berlin. 

Tab. 14: Ergebnisse für 
die 
Eisenbahnhaltestellen 
und -gleise 

Tab. 15: Ergebnisse für 
die Eisenbahnhalte-
stellen und -gleise 
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Bremen 168 0,40 171 0,2 

Schleswig- 
Holstein 

0 0,00 0 0 

Hessen 733 0,03 481 51,7 

Nordrhein- 
Westfalen 

2.325 0,06 1.728 279,7 

Rheinland-
Pfalz 

210 0,01 121 4,0 

Saarland 43 0,02 47 0,5 

Baden- 
Württemberg 

1.143 0,03 830 66,1 

Bayern 625 0,01 416 2,8 

Deutschland 10.086  6.3200 451,0 

Busspuren und -haltestellen 

Daten zu den Längen der Busspuren sind in der ATKIS nur rudimentär ent
halten. Die Ergebnisse zeigt Tab. 16.  

Bundesland Anzahl d. Bushal
testellen 

Bushaltestellendichte 
je km2 

Länge der Busspuren 
(m) 

Berlin 6.157 6,9 2.175 

Brandenburg 12.285 0,4 0 

Mecklenburg-
Vorpommern 

9.173 0,4 1.744 

Sachsen 21.183 1,1 231 

Sachsen-Anhalt 7.845 0,4 66 

Thüringen 8.650 0,5 810 

Niedersachsen 39.534 0,8 913 

Hamburg 4.223 5,6 273 

Bremen 1.467 2,6 0 

Schleswig-Hol
stein 

15.604 1,0 0 

Hessen 23.980 1,1 3.195 

Nordrhein-West
falen 

80.400 2,4 6.363 

Rheinland-Pfalz 15.481 0,8 535 

Saarland 6.104 2,4 205 

Baden-Württem
berg 

41.416 1,2 1.563 

Bayern 52.564 0,7 2.030 

Deutschland 346.066 0,97 20.103 

Oberleitungsbusse 

In ATKIS wurden keine Daten zu Oberleitungsbussen erhoben. Die drei Ober
leitungsbusnetze in Deutschland wurden deshalb direkt von den betreiben
den Unternehmen erhoben. 

  

Tab. 16: Ergebnisse für 
die Busspuren und -
haltestellen 
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Bundesland Anzahl der Oberlei
tungsbus-Halte
punkte 

Länge der Oberlei
tungsbus-Strecken 
(km) 

Fahrleitungslänge 
(km) 

Brandenburg 38 15,0 37,2 

Nordrhein-Westfalen 508 56,6 98,7 

Baden-Württemberg 33 15,2 29,0 

Deutschland 579 86,8 164,9 

3.2.2 Übersicht zu den Ländersteckbriefen  

Ein wichtiges Element für die Übersicht der Ergebnisse pro Bundesland stel
len die Ländersteckbriefe dar. Pro Bundesland sind vom Institut für Klima
schutz, Energie und Mobilität e.V. eine Karte und eine Ergebnistabelle erstellt 
worden. 

 
Quelle: Institut für Klimaschutz, Energie und Mobilität e.V. 

Tab. 17: Ergebnisse für 
die Oberleitungsbus-
spuren und –
haltestellen. 

Abb. 8: Beispiel 
Ländersteckbrief 
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Die Karte im oberen Teil des Ländersteckbriefs verdeutlicht die Länge des 
Straßennetzes in der Baulast der Gemeinde in Relation zur Einwohnerzahl 
der Gemeinde. Je dunkler die Gemeinde dargestellt wird, desto höher ist die 
Straßendichte bezogen auf die Einwohnerinnen und Einwohner. Hierfür 
wurde die Straßenlänge der Gemeinde durch die Einwohnerzahl geteilt. Nur 
wenige Ausreißer sind größer als 35. Die Skalierung der Straßendichte für die 
Abbildung der Gemeinden wurde daher so gewählt, wie im Beispiel von 
Nordrhein-Westfalen (siehe Abb. 8) erkennbar. Es lassen sich nun schnelle 
Rückschlüsse auf die Länge des Straßennetzes in Bezug auf die Anzahl der 
Einwohner ziehen, die dann wiederum in einen Zusammenhang mit anderen 
Parametern, z.B. den Einnahmen aus Steuergeldern, gestellt werden könn
ten. 

Die Ergebnistabelle in der zweiten Hälfte des Ländersteckbriefs ist eine Zu
sammenfassung der Ergebnistabellen für die Straßennetze und ÖPNV-Netze 
pro Bundesland. Hier werden in der ersten Zeile der Tabelle die Straßen, Stra
ßentunnel und -brücken, Radwege und Fußwege nach Länge aufgeschlüs
selt, in der zweiten Zeile die Länge der Bahn-, Straßenbahn- und U-Bahn-
Gleise sowie die Länge der Busspuren. Alle Längenangaben der ersten zwei 
Spalten sind in Kilometern angegeben. Nur die Busspuren werden aufgrund 
ihrer geringeren Größe in Metern dargestellt. In der letzten Zeile werden noch 
die Anzahl der Bahnhöfe, Straßenbahn- und Bushaltestellen sowie der U-
Bahn-Haltestellen aufgelistet. Beachtet werden sollten die Fußnoten der Ta
belle, da sie erneut verdeutlichen, dass nur die Länge der Straßen in kommu
naler Straßenbaulast sowie die Länge der Brücken und Tunnel in der Stra
ßenbaulast der Gemeinde angegeben sind. Alle anderen Angaben beziehen 
sich auf die gesamten Werte des Bundeslandes. Alle 16 Ländersteckbriefe 
sind im Anhang A.2 hinterlegt.  

3.3 Umfang kommunaler Verkehrsinfrastruktur – 
Kernaussagen 

In der Studie wurde der Umfang der Verkehrsinfrastruktur erfasst. Dabei lag 
der Fokus auf die kommunale Verkehrsinfrastruktur (Straßen- und ÖPNV-
Netze). Für die Erfassung des Netzumfangs wurden vor allem die ATKIS-Da
tenbank und die Open Street Map ausgewertet. Ergänzend wurden weitere 
Datenbanken herangezogen und Erhebungen für einige spezielle Teile der 
Verkehrsinfrastruktur wie die U-Bahn-Netze durchgeführt. Die Datenauswer
tung ergaben folgenden Umfänge der wichtigsten Netzelemente der kom
munalen Verkehrsinfrastruktur:  

 Der Umfang für die kommunalen Straßen beträgt knapp 714.000 km.  

 Die Länge der Straßenbrücken in kommunaler Baulast beträgt rund 
3.600 km und die der Straßentunnel knapp 1.400 km.  

 Für die U-Bahn- und Straßenbahn-Netze konnte nur die Länge der Gleise 
nicht der Strecken (mit teilweise mehrgleisigen Abschnitten) aus den Da
tenbanken erfasst werden.  

 Die Länge der U-Bahn-Gleise beträgt rund 900 km  

 Die Länge der Straßenbahnen beträgt 6.320 km, davon 451 km Gleise 
unterirdisch. 
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4. Untersuchung des baulichen 
Zustands des kommunalen 
Straßennetzes (AP2) und der 
ÖPNV-Netze (AP3) 

Bisher gab es zusammenfassende Abschätzungen des baulichen Zustandes 
nur für Bundesfernstraßen und für einige Landesstraßennetze. Im AP2 wurde 
eine Kommunalbefragung von kommunalen Tiefbauämtern der kreisange
hörigen und -freien Städte sowie der Kreise durchgeführt. Damit wurden Da
ten für Hochrechnung auf die Gesamtheit des kommunalen Straßennetzes 
(AP1, Kap. 3) erhoben.  

Neben den Straßen selbst wurden in die Erhebung auch die weiteren Be
standteile des kommunalen Straßennetzes, insbesondere Rad- und Geh
wege, einbezogen. 

Besonderes Erkenntnisinteresse gilt darüber hinaus den Straßenbrücken 
und Straßentunneln. Deren Errichtung und gegebenenfalls späterer Ersatz 
ist im Vergleich zu anderen Netzbestandteilen, und bezogen auf einzelne 
Maßnahmen, mit in der Regel besonders hohen Investitionen verbunden. Die 
Brücken und Tunnel stellen die kommunalen Akteure damit beim Erhalt und 
bei der Sanierung vor große Herausforderungen. 

Zu einem nachhaltigen Verkehrssystem gehören darüber hinaus die Einrich
tungen des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV). Auch zu diesem Be
reich wurden die Kommunen befragt.  

Außerdem wurden Daten direkt bei den für das ÖPNV-Angebot zuständigen 
Verkehrsunternehmen erhoben (VU-Umfrage, AP3). Hierbei wurden alle Ver
kehrsunternehmen in Deutschland, die über ÖPNV-Infrastruktur verfügen, 
angeschrieben (VDV und BDO-Mitglieder). Es handelt sich so um eine Voller
hebung. Des Weiteren wurden insbesondere die U-Bahn-Unternehmen an
geschrieben, um eine Rücklaufquote von 100 % zu erzielen, was gelang. Die 
Ergebnisse der Befragungen der Verkehrsunternehmen sind in Kap. 4.2 dar
gestellt.  

Kommunalbefragung Befragung der Verkehrsunternehmen 

• Straßennetze 
• Straßenbrücken und -tunnel 
• ÖPNV-Netze 
• Finanzsituation der Kommunen 

• ÖPNV-Strecken 
• Zugangsstellen, Depots 
• Energieversorgung, Signale, Ingenieursbauwerke  
• Finanzsituation der Verkehrsunternehmen 

4.1 Kommunalumfrage zum Zustand der 
kommunalen Verkehrsnetze 

In der Studie wurde durch eine stichprobenbasierte Befragung der Kommu
nen und einer Vollerhebung der Verkehrsunternehmen der bauliche Zustand 
der verschiedenen Verkehrsinfrastrukturen ermittelt. Die Ergebnisse der 
Kommunalbefragung sind im Weiteren hier dargestellt. 

Der Fragebogen umfasste 15 Fragen in vier Bereichen (vgl. Anhang A.3). Die 
Befragung wurde als Online-Befragung durchgeführt mit Einladung per E-
Mail an eine geschichtete Auswahlstichprobe über Gemeindegrößenklassen 

Abb. 9: Inhaltsbereiche 
der Befragungen der 
Kommunen und der 
Verkehrsunternehmen 
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und Regionen (vgl. Tab. 20). Die Befragung lief fünf Monate vom 7.7.2021 bis 
7.12.2021 mit vier Erinnerungen per E-Mail.  

4.1.1 Rücklauf und Repräsentativität der Daten 

Insgesamt haben sich 398 Kommunen an der Befragung beteiligt – und da
mit deutlich weniger als für die Erhebung ursprünglich angestrebt. Die An
zahl der erfassten Kommunen entspricht einer Rücklaufquote von 16 %. Un
ter Berücksichtigung der besonderen Rahmenbedingungen des Jahres 
2021 (COVID-Pandemie) sowie des hohen inhaltlichen Anspruchs der Befra
gung und des damit verbundenen Zeitaufwands ist dies ein akzeptables Er
gebnis. Die Bearbeitung der Fragebögen durch die Kommunen erfolgte zum 
größten Teil im September und Oktober 2021 (vgl. Abb. 10). 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Das Gebiet Deutschlands wird recht gut mit den auswertbaren Fragebögen 
abgedeckt, wie in Abb. 11 zu sehen ist. Die ausgewerteten Fragebögen der 
Kommunalumfrage repräsentieren 15 % der Bevölkerung von Städten und 
Gemeinden und 31 % der Bevölkerung von (Land-)Kreisen. Bei der Fläche 
werden 7 % der Städte und Gemeinden und 30 % der (Land-)Kreise abge
deckt.  

  

Abb. 10: Zeitlicher 
Verlauf der Antworten in 
der Kommunalumfrage 
zur Verkehrs-
infrastruktur 
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Quelle: Eigene Darstellung 

 

Gemeindegrößenklassen Städte und Ge
meinden in der 
Bruttostichprobe 

Teilnehmende Städte 
und Gemeinden  
(Nettostichprobe) 

Rücklaufquote 

Unter 5.000 Einwohner 0 39  --  

5.000 bis unter 20.000 Ew. 1.497 160 11% 

20.000 bis unter 50.000 Ew. 504 59 12% 

Mehr als 50.000 Einwohner 185 47 25% 

Landkreise 294 93 32% 

Stadtstaaten 3 0 0 

Insgesamt 2.483 398 16% 
 
Wie bei Kommunalbefragungen üblich, ist die Rücklaufquote bei größeren 
Kommunen höher als bei kleinen. Zudem wurde eine geschichtete Stich
probe angeschrieben (Vollerhebung bei > 50.000 EW, Stichprobe bei den 
kleineren Städten und Gemeinden). Große Kommunen sind daher überpro
portional oft in den ausgewerteten Daten enthalten. 

Innerhalb der einzelnen Größenklassen (die später bspw. zur Differenzierung 
der Ergebnisse verwendet werden) weichen die teilnehmenden Kommunen 
jedoch in Bezug auf wichtige Strukturmerkmale auf dem 5 %-Signifikanzni
veau nicht signifikant von der Grundgesamtheit der jeweiligen Größenklasse 
ab (d.h. p-Wert ist > 0.05). Die überprüften Strukturmerkmale sind: 

 Einwohnerzahl 

 Straßenlänge in eigener Baulast je Einwohner 

 Steuerkraft (Steuereinnahmen je Einwohner) 

 

Abb. 11: Flächenmäßige 
Abdeckung des 
Rücklaufs in der 
Kommunalbefragung 

Tab. 18: Stichproben 
und Rücklauf pro 
Gemeindegrößen-
klassen 
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p-Wert (t-Test beidseitig) 

Gemeinden Bevölkerung Straßenlänge je 
EW 

Steuerkraft 

Unter 2.000 EW 0.534 0.648 0.596 

2.000 bis unter 5.000 EW 0.127 0.208 0.269 

5.000 bis unter 20.000 EW 0.504 0.967 0.716 

20.000 bis unter 50.000 EW 0.099 0.995 0.301 

Mehr als 50.000 EW 0.868 0.645 0.445 

(Land-)Kreise 0.909 0.729 0.697 

 
Die teilnehmenden Kommunen einer Größenklasse können als repräsentativ 
für die jeweilige Grundgesamtheit der Größenklasse angesehen werden. Die 
jeweiligen Fallzahlen in den Größenklassen sind ausreichend, um belastbare 
Ergebnisse zu generieren.  

Die Bundesländer wurden in fünf Regionen zusammengefasst, um so Da
tensätze mit belastbaren Fallzahlen zu erhalten. Folgende regionale Eintei
lung (grobe Disaggregation) wurde vorgenommen:  

1. Osten: Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen 

2. Norden: Schleswig-Holstein und Niedersachsen  

3. Nordrhein-Westfalen (als eigenständige Gruppe) 

4. Mitte-West: Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland 

5. Süden: Bayern und Baden-Württemberg 

Die Rücklaufquote in der Kommunalumfrage zeigt eine relativ gleichmäßige 
Verteilung über die Regionen. Es besteht eine für valide statistische Auswer
tungen ausreichend hohe auswertbare Nettostichprobe pro Region.  

Regionen Städte und Gemeinden 
in Bruttostichprobe 

Teilnehmende Städte und  
Gemeinden (Nettostichprobe) 

Rücklauf
quote 

Osten 453 104 23% 

Norden 379 55 15% 

NRW 358 46 13% 

Mitte-West 412 53 13% 

Süden 878 140 16% 

Stadtstaaten 3 0 0% 

Insgesamt 2.483 398 16% 
 
Ein weiterer Test der Genauigkeit der Daten ist der Vergleich der Längenan
gaben zum Straßennetz aus der Befragung mit den Längendaten der teilneh
menden Städte und Gemeinden aus den ausgewerteten GIS-Datenbanken. 
Dabei ist eine sehr hohe Korrelation zwischen den in der Befragung erhobe
nen Verkehrsstraßen und den Straßenlängen in den GIS-Datenbanken fest
zustellen.  

Tab. 19: t-Test für die 
überprüften 
Strukturmerkmale pro 
Gemeindegrößenklasse 

Tab. 20: Stichproben 
und Rücklauf pro 
Region 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Abweichungen nach unten (insb. bei den Kreisstraßen in Kreisbaulast) erge
ben sich dadurch, dass die in der Erhebung als „Sonstige Straßen“ erfassten 
Straßen hier nicht enthalten sind (sondern nur Verkehrsstraßen). Es liegt da
mit keine systematische Überschätzung in der Befragung vor. 

Die Repräsentativität der Befragungsdaten der Kommunalumfrage ist somit 
gegeben, so dass übergreifende Aussagen zum kommunalen Verkehrssys
tem insgesamt möglich sind. Darüber hinaus sind die Daten geeignet, diffe
renziertere Auswertungen für die vorgesehenen Analyseregionen sowie bei
spielsweise nach Größenklassen der Kommunen vorzunehmen. 

Bei der Umfrage zur ÖPNV-Infrastruktur unter den Verkehrsunternehmen 
(VU-Umfrage) liegt die Rücklaufquote mit 14 % ähnlich hoch wie bei der 
Kommunalumfrage, allerdings entspricht dies aufgrund der sehr viel gerin
geren Grundgesamtheit von 382 Verkehrsunternehmen nur 54 auswertba
ren Fragebögen.  

4.1.2 Alter der verschiedenen Infrastrukturbestandteile 

Das kommunale Straßennetz ist in großen Teilen als überaltert anzusehen. 
Die zeitliche Nutzungsdauer von Straßen, Wegen und den weiteren Bestand
teilen des Verkehrssystems hängt zwar von vielen Faktoren (z.B. bauliche Ge
staltung, verwendete Materialien, Nutzungsintensität) ab. Die Vorgaben für 
die im Rahmen des kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens vorzu
nehmende Bilanzierung geben jedoch eine gute Orientierung. Je nach Bun
desland liegen die Annahmen zur wirtschaftlichen Nutzungsdauer von Stra
ßen zwischen 30 und 60 Jahren (vgl. beispielsweise (Nordrhein-Westfalen, 
2005). Mit einem durchschnittlichen Alter der Verkehrsstraßen von insge
samt 30 Jahren ist die untere Grenze dieser Lebensdauer bereits erreicht 
(vgl. Abb. 13). Das jüngste Alter im Durchschnitt weisen Rad- und Gehwege 
auf. Bei diesen Teilen des Verkehrssystems wird jedoch auch von einer kür
zeren Nutzungsdauer von zehn bis 30 Jahren ausgegangen, aufgrund der 

Abb. 12: Länge der in 
der Befragung 
erhobenen 
Verkehrsstraßen und 
Straßenlängen in GIS-
Datenbanken der 
gleichen Städte und 
Gemeinden (SG) bzw. 
Kreise (K) 
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weniger beständigen Oberflächenmaterialien, häufigeren Leitungsarbeiten, 
Baumwurzelbeschädigungen etc. 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Auch nach dem Überschreiten der wirtschaftlichen Nutzungsdauer werden 
Straßen und Wege in der Regel weiter genutzt. Dies ist solange möglich, wie 
diese durch Reparaturen und Instandsetzungen in einem vertretbaren Zu
stand gehalten werden können. Irgendwann ist jedoch eine grundhafte Sa
nierung erforderlich, die dann zu einer bilanziellen Neubewertung mit ent
sprechender Nutzungsdauer führt. Bei den kommunalen Straßen ist nach 
den Ergebnissen der Befragung etwa die Hälfte bereits älter, als es die wirt
schaftliche Nutzungsdauer vorgibt (vgl. Tab. 21). 

Kategorie Mittlerer Anteil der abgeschrie-
benen Straßen (Median) 

Fallzahl  

Hauptverkehrsstraßen 47 % (n=59) 

Andere Verkehrsstraßen 44 % (n=50) 

Straßenbegleitende Radwege 26 % (n=41) 

Straßenunabhängige Rad- und Geh
wege 

21 % (n=28) 

Sonstige Wege und Straßen 30 % (n=39) 

 
Ein hohes durchschnittliches Alter der Infrastrukturbestandteile und ein gro
ßer Anteil bereits abgeschriebener, aber weiter genutzter Anlagen weist be
reits auf einen erheblichen Erneuerungsbedarf hin. 
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Für die Bedarfsschätzung angenommene übliche Nutzungsdauer bei Straßen/Plätzen: 50 Jahre

• Hauptverkehrs-
straßen jünger 
als andere 
Straßen

• Radwege am 
jüngsten

Abb. 13: 
Durchschnittliches Alter 
der Bestandteile des 
kommunalen 
Straßennetzes 

Tab. 21: Mittlerer Anteil 
der abgeschriebenen 
Straßenkilometer am 
Straßennetz 
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4.1.3 Exkurs Zustandsnotensystem 

Brücken 

Die Brückenprüfungen werden nach einem einheitlichen Schema der DIN 
1076 jährlich als Sichtprüfung, alle 3 Jahre (kleine Brückenprüfung) und alle 
6 Jahre (große Brückenprüfung) vorgenommen. Die Prüfungen dienen zur 
Feststellung von Schäden, d.h. von Veränderungen des Bauwerks- oder Bau
teilzustandes, die zu einer Beeinträchtigung der Standsicherheit (S), der Ver
kehrssicherheit (V) und/oder der Dauerhaftigkeit (D) führen. Dabei werden 6 
Zustandsnotenbereiche unterschieden: 1,0 – 1,4 (sehr guter Zustand), 1,5 – 
1,9 (guter Zustand), 2,0 – 2,4 (befriedigender Zustand), 2,5 – 2,9 (ausreichen
der Zustand), 3,0 – 3,4 (nicht ausreichender Zustand) und 3,5 – 4,0 (ungenü
gender Zustand). Ein guter Zustand (1,5 – 1,9) heißt z.B.: Die Standsicherheit 
und Verkehrssicherheit des Bauwerks sind gegeben. Die Dauerhaftigkeit 
mindestens einer Bauteilgruppe kann beeinträchtigt sein. Die Dauerhaf
tigkeit des Bauwerks kann langfristig geringfügig beeinträchtigt werden. Eine 
laufende Unterhaltung ist erforderlich. Die ausführliche Beschreibung der 
Bewertung ist der RI-EBW-PRÜF18 zu entnehmen. 

Straßen 

Für die Bewertung des Zustandes der Straßen existiert keine DIN-Norm. Es 
wurde aber ein System der Zustandserfassung und -bewertung (ZEB) entwi
ckelt als ein amtlich festgelegtes Untersuchungsverfahren von öffentlichen 
Straßen zur Ermittlung der Qualität des Straßennetzes und den damit ver
bundenen Unterhaltskosten. Es wird vom Straßenbaulastträger angewendet 
und liefert den Gebrauchswert einer Straße. Mittels visueller oder messtech
nischer Zustandserfassung werden unter anderem Zustandsmerkmale wie 
Fahrbahnschäden, Längs- und Querunebenheiten, Griffigkeit und Straßen
entwässerung untersucht. Mit den Messdaten wird eine Zustandsbewertung 
der Straße vorgenommen. Zu diesem Zweck wird ein Bewertungsschlüssel 
angewendet, der vom Zustandswert 1 (sehr guter Zustand) bis zum Zu
standswert 5 (sehr schlechter Zustand) reicht. Innerhalb dieser Einteilung 
werden folgende Zustandswerte unterschieden: 

 Zielwert bzw. Abnahmewert (Zustandswert 1,5) 

 Warnwert (Zustandswert 3,5) 

 Schwellenwert (Zustandswert 4,5) 

In der Befragung wurden die Zustandswerte noch verbal beschrieben, um die 
Vergleichbarkeit der Angaben zu gewährleisten: 

 Zustandswert 1 neuwertig: Neue oder neuwertige Anlage, welche keine 
oder unbedeutende, substanzbasierte Abweichungen aufweist (ver
schleißgetriebener Schaden).  

 Zustandswert 2 gut: Die Anlage weist substanzbasierte Abweichungen 
auf, welche in absehbarer Zeit keine Beeinträchtigung auf den Betrieb 
darstellen.  

 Zustandswert 3 ausreichend: Die Anlage weist substanzbasierte Abwei
chungen auf, welche den Betrieb potenziell beeinträchtigen können 
und/oder bei Nichtbeheben Folgekosten verursachen. 

 
18  Richtlinie zur einheitlichen Erfassung. Bewertung, Aufzeichnung und Auswertung von 

Ergebnissen der Bauwerksprüfungen nach DIN 1076 (RI-EBW-PRÜF), www.bast.de. 

http://www.bast.de/
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 Zustandswert 4 schlecht: Die Anlage weist substanzbasierte Abweichun
gen auf, welche den Betrieb beeinträchtigen können und/oder bei Nicht
beheben hohe Folgekosten verursachen werden.  

 Zustandswert 5 ungenügend: Die Anlage weist substanzbasierte Abwei
chungen auf, die den Betrieb unmittelbar beeinflussen können und Maß
nahmen zur Folge haben müssen, um den uneingeschränkten Betrieb zu 
gewährleisten. 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Eine Auswertung der Angaben zum Straßenzustand nach Regionen lässt ge
wisse Unterschiede zwischen NRW und dem Süden Deutschlands einerseits 
und den Regionen Ost, Mitte-West und Norden andererseits erkennen (vgl. 
Abb. 15). Besonders interessant ist dabei die Situation in Ostdeutschland. In 
den Jahren nach der Wiedervereinigung wurde in großem Umfang in die Ver
kehrs- und insbesondere Straßeninfrastruktur investiert. Die damals errich
teten Straßen befinden sich heute in der zweiten Hälfte ihrer Nutzungsdauer 
oder nähern sich deren Ende, was den im Durchschnitt etwas schlechteren 
Zustand erklären könnte. Die im Vergleich etwas bessere Infrastruktur in 
NRW und im Süden könnte eine Folge der wirtschaftlichen Prosperität in den 
letzten Jahren einerseits und der aktiven Gestaltung des Strukturwandels in 
bestimmten Teilregionen andererseits darstellen. Zusätzliche Auswertungen 
im weiteren Projektverlauf könnten diese Thesen stützen oder ggf. falsifizie
ren. 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Eine differenzierte Betrachtung des Zustands der Straßenverkehrsinfrastruk
tur unter Berücksichtigung der finanziellen Gesamtsituation der Kommunen 
bestätigt die Annahme, dass eine gute finanzielle Ausstattung offenbar die 
Erhaltung der Verkehrsinfrastruktur begünstigt (Abb. 16). 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die Befragungsdaten zeigen, dass fast jede zweite Straßenbrücke in keinem 
guten Zustand ist. Daran hat sich seit der letzten großen Erhebung im Jahr 
2013 (vgl. (Arndt, 2013) kaum etwas geändert. Positiv daran ist, dass die Lage 
insgesamt zumindest stabil zu sein scheint (vgl. Abb. 17). Straßenbrücken 
sind jedoch häufig ein Bottleneck im Verkehrssystem. Bei Ausfällen führt dies 
oft zu erheblichen Behinderungen und Umwegen für die Nutzenden und da
mit zu Zeitverlusten und individuellen Kosten. Außerdem geht mit Schäden 
an Brückenbauwerken auch ein höheres Sicherheitsrisiko einher. Es kann vor 
diesem Hintergrund nicht zufriedenstellend sein, dass es den Kommunen 
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also offenbar nur gerade so gelingt, eine weitere Zustandsverschlechterung 
zu verhindern.  

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Im Jahr 2021 wurde von der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) Daten 
zum Zustand der Brücken in Bundesbaulast veröffentlicht.19 Der Vergleich 
der Daten (Abb. 17 und Abb. 18) zeigt, dass die Straßenbrücken der Kommu
nen in einem etwas schlechteren Zustand sind als die Straßenbrücken in der 
Baulast des Bundes. Die durchschnittliche Zustandsnote der Bundesbrü
cken beträgt 2,2 (4,0 ist hier die schlechteste Note), die der kommunalen 
Straßenbrücken beträgt 2,5.  

 

Quelle: Bundesanstalt für Straßenwesen (https://www.bast.de/DE/Statistik/Bruecken/Brueckenstatistik.html) 

Die Betrachtung des Zustands der Straßenbrücken nach Regionen zeigt, 
ähnlich wie bei den Straßen, eine besondere Situation in Ostdeutschland an 

 
19 https://www.bast.de/DE/Statistik/Bruecken/Brueckenstatistik.html, Zugriff 9.2.2022.  
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(vgl. Abb. 19). Die wirtschaftliche Nutzungsdauer ist bei Brücken allerdings 
mit 50 bis 100 Jahren deutlich länger als bei Straßen. Der im Vergleich hö
here Anteil schlechter erhaltener Brückenbauwerke kann also nicht auf das 
Alter der nach der Wiedervereinigung errichteten Brücken zurückgeführt 
werden. Hier scheinen eher die im Durchschnitt geringere Finanzkraft und 
damit die fehlenden Mittel für die erforderlichen Erhaltungsmaßnahmen das 
Problem zu sein.  

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die Anzahl der durch die Befragung erfassten Straßentunnel ist relativ gering, 
so dass hier keine nach Regionen differenzierenden Aussagen möglich sind 
(vgl. Abb. 20). 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Sowohl bei den Brücken als auch bei den Tunneln stellen Risse das häufigste 
Schadbild dar. Bei den Brücken ist mehr als jede zweite zusätzlich von Korro
sion und Durchfeuchtungen betroffen (vgl. Abb. 21).  
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Quelle: Eigene Darstellung 

4.1.4 Zustand der kommunalen Verkehrsinfrastrukturen 

Ein Drittel der Verkehrsstraßen ist nach Einschätzung der Kommunen in ei
nem schlechten oder sehr schlechten Zustand (vgl. Abb. 22 sowie Exkurs Zu
standsnotensystem). Bei diesen besteht akuter Handlungsbedarf. Im Um
kehrschluss bedeutet das aber auch, dass zwei Drittel der Straßen eine mitt
lere oder noch bessere Bewertung erhalten. Hauptstraßen haben im Schnitt 
einen etwas besseren Zustand als andere untergeordnete Straßen. Bei den 
Geh- und Radwegen sieht das Gesamtbild etwas besser aus. Es gelingt den 
Kommunen offenbar auch bei vielen älteren Verkehrsanlagen, diese in einem 
nutzbaren Zustand zu halten. 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

In kleineren Kommunen sind die Straßen den Befragungsdaten zufolge et
was seltener in einem sehr guten Zustand (vgl. Abb. 14). Die Unterschiede 
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zwischen den Einschätzungen für die verschiedenen Größenklassen sind je
doch nicht signifikant. Im ländlichen Raum haben die Gemeinden im Durch
schnitt pro Einwohner zwar mehr Straßenmeter zu bewirtschaften. Diese re
lativ höhere Belastung wird aber möglicherweise durch andere Faktoren, z.B. 
eine im Durchschnitt geringere Nutzungsintensität, ausgeglichen. 

4.1.5 Finanzsituation der Kommunen 

Der Abb. 23 sind die Antworten bzgl. der Gesamtfinanzsituation der Kommu
nen zu entnehmen. Eine vergleichsweise schlechte Finanzsituation besteht in 
den Kommunen im Osten. Die (Land-)Kreise scheinen generell finanziell bes
ser gestellt zu sein als die Gemeinden. 

Interessant sind die Ergebnisse zur Finanzsituation, weil diese Einfluss auf 
das Investitionsverhalten der Kommunen haben dürften und somit als Erklä
rungsfaktor herangezogen werden können. 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

4.2 Befragung Verkehrsunternehmen zum 
Zustand der ÖPNV-Netze 

4.2.1 Rücklauf und Repräsentativität der Daten 

Für die Befragung wurden alle 382 im VDV angeschlossenen Verkehrsunter
nehmen, die über Infrastrukturnetze verfügen, angeschrieben. Außerdem 
wurde die Befragung auch bei den BDO-Busunternehmen und den S-Bahn-
Betreibern bekannt gegeben. Die Grundgesamtheit der Verkehrsunterneh
men mit eigener oder mit dem Betrieb beauftragter Infrastruktur im Nahver
kehr in Deutschland wurde damit in einer Vollerhebung befragt.  

Die Rücklaufquote liegt bei 14 %. In absoluten Zahlen sind das 54 Unterneh
men. Diese haben den Fragebogen jedoch wegen fehlender Daten zum Teil 
nur unvollständig ausgefüllt. Um möglichst viele Antworten mit in die Aus
wertung einzubeziehen, wurden daher alle eingegangenen Rückmeldungen 
ausgewertet, sobald zwei Teilfragen beantwortet waren. Trotz mehrfacher 
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Erinnerungen auch von Seiten des VDV konnte kein höherer Rücklauf reali
siert werden. Von den S-Bahn-Unternehmen gab es keine verwertbaren Ant
worten. Nach mündlicher Auskunft haben einige Verkehrsunternehmen zu 
geringe Personalkapazitäten als Grund für die Nichtteilnahme angegeben. 

Bundesland Teilnehmende Unternehmen 

Brandenburg 4 

Berlin 1 

Baden-Württemberg 7 

Bayern 6 

Bremen 0 

Hessen 2 

Hamburg 1 

Mecklenburg-Vorpommern 1 

Niedersachsen 4 

Nordrhein-Westfalen 15 

Rheinland-Pfalz  2 

Schleswig-Holstein 1 

Saarland 0 

Sachsen 3 

Sachsen-Anhalt 2 

Thüringen 5 

Insgesamt 54 

Region Teilnehmende Unternehmen 

Osten 16 

Norden 6 

NRW 15 

Mitte-West 4 

Süden 13 

Insgesamt 54 
 
Die meisten Rückmeldungen gab es aus NRW. Allerdings haben nicht aus al
len Bundesländern Unternehmen teilgenommen. Das Land Bremen und das 
Saarland sind nicht vertreten.  

Aufgrund der relativ kleinen Zahl an verwertbaren Fragebögen (54) kommt es 
bei der disaggregierten Auswertung bei einigen spezifischen Teilfragen zu 
statistischen Repräsentativitätsproblemen. Aus diesem Grund beschränken 
sich die Darstellungen im Folgenden auf Fragen mit ausreichendem Rück
lauf. 

4.2.2 Ergebnisse der Umfrage bei den 
Verkehrsunternehmen 

Bei der Einschätzung der Gesamtfinanzsituation bestätigen die Ergebnisse 
die Erkenntnisse aus der Kommunalbefragung (vgl. Abb. 23). Der Osten ist 
im Fall der Infrastruktur der Verkehrsunternehmen offenbar etwas besser fi
nanziell aufgestellt als bei den Straßennetzen. 

  

Tab. 22: Rücklauf 
Verkehrsunternehmens
befragung nach 
Bundesländern und 
Regionen 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Gut 90 % der antwortenden Verkehrsunternehmen gaben an, über Bus-Inf
rastruktur zu verfügen. Knapp ein Drittel betreibt Straßenbahn- bzw. Stadt
bahnnetze und 15 % auch zumindest abschnittsweise unterirdische Stadt
bahnstrecken. U-Bahnstrecken bestehen bei vier der antwortenden Unter
nehmen. Damit sind alle U-Bahn-Betreiber in der Erhebung enthalten. Auch 
ein Seilbahn- und ein O-Bus-Betreiber haben an der Umfrage teilgenommen.  

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Bezügliches des Zustandes des ÖPNV-Netzes sind die Werte ähnlich wie 
beim Straßennetz. Etwa ein Drittel ist bei fast allen Verkehrsträgern in min
destens gutem Zustand. Die U-Bahn-Strecken weisen etwas bessere Werte 
auf mit gut der Hälfte in gutem oder sehr gutem Zustand. Oberirdischen Stra
ßenbahnstrecken haben den größten Streckenanteil in schlechtem und un
genügendem Zustand mit 22 %. 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Bei den ÖPNV-Zugangsstellen scheint der Zustand etwas besser zu sein. Al
lerdings wird der Zustand der Bushaltestellen schlechter eingeschätzt als der 
der Busspuren. 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die ÖPNV-Brücken und -tunnel sind im Vergleich zu den Straßenbrücken 
und -tunnel in einem besseren baulichen Zustand (vgl. Abb. 19 und Abb. 20). 
Der bauliche Zustand von etwa zwei Dritteln der ÖPNV-Ingenieurbauwerke 
ist neuwertig (Zustandsklasse 1) oder gut (Zustandsklasse 2). Allerdings 
wurde diese Frage nur von elf (Brücken) bzw. acht (Tunnel) Verkehrsunter
nehmen beantwortet. Dadurch sind diese Zahlen nur eingeschränkt reprä
sentativ.  
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Quelle: Eigene Darstellung 

Die häufigsten Schäden an ÖPNV-Brücken und -Tunnel sind Risse – ähnlich 
wie bei den Straßenbrücken in der Kommunalbefragung (vgl. Abb. 21). Aller
dings wurde diese Frage nur von elf bzw. acht Verkehrsunternehmen beant
wortet. Dadurch sind diese Zahlen ebenfalls nur eingeschränkt verallgemei
nerbar. 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

4.3 Zustand kommunaler Verkehrsinfrastruktur – 
Kernaussagen 

Für die Erfassung des Zustandes der kommunalen Verkehrsinfrastruktur 
wurden Befragungen von Kommunen und Verkehrsunternehmen vorge
nommen. Die repräsentative Kommunalumfrage wurde von knapp 400 Kom
munen beantwortet (Rücklaufquote 16 %), so dass Auswertungen in den fünf 
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Regionen und in allen in allen Ortsgrößenklassen möglich waren. Die Befra
gung der Verkehrsunternehmen wurde von 54 Unternehmen vollständig be
antwortet. Die Rücklaufquote beträgt 14 %. Die Daten der vier deutschen U-
Bahn-Verkehrsunternehmen wurden in einer Vollerhebungen erfasst.  

Die wichtigsten Ergebnisse der Erhebungen zum Zustand der kommunalen 
Straßennetze:  

 Ein Drittel der Verkehrsstraßen ist nach Einschätzung der Kommunen in 
einem schlechten oder sehr schlechten Zustand.  

 In kleineren Kommunen sind die Straßen den Befragungsdaten zufolge 
im Mittel in einem etwas schlechteren Zustand als in größeren Kommu
nen.  

 Hauptstraßen haben im Schnitt einen etwas besseren Zustand als andere 
untergeordnete Straßen.  

 Auch Geh- und Radwege sind in einem etwas besseren Zustand als der 
Straßendurchschnitt. 

 Vor allem die Kommunen im Osten Deutschland und solche mit schlech
terer finanzieller Ausstattung weisen schlechtere Zustandsnoten für die 
kommunalen Straßennetze auf.  

 Der Zustand der kommunalen Straßenbrücken hat sich seit der ersten Er
hebung durch das Difu im Jahre 2013 nicht wesentlich verbessert. Fast 
jede zweite Straßenbrücke ist in keinem guten Zustand.  

 Im Vergleich weisen die Brücken in Bundesbaulast (Bundesfernstraßen) 
weiterhin bessere mittlere Zustandsnoten auf.  

 Der Zustand der kommunalen Straßentunnel ist dem der kommunalen 
Straßenbrücken vergleichbar.  

 Sowohl bei den Brücken als auch bei den Tunneln stellen Risse das häu
figste Schadbild dar. 

Die wichtigsten Ergebnisse der Erhebungen zum Zustand der kommunalen 
ÖPNV-Netze:  

 Etwa ein Drittel des kommunalen ÖPNV-Netzes ist bei fast allen Ver
kehrsträgern in mindestens gutem Zustand.  

 Die U-Bahn-Strecken weisen etwas bessere Werte auf mit gut der Hälfte 
in gutem oder sehr gutem Zustand.  

 Oberirdischen Straßenbahnstrecken haben den größten Streckenanteil 
in schlechtem und ungenügendem Zustand mit 22 %.  

 Die ÖPNV-Brücken und -tunnel sind im Vergleich zu den Straßenbrücken 
und -tunnel in einem besseren baulichen Zustand.  

 Der bauliche Zustand von etwa zwei Dritteln der ÖPNV-Ingenieurbau
werke ist neuwertig oder gut. 
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5. Hochrechnung und 
Abschätzung 
Investitionsbedarf kommunaler 
Straßenbau (AP 4) und der 
ÖPNV-Netze bis 2030 (AP5) 

Die in den AP4 und AP5 vorgenommene normative Abschätzung der Infra
struktur- und Investitionsbedarfe für die kommunale Straßeninfrastruktur 
und die ÖPNV-Netze geht von dem in der GIS-Datenanalyse zum Umfang 
der Verkehrsnetze vollständig erfassten Mengengerüst aus und nutzt die per 
Umfrage ermittelten Parameter zur monetären Bewertung des betrachteten 
Anlagevermögens unter Berücksichtigung des Alters und Zustandes. 

Das ursprünglich im Auftrag der Stadt Köln entwickelte Berechnungstool 
(InfraBR) eignet sich in seiner Struktur und Berechnungslogik auch für über
greifende Betrachtungen und wurde an die Anforderungen einer Bedarfs
schätzung für das kommunale Verkehrssystem bundesweit angepasst. De
tails zur Methodik und zum Tool wurden veröffentlicht und werden deshalb 
hier nur kurz umrissen (vgl. (Schneider et al., 2018).  

5.1 Gemeinsames Begriffsverständnis 
Voraussetzung für die Nachvollziehbarkeit der methodischen Grundlagen ist 
ein gemeinsames Begriffsverständnis. Aus diesem Grund werden im Folgen
den die wesentlichen Grundbegriffe noch einmal dargestellt, auch wenn 
diese in früheren Zwischenberichten bereits verwendet worden sind. 

5.1.1 Infrastruktur 

Als Infrastruktur20 werden Anlagen bezeichnet, die einen Vermögenswert 
darstellen und über Jahre genutzt werden.21 Beispiele für wichtige Infrastruk
turen sind Verwaltungsgebäude, Schulgebäude, Gebäude der Kulturinstitu
tionen, Wohnungen, das Kanalisationsnetz, IT-Ausrüstungen, Software und 
Möbel. Im Bereich der Verkehrsinfrastruktur sind insbesondere Straßen, Brü
cken, Tunnel, ÖPNV-Netze und ggf. Nebeneinrichtungen gemeint.  

Die aktuelle Ist-Situation der Infrastruktur wird in quantitativer Hinsicht durch 
den „Infrastrukturbestand“ (Anzahl der Anlagen) und in qualitativer Hinsicht 
durch den „Infrastrukturzustand“ (Qualität/Zustand der Anlagen) beschrie
ben. Auch bei Infrastrukturbedarfen kann zwischen quantitativen und quali
tativen Bedarfen unterschieden werden.  

 
20  Vgl. gemäß DIN EN ISO 9001:2015, P. 7.1.3 Infrastruktur: Zur Infrastruktur kann Fol

gendes zählen: a) Gebäude und zugehörige Gebäudetechnik; b) technische Ausrüs
tung, einschließlich Hardware und Software; c) Transporteinrichtungen; d) Informa
tions- und Kommunikationstechnik.  

21  Nicht dazu gehören die geringwertigen Güter (Wert unter 410 Euro).  
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5.1.2 Infrastruktur- und Investitionsbedarf  

Beim Begriff Infrastrukturbedarf handelt es sich um eine normative Darstel
lung (Soll-Wert) des Umfangs (Menge) und der Eigenschaften physischer Inf
rastruktur. Der Umfang der Investitionen, mit denen dieser Infrastrukturbe
darf gedeckt werden kann, wird als Investitionsbedarf verstanden.  

Der Investitionsbedarf ist von bereits konkret geplanten investiven Einzel
maßnahmen etwa im Haushaltplan einer Stadt und in den Wirtschaftsplänen 
kommunaler Beteiligungen abzugrenzen. Diese können in ihrer Summe klei
ner ausfallen, dann wird der Infrastrukturbedarf nur in Teilen gedeckt. Denk
bar wäre auch, dass die geplanten Investitionen höher sind als der normative 
Bedarf. Dann wäre mehr eingeplant, als sich unter den getroffenen Annah
men begründen ließe. Zudem zeigt sich in der kommunalen Praxis, dass zwi
schen geplanten und tatsächlich getätigten Investitionen meist eine nicht un
erhebliche Diskrepanz besteht, da sich in einem Haushaltsjahr Investitionen 
oft nicht in dem Umfang realisieren lassen wie budgetär veranschlagt. Die 
Gründe dafür sind vielfältig (Brand et al., 2022).  

Für die Bemessung eines Bedarfs im Rahmen einer Schätzung ist der Bezug 
auf einen Betrachtungszeitraum erforderlich.  

Infrastruktur- und die daraus abgeleiteten Investitionsbedarfe lassen sich in 
drei Typen unterscheiden: Nachholbedarf, Ersatzbedarf und Erweiterungs
bedarf (vgl. Abb. 30). 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

5.1.3 Nachholbedarf  

Ein Nachholbedarf entsteht immer dann, wenn in der Vergangenheit entstan
dener Ersatzbedarf nicht ausreichend durch Investitionen befriedigt wurde. 
Erkennbar wird dies, wenn der aktuell vorgefundene qualitative Zustand einer 
Infrastruktureinrichtung schlechter ist, als es der gesetzliche normierte Soll-

• in der Vergangenheit nicht erfolgte Investitionen
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Zustand vorsieht.22 Nachholbedarf entsteht auch dann, wenn die als kon
sumtive Ausgaben betrachteten Maßnahmen23 der laufenden (baulichen) 
Unterhaltung und Bewirtschaftung nicht in ausreichendem Umfang getätigt 
wurden und sich deshalb die Gesamtnutzungsdauer der Anlage verkürzt. 
Wenn moderne Versorgungsstandards/Bedarfsnormen (z.B. Brandschutz
vorschriften, Barrierearmut) durch aktuelle Infrastruktureinrichtungen nicht 
erfüllt werden, begründet auch dies einen Nachholbedarf sowohl in qualitati
ver (Versorgungsqualität) als auch in quantitativer Hinsicht.  

5.1.4 Ersatzbedarf  

Ersatzbedarf bezieht sich auf den notwendigen Ersatz vorhandener Anlagen, 
die am Ende ihrer Lebensdauer stehen. Es geht dabei um die Erneuerung der 
Anlagen (Kauf neuwertiger Anlagen bei gleichzeitiger Entsorgung der alten 
Anlagen) oder um die Aufwertung der alten Anlagen durch eine grundhafte 
(General-) Sanierung. In der Analyse von Infrastruktur- und Investitionsbe
darfen hat diese Bedarfskategorie den größten Umfang. 

5.1.5 Erweiterungsbedarf  

Die Bedarfe an Infrastrukturen können sich im Laufe der Zeit verändern. Beim 
Erweiterungsbedarf geht es um zusätzlich notwendige Infrastrukturkapazitä
ten in der Zukunft (z.B. mehr Räumlichkeiten, mehr Straßen, mehr IT-Ausrüs
tung oder ein optimalerer Umweltstandard). Die Abschätzung erfordert An
nahmen zu wesentlichen Bedarfstreibern und ist mit Unsicherheit behaftet. 
Gleichzeitig bietet diese Bedarfskategorie auch den größten Gestaltungs
spielraum für strategische Schwerpunktsetzungen durch eine Stadt. 

Die dargestellten Bedarfskategorien bilden das methodische Grundgerüst 
der Infrastruktur- und Investitionsbedarfsschätzung. Es handelt sich dabei 
um einen Bottom-up-Ansatz24, bei dem – ausgehend von Daten zum Alter, 
zur Nutzungsdauer und ggf. zum Zustand einzelner Anlagen – die zukünfti
gen Bedarfe für Infrastrukturen quantifiziert und unter Berücksichtigung heu
tiger Wiederbeschaffungswerte bewertet werden können. 

Damit unterscheidet sich der Ansatz deutlich von anderen Analysen zu kom
munalen Investitionsbedarfen, bei denen entweder nur Teilbereiche betrach
tet werden (z.B. der im Rahmen des KfW-Kommunalpanels ermittelte Inves
titionsrückstand) und/oder die in erster Linie auf der einwohnerbezogenen 
Hochrechnung von Einzelschätzungen durch die kommunalen Akteure beru
hen (Raffer et al., 2020).  

5.2 Berechnungsmodell InfraBR 
Technisch wurde das notwendige Instrumentarium in einer Datenbank unter 
Verwendung von MS Access realisiert. Als Datenquellen dienen die im Ar
beitspaket 1 erfassten und aufbereiteten GIS-Daten zur kommunalen Ver

 
22  Vgl. Reidenbach et al. (2008)), S. 111. 
23  Dazu zählen Maßnahmen der laufenden Unterhaltung – technische Wartung und In

spektion (Instandhaltung), Kleinreparaturen wie z.B. Auswechseln von Lampen, Fixie
rung von Pflasterplatten u.Ä. – und Maßnahmen der Bewirtschaftung: Heizung, Reini
gung, Hausmeisterservice, Gartenpflege, Winterdienst, Versicherung usw.  

24  In Unterschied zu dem sog. Top-down-Ansatz, der auf einer aggregierten Schätzung 
mit anschließender Modellaufteilung auf einzelne Anlagengruppen basiert (vgl. Kunert 
und Link (2001)), S. 21). 



 

65 

kehrsinfrastruktur sowie die in den Arbeitspaketen 2 und 3 in den Befragun
gen erhobenen Informationen zum Alter, Vermögenswert und Zustand der 
wesentlichen Komponenten des Verkehrsinfrastruktursystems in der Baulast 
der Kommunen. 

Die Logik der Modellrechnung auf Basis der einbezogenen Daten mit den 
einzelnen Modulen – Infrastruktur-Bedarfs-Rechnung (InfraBR) – zeigt Abb. 
31. 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Anstelle der im Modell eigentlich verwendeten Daten der Anlagenbuchhal
tung zu einzelnen Anlagen werden für die übergreifende Betrachtung der 
kommunalen Verkehrsinfrastruktur aggregierte Durchschnittswerte für die 
einzelnen Komponenten genutzt, die insbesondere aus den Ergebnissen der 
Arbeitspakete eins bis drei generiert wurden. 

Die erfassten Infrastrukturbestandteile werden nach Anlagenklassen je Pro
duktgruppe (hier Gemeindegrößenklasse) differenziert. Auf diesem Aggrega
tionsniveau (Anlagenkategorie)25 werden dann die erforderlichen Gesamt- 
und Durchschnittswerte gebildet. Je Anlagenklasse wird eine standardisierte 
Gesamtnutzungsdauer – basierend auf den für den Bund und einzelne Bun
desländer vorliegenden Vorgaben für das (kommunale) Rechnungswesen – 
festgelegt.26 Die Restnutzungsdauer ist ein Parameter, der unter Einbezie
hung der Gesamtnutzungsdauer das Alter der Anlagen beschreibt. Dieser er
möglicht die Bildung eines Durchschnittswertes je Anlagenkategorie. 

 
25  Eine Anlagenklasse umfasst in der Regel mehrere Anlagen mit bestimmten gleichen 

Merkmalen. Bei uns werden die Anlagenklassen durch Infrastrukturbestandteil und Re
gion gebildet. Wir verwenden keine einzelnen Anlagen im Modell, sondern zusammen
gefasste Gruppen, die wir Anlagenkategorien nennen. Diese unterteilen die Anlagen
klassen weiter nach Gemeindegrößenklassen. 

26  Zur Orientierung wurden die AfA-Tabelle für die allgemein verwendbaren Anlagegüter 
(AfA-Tabelle „AV“) (Stand 15.12.2000) sowie die AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig 
„Personen- und Güterbeförderung (im Straßen- und Schienenverkehr)“ (Stand 
26.01.1998) des Bundesministeriums der Finanzen, die Abschreibungssätze in der 
Kommunalverwaltung in Baden-Württemberg, die NKF-Rahmentabelle der Gesamt
nutzungsdauer für kommunale Vermögensstände des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Für die Abschätzung der normativen Investitionsbedarfe für das kommunale 
Verkehrssystem gilt zusätzlich die folgende Modellannahme: Die Restnut
zungsdauer ist anders als bei einer Einbeziehung aller Einzelanlagen bei der 
vorliegenden Betrachtung als Durchschnittswert nicht geeignet, den tat
sächlichen Zustand der Infrastruktur vollständig abzubilden. Aus diesem 
Grund werden die ebenfalls in den Befragungen erfassten durchschnittlichen 
Zustandsnoten genutzt, um die Restnutzungsdauer der jeweiligen Kompo
nenten zu korrigieren. Je Anlagenklasse der jeweiligen Produktgruppe wird 
ein durchschnittlicher Bau-/Sanierungskostensatz gebildet. Zwischen Neu
bau und Sanierung wird vereinfachend nicht unterschieden. 

Die Bewertung der Bau-/Sanierungskosten geht zunächst von den erhobe
nen Buchwerten der noch nicht abgeschriebenen Infrastrukturbestandteile 
aus. Mit Hilfe der Angaben zum Alter und zur Nutzungsdauer lassen sich die 
historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten (AHK) rekonstruieren. 
Mit Hilfe eines Preisindexes können daraus die theoretischen AHK zum Ana
lysezeitpunkt abgeleitet werden. Dieses Vorgehen ermöglicht allerdings nur 
eine grobe Schätzung der Bau-/Sanierungskosten und setzt voraus, dass 
sich an den jeweiligen Infrastrukturbestandteilen technologisch nichts we
sentlich verändert hat. 

Eine genauere Schätzung der Investitionsbedarfe wird möglich, wenn die 
heute maßgeblichen Kostensätze bekannt sind. Liegen entsprechende An
gaben vor, werden diese vom Berechnungsmodell prioritär verwendet. Zur 
Schätzung des Erweiterungsbedarfs wird mehrstufig vorgegangen (vgl. Abb. 
32). 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Zunächst werden die relevanten Bedarfstreiber ermittelt und anschließend in 
ihrer voraussichtlichen Entwicklung bewertet. Bei Bedarfstreibern handelt es 
sich um messbare Indikatoren aus den verschiedenen Bereichen der Stadt
entwicklung, die die Inanspruchnahme der Infrastrukturen bestimmen, bei

 
(Stand 18.03.2005) und die landeseinheitliche Abschreibungstabelle des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern genutzt. 
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Erweiterungsbedarfs 



 

67 

spielsweise demografische Entwicklungen (Schülerzahlen, Zahl älterer Men
schen usw.), Verkehrsentwicklung und Veränderungen beim Verkehrsverhal
ten, politische Vorgaben (z.B. zum Klimaschutz). Methodisch wurde vereinfa
chend festgelegt, dass jeder Anlagenklasse nur ein relevanter Indikator als 
Treiber zugeordnet werden soll. Prinzipiell wäre es auch möglich, aus mehre
ren Einflussfaktoren einen synthetischen Treiber für die Berechnung zu ge
nerieren. Dies beeinträchtigt allerdings die leichte Nachvollziehbarkeit der 
Schätzergebnisse.  

Für die Bedarfsschätzung wird außerdem angenommen, dass die Infrastruk
tur mengenmäßig in allen betrachteten Bereichen den heutigen Anforderun
gen entspricht. Es gibt entsprechend keinen quantitativen Nachholbedarf. 
Außerdem gibt es dieser Annahme folgend auch keine relevanten Überkapa
zitäten, die bei der Ermittlung des Erweiterungsbedarfs berücksichtigt wer
den müssten. 

Die getroffenen Annahmen können in zukünftigen Schätzungen variiert wer
den und damit beispielsweise auch einen Ausgangspunkt für Modellrech
nungen im Zusammenhang mit der im AP6 durchgeführten Meta-Analyse 
bilden. 

5.3 Eingangsparameter und Datengrundlage 
Das in Kap. 5 5.2 beschriebene Berechnungsmodell wurde für die Schätzung 
der normativen Investitionsbedarfe für die kommunalen Verkehrsnetze in ge
eigneter Weise angepasst. Dies betrifft beispielsweise den Betrachtungszeit
raum bis zum Jahr 2030 und die Strukturen für die Aggregation der Berech
nungsergebnisse. Außerdem musste zunächst eine geeignete Datengrund
lage aus den im Projekt bereits erschlossenen Quellen entwickelt werden. 

5.3.1 Eingangsparameter der Bedarfsschätzung mit 
InfraBR 

Die Schätzungen sollten differenziert für verschiedene Infrastrukturbestand
teile, nach Regionen und mit Bezug zur Gemeindegröße (separat auch für 
Landkreise) erfolgen. Deshalb haben sich aus der Kombination dieser Para
meter die verschiedenen zu berücksichtigenden Anlagenkategorien, bei
spielsweise „Hauptverkehrsstraßen in der Region Osten in Gemeinden mit 
weniger als 5.000 Einwohnern“, ergeben. 

Für diese insgesamt 330 Anlagenkategorien werden Durchschnittswerte für 
den Buchwert, die Menge (als Länge oder Anzahl), den Zustand und die Bau
werkskosten (Kostensatz pro Mengeneinheit) benötigt. Außerdem müssen in 
gleicher Differenzierung Angaben zur Gesamtnutzungsdauer sowie zur Rest
nutzungsdauer im Berechnungsmodell erfasst werden. 

Für die Schätzung des Erweiterungsbedarfs wurde die Bevölkerungsent
wicklung als wesentlicher Bedarfstreiber angenommen. Der Zusammenhang 
zwischen den Anforderungen an die Infrastrukturausstattung und der Bevöl
kerungszahl ist zwar nicht bei allen Infrastrukturbestandteilen gleich stark 
und wird von anderen Entwicklungen, z.B. Veränderungen der Siedlungs
dichte oder des Wirtschaftswachstums, beeinflusst. Dafür sind aber ver
gleichbar gute Projektionen für diesen Parameter verfügbar27. Um regional 

 
27 Verwendet wurden hier die Ergebnisse der 14. Koordinierten Bevölkerungsvorausbe

rechnung (Basis: 31.12.2018). 
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unterschiedliche Bevölkerungsentwicklungen in der Bedarfsschätzung be
rücksichtigen zu können, wurde für jede betrachtete Region ein spezifischer 
Bedarfstreiber definiert. Insbesondere für die Abschätzung von Erweite
rungsbedarfen ist es dabei erforderlich, auch unterschiedliche Entwicklun
gen innerhalb der betrachteten Regionen zu berücksichtigen. Aus diesem 
Grund wurden basierend auf den Daten der amtlichen Bevölkerungsprog
nose wachsende und schrumpfende Städte und Gemeinden ermittelt (vgl. 
Abb. 33), denen die Infrastrukturbestandteile anschließend anteilig zugeord
net werden konnten. 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

5.3.2 Zusammenführung der Daten aus vorherigen 
Arbeitsschritten 

Die Infrastrukturbestandteile wurden in den Arbeitspaketen 1 und 2 unter
schiedlich stark differenziert. Für eine Zusammenführung der Daten wurden 
die beiden Strukturen vergleichbar gemacht. Dadurch muss in einzelnen Be
reichen auf Detailschärfe verzichtet werden (z.B. keine separate Betrachtung 
von Hauptverkehrsstraßen und anderen Verkehrsstraßen). 

Die nach Anlagenkategorien differenzierten Mengenangaben wurden auf der 
Grundlage der im AP1 ausgewerteten GIS-Daten zum Umfang der Verkehrs
infrastruktur zusammengestellt. Als Buchwert wurde der bei den Kommunen 
in AP2 abgefragte bilanzielle Vermögenswert zum 31.12.2020 verwendet 
und auf eine Mengeneinheit bezogen. Anschließend wurde auf dieser Grund
lage der Buchwert für die in der jeweiligen Anlagenkategorie insgesamt er
fasste Infrastrukturmenge ermittelt. Mit Hilfe der Angaben zum Alter und den 
Annahmen zur Gesamtnutzungsdauer wurden auch die historischen An
schaffungs- und Herstellungskosten (AHK) rekonstruiert. Das Berechnungs
modell verwendet diese Werte zur Abschätzung der Baukosten, sofern keine 
spezifischen Baukostensätze erfasst werden. 

Ausgehend von den Befragungsdaten zum Alter der Infrastrukturbestand
teile und unter Nutzung von Annahmen über die spezifischen Gesamtnut
zungsdauern wurden auch die für das Berechnungsmodell benötigten Rest
nutzungsdauern ermittelt, wobei sich letztere als Differenz aus den beiden 
anderen Parametern ergeben. 
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Der Zustand der Infrastruktur wurde ebenfalls bei den Kommunen abgefragt. 
Allerdings wurden dabei die jeweiligen Anlagen anteilsmäßig auf verschie
dene Zustandsklassen verteilt. Für das Berechnungsmodell musste deshalb 
noch die durchschnittliche Zustandsnote bezogen auf die Anlagenkategorien 
generiert werden. Die dafür ermittelten Durchschnittswerte gehen von der je
weiligen Klassenmitte aus und berücksichtigen Mengenangaben als Ge
wichtung, sofern entsprechende Daten vorlagen. 

Bei Straßen und Wegen konnten aus den Befragungsdaten auch die durch
schnittlichen Bauwerkskosten bezogen auf eine Mengeneinheit abgeleitet 
werden. Bei den anderen Infrastrukturbestandteilen wurden entsprechende 
Angaben nicht erfasst. Zum Teil konnten jedoch Werte für durchschnittliche 
Baukostensätze recherchiert und im Modell ergänzt werden. Das Berech
nungsmodell nutzt in den verbleibenden Fällen die AHK als Berechnungs
grundlage. Die Option, die spezifischen Bauwerkskosten aus anderen Quel
len in das Modell einzuspeisen, würde insbesondere für die Betrachtung un
terschiedlicher Szenarien relevant werden, weil sich die jeweiligen Infrastruk
turqualitäten insbesondere durch variierte Kostensätze ausdrücken lassen.  

Eine Besonderheit stellt die U-Bahn-Infrastruktur (Strecken und Haltestellen) 
dar. Aufgrund der im Vergleich mit anderen Bestandteilen der Verkehrsinfra
struktur besonders hohen Bauwerkskosten und der zum Teil sehr langen 
Nutzungsdauern verbunden mit einer starken räumlichen Konzentration der 
Anlagen in vier Großstädten erschien die Vorgehensweise zur Generierung 
der Modelldaten (vgl. Kap. 5 5.2) zu undifferenziert. Aus diesem Grund er
folgte im Zeitraum von Juli bis November 2022 eine zusätzliche Datenerhe
bung bei den vier Verkehrsunternehmen, die U-Bahn-Netze in Deutschland 
betreiben. Das Hauptaugenmerk lag dabei auf einer nach dem Errichtungs
zeitpunkt differenzierenden Erfassung der Strecken und Haltestellen sowie 
der Erhebung spezifischer Bauwerkskosten. 

5.3.3 Weitere Annahmen 

Zu einigen Infrastrukturbestandteilen lieferten die Befragungen der Kommu
nen und der Verkehrsunternehmen leider nicht hinreichend detaillierte Infor
mationen. Insbesondere zum Alter der betrachteten Anlagen gab es nicht in 
allen Kategorien Angaben. Um diese Lücken zu schließen, mussten verschie
dene Annahmen getroffen werden.  

Wenn beispielsweise das durchschnittliche Alter der Anlagen für einen Infra
strukturbereich einer bestimmten Gemeindegrößenklasse nicht vorlag, 
wurde ein Durchschnittswert (arithmetisches Mittel) aus den verfügbaren An
gaben der anderen Größenklassen verwendet. 

Bei den Straßenbrücken und -tunneln musste das Alter synthetisch aus den 
Zustandsnoten abgeleitet werden. Bei allen entsprechenden Infrastrukturbe
standteilen mit einer durchschnittlichen Zustandsnote besser als 2,5 wurde 
davon ausgegangen, dass das Alter bei der Hälfte der regelmäßigen Nut
zungsdauer liegt, und pauschal auf 50 Jahre festgesetzt. Bei einem schlech
teren Zustand wurde das Alter so eingestellt, dass ein Ersatz der Anlage in
nerhalb des Betrachtungszeitraums bis zum Jahr 2030 erfolgen müsste.  

Es sei an dieser Stelle noch einmal darauf hingewiesen, dass die Modellbe
trachtungen nicht auf einzelne konkrete Bauwerke abstellen, sondern auf der 
Basis eines Mengengerüsts und empirisch erfasster Durchschnittswerte er
folgen.  
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5.4 Normative Schätzung der 
Investitionsbedarfe in den ausgewählten 
Bereichen der Verkehrsinfrastruktur – 
Ergebnisse 

Die im Folgenden dargestellten Ergebnisse wurden mit Hilfe der beschriebe
nen Methodik und mit der zum Berichtszeitpunkt vorliegenden Datenbasis 
ermittelt. Darüber hinaus mussten verschiedene Annahmen getroffen wer
den (vgl. Kap. 5.3). Sowohl die Eingangsdaten als auch die getroffenen An
nahmen wurden im Projektverlauf mehrfach geprüft und verifiziert. Daraus 
haben sich ggf. Anpassungen ergeben, die der Grund für die Abweichungen 
zu früheren Zwischenberichten sind.  

Die im Folgenden differenziert für die betrachteten Infrastrukturbereiche dar
gestellten Investitionsbedarfe addieren sich bis zum Jahr 2030 auf insgesamt 
372 Mrd. Euro. 

5.4.1 Investitionsbedarfe bei kommunalen Straßen 

Die normative Bedarfsschätzung ergibt für den Bereich der kommunalen 
Straßen einen Nachholbedarf von insgesamt rund 202 Mrd. Euro. Investitio
nen in dieser Größenordnung wären nötig, um zum jetzigen Zeitpunkt in die
sem Teilbereich ein Verkehrssystem zu schaffen, das bei einer Durch
schnittsbetrachtung eine ausgewogene Altersstruktur aufweist und damit 
insgesamt langfristig in einem den heutigen Anforderungen entsprechenden 
Maße betrieben werden kann. Der Investitionsbedarf verteilt sich dabei regi
onal unterschiedlich, auch was das jeweilige Gewicht der einzelnen Infra
strukturbestandteile betrifft (vgl. Abb. 34). Der Schwerpunkt des Nachholbe
darfs liegt in allen Regionen vornehmlich bei den Hauptverkehrsstraßen. 

Ein hoher Nachholbedarf ist vor allem ein Zeichen dafür, dass die Altersstruk
tur in der Infrastruktur so verschoben ist, dass der Anteil der Anlagen in der 
zweiten Hälfte der üblichen Nutzungsdauer größer ist als der Teil der jünge
ren Anlagen (erste Hälfte der Nutzungsdauer). Es ist also im Bereich der kom
munalen Straßen davon auszugehen, dass in den nächsten Jahrzehnten 
überdurchschnittlich viele Straßen das Ende ihrer formalen Nutzungsdauer 
erreichen und umfassend saniert werden müssen.  

Der Nachholbedarf könnte prinzipiell durch ein entsprechend umfangreiches 
Sofort-Investitionsprogramm abgebaut werden. Dies ist aber in der Regel nur 
dann sinnvoll, wenn ausschließlich alte Anlagen ersetzt werden, die keine ver
bleibende Restnutzungsdauer haben. Insbesondere im Bereich der kommu
nalen Straßen sind außerdem technische und finanzielle Grenzen sowie die 
notwendige Verkehrsorganisation zu berücksichtigen. Ein Abbau des Nach
holbedarfs erfolgt darüber hinaus aber auch dann, wenn die sukzessive ans 
Ende ihrer Nutzungsdauer gelangenden Infrastrukturbestandteile ersetzt 
werden, wodurch eine „Verjüngung“ des Verkehrsinfrastrukturbestandes er
reicht wird.  
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Quelle: Eigene Darstellung 

Vor diesem Hintergrund ist ein Blick auf den Ersatzbedarf bei den kommuna
len Straßen und Wegen bis zum Jahr 2030 sinnvoll. 

Das Modell zur Schätzung der normativen Infrastruktur- und Investitionsbe
darfe beziffert den Ersatzbedarf in diesem Bereich auf rund 215 Mrd. Euro. 
Deutliche Schwerpunkte werden bei den Ingenieurbauwerken, wie beispiels
weise Tunneln und Brücken, in der Region Osten sowie bei den Hauptver
kehrsstraßen in der Region Mitte-West erkennbar (vgl. Abb. 35).  

Durch eine zeitgerechte Realisierung der entsprechenden Ersatzinvestitio
nen könnte auch ein deutlicher Teil des Nachholbedarfs abgebaut werden. 
Es wird an dieser Stelle deutlich, dass die beiden Bedarfskategorien bei der 
hier erfolgten stark aggregierten Betrachtung nicht additiv gesehen werden 
können. Vielmehr handelt es sich um zwei sich ergänzende Perspektiven auf 
den jeweiligen Infrastrukturbereich.  

Dass diese beiden Bedarfskategorien nicht klarer voneinander abzugrenzen 
sind, liegt auch an der vergleichsweise langen Nutzungsdauer der meisten 
hier betrachteten Anlagenkategorien (bis zu 100 Jahre) und am dagegen re
lativ kurzen Betrachtungshorizont von zehn Jahren. So bestehen nach den 
Befragungsergebnissen z.B. nur für einen geringen Anteil der Hauptver
kehrsstraßen im Osten und Norden Ersatzbedarfe. Auch Ersatzinvestitionen, 
die erst in 15 oder 20 Jahren anstehen, können in einzelnen Bereichen noch 
zu einem Abbau des Nachholbedarfs beitragen. 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Unter zwei Voraussetzungen lassen sich die beiden Bedarfskategorien trotz
dem zusammenführen. Zum einen muss die Annahme gelten, dass Ersatzbe
darf bedient wird, indem die ältesten Anlagen zuerst ersetzt werden. Das 
würde auch den Nachholbedarf reduzieren. Außerdem wird angenommen, 
dass wenn Nachholbedarf abgebaut wird, dies dann immer durch den Ersatz 
der jeweils ältesten Anlagen geschieht. Unter diesen Bedingungen kann je
weils der größere Wert aus den beiden Bedarfskategorien für eine Gesamt
betrachtung übernommen werden. Der zusammengefasste Nachhol- und 
Ersatzbedarf bei der Straßenverkehrsinfrastruktur beträgt dann mit Blick auf 
das Jahr 2030 rund 283 Mrd. Euro (vgl. Abb. 36). 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Als dritte Bedarfskategorie liefert die Modellrechnung Erkenntnisse zu den zu 
erwartenden Erweiterungsbedarfen. Es wurde bereits dargestellt, dass dabei 
die demografische Entwicklung in den Regionen als Bedarfstreiber zugrunde 
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gelegt wurde. Um die auch in insgesamt eher schrumpfenden Regionen er
kennbaren Wachstumsprozesse mit den dadurch verbundenen Erweite
rungsbedarfen abbilden zu können, wurden die im AP1 erfassten Infrastruk
turmengen anteilig auf die schrumpfenden und wachsenden Landkreise in
nerhalb der Regionen nach Angaben der vom BBSR entwickelte Typologie28 
aufgeteilt. Der Erweiterungsbedarf basiert auf der anschließend durchge
führten Modellrechnung für die wachsenden Teile der Regionen. 

Bei den kommunalen Straßen und Wegen sowie den damit verbundenen In
genieurbauwerken ist in den nächsten zehn Jahren mit einem normativen Er
weiterungs-Investitionsbedarf in Höhe von rund 20,5 Mrd. Euro zu rechnen. 
Der mit Abstand größte Teil entfällt auf die Region Süden, in der besonders 
viele Landkreise mit einer positiven Bevölkerungsprognose zu finden sind 
(vgl. Abb. 37). Im Osten ist es insbesondere das Wachstum Berlins, das den 
Investitionsbedarf treibt. 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

5.4.2 Investitionsbedarfe beim ÖPNV 

Analog zur Bedarfsschätzung im Bereich der kommunalen Straßenverkehrs
infrastruktur erfolgte auch eine Betrachtung des öffentlichen Personennah
verkehrs in kommunaler Aufgabenhoheit. Neben dem ebenfalls im AP1 ent
wickelten Mengengerüst wurden dabei Angaben aus einer Befragung der 
kommunalen Verkehrsunternehmen (AP3) verwendet. 

  

 
28 https://gis.uba.de/maps/resources/apps/bbsr/index.html, Zugriff 10.5.2022. 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Aus der Modellrechnung ergibt sich ein normativer Nachholbedarf bei der 
kommunalen ÖPNV-Infrastruktur in Höhe von etwas mehr als 24 Mrd. Euro 
(vgl. Abb. 38). Der größte Teil entfällt dabei auf U-Bahn- sowie Stadt-/Stra
ßenbahnstrecken in Tunnellage. Ausschlaggebend sind dabei vor allem die 
besonders hohen spezifischen Baukosten, die für den Ersatz oder zumindest 
eine grundhafte Sanierung beispielsweise eines U-Bahn-Tunnels anfallen 
würden. Ebenfalls von besonderer Bedeutung ist der Nachholbedarf bei stra
ßenbündigen Straßen- und Stadtbahnstrecken (einschließlich Strecken mit 
besonderem Bahnkörper). In diesem Bereich sind die spezifischen Baukos
ten zwar deutlich geringer. Dafür ist der Umfang der bereits in der zweiten 
Hälfte der üblichen Nutzungsdauer befindlichen Anlagen entsprechend 
groß.  

Ersatzbedarf zeigt das Berechnungsmodell im Betrachtungszeitraum in allen 
Regionen im Umfang von insgesamt 55 Mrd. Euro erneut vor allem bei den 
U-Bahn- sowie Stadt-/Straßenbahnstrecken in Tunnellage, ansonsten vor al
lem bei den Bus-/Straßen-/Stadtbahnhaltestellen (vgl. Abb. 39). Für die üb
rigen Anlagen wird aufgrund der langen Nutzungsdauern und der nur grob 
abgebildeten Altersstrukturen ein relativ geringer Ersatzbedarf innerhalb des 
Betrachtungszeitraums ausgewiesen. 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Auch bei der ÖPNV-Infrastruktur dürfen Nachhol- und Ersatzbedarf nicht 
einfach addiert werden (vgl. Kap. V 5.4.1.). Unter den gleichen Voraussetzun
gen wie bei der Straßenverkehrsinfrastruktur kann der zusammengefasste 
Nachhol- und Ersatzbedarf in diesem Bereich bis 2030 auf 64 Mrd. Euro be
ziffert werden (vgl. Abb. 40). 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Eine Erweiterung der ÖPNV-Infrastruktur führt im Zeitraum bis 2030 vor al
lem für U-Bahn- sowie Stadt-/Straßenbahnstrecken in Tunnellage zu größe
ren Investitionsbedarfen. Hier spielen erneut die hohen spezifischen Bau
werkskosten eine Rolle. Aber auch die in wachsenden Städten zusätzlich be
nötigten straßenbündigen Straßen-/Stadtbahnstrecken erfordern entspre
chende Investitionen. Insgesamt liefert das Modell auf der Basis der vorhan
denen Infrastruktur und unter Berücksichtigung der Bevölkerungsprognosen 
einen Erweiterungsbedarf von rund 4,5 Mrd. Euro (vgl. Abb. 41).  
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Im Vergleich zum ermittelten Erweiterungsbedarf bei der Straßeninfrastruk
tur und zu den anderen Bedarfskategorien ist das ein kleiner Wert. Vor dem 
Hintergrund der Entwicklung eines nachhaltigen Verkehrssystems wird das 
Thema Erweiterung der ÖPNV-Infrastruktur aber sehr wahrscheinlich in Zu
kunft eine deutlich größere Rolle spielen. Diese These weiter auszudifferen
zieren und mit konkreten Erkenntnissen zu untersetzen, war Gegenstand im 
AP6.  

 
Quelle: Eigene Darstellung 

5.5 Investitionsbedarfe kommunaler 
Verkehrsinfrastruktur – Kernaussagen 

Aus der Abschätzung der zur Erfüllung der heutigen Anforderungen an das 
kommunale Verkehrssystem erforderlichen Investitionsbedarfe ergeben sich 
insbesondere die folgenden Erkenntnisse: 

 Im laufenden Jahrzehnt werden schätzungsweise Investitionen in die 
kommunale Verkehrsinfrastruktur im Umfang von 372 Mrd. Euro erfor
derlich – der größte Teil für den Ersatz maroder Anlagen und Bauwerke. 

 Basierend auf dem Alter und dem erfassten Zustand der betrachteten 
Elemente der Verkehrsinfrastruktur ergibt sich ein erheblicher Nachhol
bedarf, der auf einen erheblichen Substanzverzehr in der Vergangenheit 
hinweist. 

 Große Teile der heute genutzten Infrastruktur werden bis zum Jahr 2030 
das Ende ihrer Nutzungsdauer erreichen und ersetzt werden müssen. 

 Wenn Sanierungen und Ersatzbauten zunächst für die ältesten Anlagen 
realisiert werden, können Nachhol- und Ersatzbedarf gleichermaßen re
duziert werden. 

 Erfolgt der im Betrachtungszeitraum anstehende Ersatz nicht rechtzeitig, 
führt dies zu neuem Nachholbedarf. 

 Der überwiegende Teil der Investitionsbedarfe (303,5 Mrd. Euro) betrifft 
den Straßenverkehr. Den Schwerpunkt für die erforderlichen Investitio
nen bilden Maßnahmen im Bereich der Hauptverkehrsstraßen. 
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 Nur etwas weniger als ein Fünftel der Investitionsbedarfe entfällt auf die 
Fortschreibung des Status quo beim ÖPNV (68,5 Mrd. Euro).  

 Die Investitionsbedarfe für den ÖPNV werden einerseits durch den Aus
bau der U-Bahn-Strecken mit sehr hohen spezifischen Baukosten und 
andererseits durch eine große Anzahl im Einzelnen vergleichsweise güns
tiger Bus-, Straßen- und Stadtbahnhaltestellen dominiert. 

 Auf die Erweiterung der Verkehrsnetze entfällt in der Gesamtbetrachtung 
nicht einmal jeder fünfzehnte benötigte Euro. 
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6. Auswirkungen einer 
Verkehrswende auf die 
Investitionsbedarfe (AP6) 

Die im Rahmen von AP4 und 5 vorgenommenen Hochrechnungen schreiben 
den Status quo ohne wesentliche strukturelle, organisatorische oder techno
logische Änderungen der betrachteten Infrastruktursysteme fort. Sie bilden 
damit das Referenz- bzw. „Business-as-usual“-Szenario (BAU-Szenario). 

Unter Berücksichtigung aktueller gesellschaftspolitischer Entwicklungen, 
z.B. der Forderung nach einer grundlegenden Verkehrswende, und anderer 
übergeordneter Trends (z.B. Klimawandel, demografischer Wandel, Digitali
sierung etc.) ergeben sich darüber hinaus Erweiterungs- und Transformati
onsbedarfe, die ihrerseits zusätzliche Investitionen oder zumindest eine an
dere Schwerpunktsetzung bei den Investitionen erforderlich machen könn
ten. Erste Vorüberlegungen und Abstimmungen zu den relevanten Entwick
lungstrends und weiteren in die Analyse einzubeziehenden Aspekten waren 
deshalb bereits Gegenstand im Rahmen des Auftaktgespräches im AP1.  

Ausgehend von diesen Vorüberlegungen und aufbauend auf den für das 
BAU-Szenario vorgenommenen Schätzungen wurden im Rahmen des Vor
habens insbesondere die sich aus einer Verkehrswende ergebenden Auswir
kungen auf den Infrastrukturbedarf und die damit zusammenhängenden In
vestitionen betrachtet. 

6.1 Verkehrswende und nachhaltige Mobilität 
Der Begriff Verkehrswende ist als Analogie zur bereits vor rund 40 Jahren an
gestoßenen Diskussion um die Energiewende entstanden. Diese umriss ei
nen sehr systematischen Ansatz zum Umbau des Energiesektors (Hesse, 
2018). Es sollte dabei nicht nur an Symptomen einer aus dem Ruder laufen
den Entwicklung angesetzt werden, sondern es ging um einen sehr umfas
senden sozialen, ökonomischen und ökologischen Wandel. Diesem Vorbild 
folgend, wurden die konzeptionellen Eckpunkte der Verkehrswende als Drei
klang aus Verkehrsvermeidung, -verlagerung und -verbesserung, im Sinne 
einer verträglichen Organisation, verstanden. Im Vordergrund sollen dabei 
die Mobilitätsbedürfnisse und deren Befriedigung stehen. Die Verkehrsmittel 
und ihre Infrastrukturen werden erst in zweiter Linie betrachtet. Allerdings 
sind vor allem Letztere ein wichtiges Element im erforderlichen Transforma
tionsprozess. Zum Teil werden Veränderungen erst durch einen Umbau der 
Infrastruktur möglich. Zum Teil macht der Wandel Anpassungen erforderlich 
oder lässt diese erst sinnvoll erscheinen.  

Während es beim Begriff Verkehr vor allem um die räumliche Fortbewegung 
von Personen, Gütern und Nachrichten geht, ist der Mobilitätsbegriff viel
schichtiger (Schopf, 2001). Zunächst wurde er vor allem im Zusammenhang 
mit sozialen Phänomenen insbesondere beim Wohnsitzwechsel sowie bei 
sozialen Auf- und Abstiegen, d.h. also für Bewegungen, Veränderungen und 
Vorgänge innerhalb der Bevölkerung, verwendet. Neben dieser sozialen Mo
bilität wird heute das möglichkeitserweiternde Moment von Mobilität betont. 
Sie bietet das Potenzial zur Beweglichkeit und damit die Chance zu einer ge
wissen Unabhängigkeit von räumlichen Beschränkungen und zur Erfüllung 
von Mobilitätsbedürfnissen. D.h. Mobilität ist nicht zwangsläufig mit Verkehr 
verbunden, sondern definiert die Möglichkeit der Aktivitätenausübung zur 
Bedürfnisbefriedigung. Eine engere verkehrsbezogene Bedeutung erhält der 
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Mobilitätsbegriff, wenn damit der Prozess einer räumlichen Bewegung von 
Personen und Gütern in Form einer täglich wiederkehrenden (außerhäusli
chen) Aktivität abgebildet wird. Diese räumliche Mobilität wird dann als Häu
figkeit von Ortsveränderungen einer Person in einem bestimmten Zeitrah
men als Verkehr messbar. Sie ist in diesem Sinne Bedürfnis, Ursache, Zweck 
oder Aufgabe, während der Verkehr letztlich nur ein Instrument zur Umset
zung von Mobilität darstellt (Becker, 2015). Für Gütermobilität gilt das ana
log. Letztlich wird damit der extrinsische Charakter von Verkehr beschrieben. 

Mit der Verwendung des Mobilitäts- anstelle des Verkehrsbegriffs soll betont 
werden, dass der Gegenstand umfassender zu denken ist. Neben der empi
risch beobachtbaren physischen Bewegung von Menschen und Gütern im 
Straßenraum sind auch die damit verknüpften Bedeutungen und gesell
schaftlichen Sinnhorizonte gemeint (Manderscheid, 2020). 

Von einer nachhaltigen Mobilität kann vor diesem Hintergrund gesprochen 
werden, wenn veränderte Bedürfnisse insbesondere die Verkehrsvermei
dung und -verlagerung ermöglichen bzw. zum Gegenstand haben und die 
Potenziale einer (gesellschaftlich) verträglichen Verkehrsorganisation geho
ben werden. Nachhaltigkeit meint im Kontext Mobilität vor allem die Redu
zierung von negativen Auswirkungen des Verkehrs auf die Umwelt (z.B. hin
sichtlich der CO2-Emissionen) und die Raumnutzung, aber ohne eine Be
schränkung der Mobilität an sich (Becker, 2015). Aufgrund des extrinsischen 
Charakters des Verkehrs wäre die „verkehrslose“ Mobilität die nachhaltigste, 
weil so Mobilität möglich wäre ohne Ressourcenverbrauch. Diesem Ideal 
kommen Webkonferenzen und Homeoffice sehr nah. Insbesondere bei der 
Gütermobilität ist das nur sehr eingeschränkt möglich, weil Produkte meist 
nicht am Herstellungsort gebraucht werden. Das Ziel einer nachhaltigen Mo
bilitätsgestaltung muss deshalb die möglichst geringe Generierung von Ver
kehrsdistanzen sein (z.B. durch städtebauliche Ansätze wie die Mischnut
zung, 15-Min-Stadt oder regionale Wirtschaftskreisläufe). 

Die Ausgestaltung einer solchen nachhaltigen Mobilität und damit insbeson
dere der zur Umsetzung erforderlichen Verkehrsinfrastruktur verfügt über 
viele Freiheitsgrade. Ziel der durchgeführten Meta-Analyse war es deshalb 
zunächst, die verschiedenen derzeit diskutierten zukünftigen Entwicklungs
möglichkeiten abzubilden und entlang erkennbarer Schwerpunkte zu einem 
Meta-Szenario zu verdichten. Betrachtet wurden sowohl alternative Szena
rien (Zukunftsbilder) als auch mögliche Wege, die dazu führen könnten. Die 
(hypothetische) Beschreibung verschiedener Umsetzungsvarianten und die 
Ableitung der zu erwartenden Auswirkungen auf die Investitionsbedarfe für 
die Verkehrsinfrastruktur sollen insbesondere die Einfluss- bzw. Steuerungs
möglichkeiten durch involvierte Akteure aufzeigen. 

6.2 Methodik der Meta-Analyse 
Wesentlicher methodischer Baustein war eine systematische Auswertung 
bereits vorliegender Studien zur Verkehrswende bzw. nachhaltigen Mobilität. 
Diese Studien beziehen sich häufig auf Teilbereiche der Verkehrswende und 
betrachten beispielsweise Gestaltungsfelder wie Elektromobilität, Sharing 
Economy oder Rad- und Fußverkehr isoliert und aus einer spezifischen Per
spektive. Im Sinne einer Meta-Analyse wurden Studien zusammengeführt, 
die im laufenden wissenschaftlichen und politischen Diskurs bereits zur 
Kenntnis genommen worden sind, einen Fokus auf Infrastruktur richten und 
eine akzeptable methodische Qualität aufweisen. Dadurch konnten eine 
übergreifende Perspektive und eine inhaltliche Integration über einzelne Inf
rastrukturbausteine hinweg erreicht werden. 
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Zu Beginn des Vorhabens wurden bereits im Rahmen des Auftaktgesprächs 
das Vorgehen und die einzubeziehenden Studien besprochen. Auch die Auf
traggeber wurden gebeten, Studien für die Meta-Analyse zu benennen, die 
aus ihrer Sicht besonders geeignet scheinen. Darüber hinaus wurden die Li
teraturdatenbank ORLIS genutzt sowie eine Online-Recherche nach digital 
verfügbaren Dokumenten durchgeführt. Insgesamt wurden 105 Einzelveröf
fentlichungen und Sammelbände (vgl. Anhang A.1) mit jeweils mehreren re
levanten Beiträgen in die Analyse einbezogen (vgl. Abb. 42). 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

In einer ersten Analysephase wurden die gesammelten Materialien hinsicht
lich ihrer inhaltlichen Ausrichtung mit Schlagworten versehen, so dass ein 
Überblick über die thematischen Schwerpunkte entstehen konnte. Für die 
identifizierten Schwerpunkte erfolgten dann in einem zweiten Analyseschritt 
eine vertiefende Auswertung der Literatur und eine systematisierte Aufberei
tung der Inhalte insbesondere hinsichtlich der Merkmale bzw. prägenden 
Elemente eines nachhaltigen Verkehrssystems (vgl. Abb. 43). Den Rahmen 
für das auf dieser Grundlage in einem dritten Schritt entwickelte Meta-Sze
nario bilden insgesamt dreizehn Statements, die jeweils für einen zentralen 
Aspekt des Szenarios stehen. Diese Statements wurden untersetzt mit den 
wesentlichen im Diskurs thematisierten Aspekten zur Beschreibung des Sta
tus quo sowie mit Hinweisen auf erkennbare Veränderungstreiber, Rahmen
bedingungen und Wirkungsindikatoren. Im letzten Schritt wurden die in der 
Literatur diskutierten Auswirkungen auf die Infrastrukturbedarfe mit eigenen 
Schlussfolgerungen aus der Meta-Analyse zusammengeführt und in den 
Kontext des Vorhabens insgesamt gestellt. 

  

Wissenschaft

Praxis

Geschäftsmodelle / Sharing / 
Digitalisierung 

Raumbezogenen Entwicklung 

Klimawandel / Energiewende

Technologien 

Zukunft Auto / Elektromobilität  
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Trends 

• Insgesamt 105 Einzelveröffentlichungen und 
Sammelbände mit jeweils mehreren relevanten 
Beiträgen ausgewertet

• Nur wenige umfassende Verkehrswende-Szenarien

• Überwiegend Status quo und Potenzial

• Projektionen für Teilaspekte

• Schwerpunkte erkennbar

Abb. 42: Überblick 
Literaturrecherche 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Inwiefern das Meta-Szenario einer erfolgreichen Umsetzung nachhaltiger 
Mobilität entsprechen würde und ob damit beispielsweise ein angemessener 
Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele der Bundesregierung geleistet 
werden würde, war nicht primär Forschungsziel der Analyse. Gleichwohl lie
ferte die Recherche auch dazu einige Erkenntnisse, die zur besseren Einord
nung der infrastrukturbezogenen Ergebnisse genutzt wurden. 

6.3 Wesentliche Transformationsbereiche 
Im Rahmen der Literaturrecherche wurden zunächst erkennbare Transfor
mationsbereiche abgegrenzt und hinsichtlich einzelner prägenden Merk
male konkretisiert. Ausgehend von der aktuellen Literatur setzt der Diskurs 
zur Verkehrswende bzw. zur nachhaltigen Mobilität bei den Nutzenden von 
Verkehrsangeboten und deren Verhalten, bei den eingesetzten Technolo
gien, bei den Verkehrsmitteln und deren Anbietern, bei verschiedenen For
men der Bereitstellung von Verkehrsmitteln, beim Ortswechsel als zentralem 
Gegenstand bzw. Ziel von Verkehr und zu guter Letzt bei der benötigten Inf
rastruktur an (vgl. Abb. 44). 

Unterhalb dieser Ebene konnten jeweils weitere wesentliche Diskussionsthe
men abgegrenzt werden. Entsprechend der Anzahl der Publikationen, in de
nen diese Aspekte thematisiert wurden, lassen sich dabei einige Schwer
punkte ausmachen. So wird im Transformationsbereich Verhalten beispiels
weise die erforderliche Veränderung bzw. Wechsel(bereitschaft) betrachtet 
und dabei in der Mehrheit der einbezogenen Literaturquellen im Sinne einer 
Reduzierung bzw. eines Verzichts interpretiert. Bei den Technologien fokus
siert der Diskurs in besonderer Weise auf elektrische Fahrzeugantriebe und 
die dafür notwendigen Energiespeicher. Im Transformationsbereich Bereit
stellung wird am aktuellen Rand der Diskussion insbesondere auf geteilte An
gebote (Sharing) geschaut. 

Die ermittelten Schwerpunkte des aktuellen Diskurses bilden den Rahmen 
für die Beschreibung eines Meta-Szenarios, das die verschiedenen Teilas
pekte der Verkehrswende in einem übergreifenden Zukunftsbild zusammen
führt. 

Elemente / 
Merkmale

Verkehrs-
wende bzw.
Nachhaltige

Mobilität Treiber
Rahmen-

bedingungen
Indikatoren

Meta-Szenario

Infrastruktur- / Investitionsbedarfe

Schwer-
punkte

Vertiefte
Analyse

Statements

Abb. 43: Methodische 
Bausteine 
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Bereits bei diesem ersten strukturierenden Analyseschritt wird erkennbar, 
dass auf die Ausgestaltung der Verkehrswende bzw. einer nachhaltigen Mo
bilität verschiedene Rahmenbedingungen ihren Einfluss ausüben. So ist der 
Diskurs über neue Antriebstechnologien insbesondere deshalb möglich, weil 
es einen übergeordneten technologischen Wandel gibt, der mit einem Be
deutungsgewinn u.a. von lokalen Klimaschutzmaßnahmen einhergeht. Ver
änderungen der Mobilitätsbedürfnisse und des Verkehrsverhaltens werden 
durch Veränderungen in der Arbeitswelt und insbesondere durch die Digita
lisierung als Megatrend angestoßen bzw. ermöglicht. Die Wahl des Verkehrs
mittels wird unter anderem durch die damit verbundenen Kosten beeinflusst 
und stellt so auch eine soziale Frage im Rahmen eines gesellschaftlichen 
Wertewandels dar. 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

6.4 Verkehr und nachhaltige Mobilität im Meta-
Szenario 

Die Verdichtung der Erkenntnisse aus den ausgewerteten Diskussionsbeiträ
gen lässt erkennen, dass der Diskurs rund um die Verkehrswende und eine 
nachhaltige Mobilität mit besonderem Blick auf die Überwindung des Raums 
im Sinne eines physischen Ortswechsels geführt wird. 

Dabei werden vorrangig die Individual- und Pendlerverkehre, d.h. die durch 
individuelle Akteure bewältigten Wege thematisiert. Einen weiteren Schwer
punkt bilden die Betrachtung von Lieferketten insbesondere auf der Kunden
seite und dabei insbesondere die Zustellung beim Endkunden. Andere Ver
kehre, beispielsweise auf der Produzentenseite von Lieferketten, Fahrten 
zum Selbstzweck und Reisen im touristischen Bereich bilden im Ergebnis der 
Analyse keinen zentralen Baustein der Verkehrswende im Meta-Szenario, 
obwohl beispielsweise der Urlaubs- und Freizeitverkehr im Jahr 2019 laut 
Umweltbundesamt mit rund 40,7 % den größten Anteil an der ⁠Personenver
kehrsleistung hatte (Umweltbundesamt [UBA], 2023). Auch das möglich
keitserweiternde Moment von Mobilität und das als Mobilität verstandene 
Potenzial für Beweglichkeit im räumlichen wie auch im gesellschaftlichen 

Schwerpunkte eines nachhaltigen Verkehrssystems
Verbrenner Elektro Batterie Liquid/

Gas Automatisiert Autonom P2P
Client/ 
Server Weniger Kürzer Langsamer Schneller Weiter Mehr

Verzicht Ausweitung

Antrieb Speicher Steuerung Vernetzung
Bestands-
sicherung Wechsel(-bereitschaft) Experimentierfreude

Technologien
Verhalten

Nutzende
Bereitstellung / Management

Private Unternehmen

Individuell Geteilt Abonnement Zentral

Verkehrswende
nachhaltige Mobilität

Pendler Logistik Tourismus

Lieferketten Zustellung 
vor Ort

Verkehrsmittel
Gegenstand

MIV Lkw ÖPNV Fuß Rad Multimodal Virtuell

Ortswechsel Reise Option

Anbindung Umland
Infrastruktur Anbietende

Ladenetz / H2-
TankstellenStraße Schiene Luft Wasser Hyperloop Glasfaser Staat Wirtschaft Gemeinschaft

Abb. 44: Schwerpunkte 
eines nachhaltigen 
Verkehrssystems 
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Sinne bleiben im Diskurs außen vor bzw. stehen zumindest nicht im Vorder
grund. 

Auch wenn die Verkehrswende im Grundsatz vom Dreiklang aus Verkehre 
vermeiden, verlagern und besser organisieren ausgeht, dominiert im Diskurs 
die Verlagerung insbesondere vom motorisierten Individualverkehr (MIV) auf 
den Umweltverbund sowie vom Lkw-Verkehr auf den Bahnverkehr. Im Mit
telpunkt stehen also die Verkehrsbereiche MIV, ÖV/Bahnverkehr, Radver
kehr und Lkw-Verkehr (Straßengüterverkehr).  

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die bessere Organisation des Verkehrs kommt insbesondere bei multimoda
len Verkehrsleistungen ins Spiel. Dabei geht es um eine möglichst reibungs
lose und komfortable Kombination der verschiedenen Verkehrsträger mit 
dem Ziel, den Anteil des ÖV an den Wegen und zurückgelegten Strecken zu 
erhöhen. Insbesondere in diesem Zusammenhang kommt auch dem Fuß- 
und Radverkehr eine besondere Rolle zu, die deshalb auch im Meta-Szenario 
zu berücksichtigen ist. 

Weil der Fokus bei der angestrebten Verkehrswende dem aktuellen Diskurs 
zufolge nicht so sehr auf der Vermeidung von Verkehren liegt und Beschrän
kungen eine nachhaltige Mobilität infrage stellen würden, bleibt gewohntes 
Verhalten im Meta-Szenario weiter möglich. Individueller Verzicht wird je
doch aufgrund veränderter Kostenstrukturen und beispielsweise durch 
Komfortverluste bei den verstärkt in Anspruch genommenen Verkehrsange
boten im Meta-Szenario ebenfalls eine Rolle spielen. 

Die bessere Organisation wird häufig mit einer stärkeren geteilten Nutzung 
von Fahrzeugen (Sharing-Angebote) verbunden. Im Idealfall wird dadurch ein 
effizienterer Ressourceneinsatz möglich. Weil dafür zumindest zum Teil Ver
haltensänderungen notwendig sind und unter Umständen auch Nachteile in 
Kauf genommen werden müssen (länge Fahrzeiten, weniger persönlicher 
Platz im mehrfach besetzten Fahrzeug, höherer Planungsaufwand), verstärkt 
dieser Aspekt den im vorherigen Absatz schon angedeuteten Konflikt zwi
schen dem Wunsch bzw. Anspruch, gewohntes Verhalten weiter zu ermögli
chen und negativ wahrgenommene Veränderungen möglichst zu vermeiden. 

Die prägenden Aspekte der Verkehrswende im Meta-Szenario
Ortswechsel

Individual- und Pendlerverkehre

MIV, Lkw-Verkehr und ÖPNV 

Fuß- und Radverkehr
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Abb. 45: Verkehrswende 
im Meta-Szenario 
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Ein vollständiger Verzicht auf MIV und die Verlagerung sämtlicher Verkehre 
auf Verkehrsträger mit geringeren negativen Auswirkungen auf Umwelt und 
Klima erscheint selbst in radikaler gedachten Lösungsansätzen für die Ver
kehrswende nicht möglich. Dafür sind der Anteil der Bevölkerung mit stark 
begrenztem Zugang zu öffentlichen Verkehrsmitteln zu groß und viele Weg
strecken zu lang, um sie zu Fuß oder per Rad zurückzulegen. Aus der Not
wendigkeit eines (lokal) emissionsfreien MIV ergibt sich für Verkehrswende 
und nachhaltige Mobilität ein Schwerpunkt bei elektrischen Antrieben mit 
Batterien als Speicher. 

Der bei entsprechenden Herstellungsverfahren ebenfalls emissionsfrei zu 
nutzende Wasserstoff sowie die zumindest in der Gesamtbetrachtung emis
sionsfreien E-Fuels werden weniger als alternative Antriebsoption im indivi
duellen Personenverkehr gesehen, als dass sie für schwerere Lasten und da
mit vor allem im Wirtschaftsverkehr zu Einsatz kommen könnten. 

Trotz der beschriebenen und im Meta-Szenario zu berücksichtigenden Ver
änderungen werden auch in bzw. nach der Verkehrswende Straßen und 
Schienennetze das Rückgrat einer nachhaltigen Mobilität bilden.  

Als Ergänzung bzw. später auch als Ersatz der heutigen Tankstelleninfra
struktur werden E-/H2-Tankstellen die Versorgung der Fahrzeuge mit An
triebsenergie sicherstellen. Die technologischen Entwicklungen lassen be
reits heute erkennen, dass sich auch aus dieser Umstellung kaum negative 
Auswirkungen hinsichtlich gewohnter Verhaltensweisen ergeben dürften. 
Vergleichsweise lange Ladezeiten und ein noch dünnes Versorgungsnetz 
sind lediglich temporäre Einschränkungen, die im Meta-Szenario vernach
lässigt werden können. 

Nicht zuletzt beim Ausbau der öffentlichen Ladeinfrastruktur, aber auch bei 
der Erweiterung und Anpassung von Anlagen zur Verkehrssteuerung sowie 
insbesondere bei der Anpassung des Rechtsrahmens an die veränderten An
forderungen an Verkehrsangebote kann bzw. muss der Staat die Rahmenbe
dingungen (wieder) stärker gestalten. Im Umkehrschluss bedeutet dies je
doch auch, dass Aspekte im Meta-Szenario, die heute nicht ohne Weiteres 
umsetzbar wären, zukünftig durch entsprechende Regelungen auf den Weg 
gebracht bzw. unterstützt werden könnten. 

Ein Aspekt, der auch im Meta-Szenario ein noch zu klärendes Problem bleibt, 
ist die Anbindung des (weiteren) Umlandes an nachhaltige Verkehrsange
bote (z.B. Pendlerverkehr), insbesondere beim ÖPNV. Die ausgewerteten 
Materialien lassen in diesem Bereich einen wesentlichen Schwerpunkt er
kennen, und es gibt eine Vielzahl von Ansätzen, die im kleinen Maßstab und 
häufig eher experimentell nach Lösungen suchen. Insbesondere im Betrach
tungszeitraum bis 2030 sind jedoch noch keine übertragbaren bzw. skalier
baren Verkehrsangebote in Sicht, die ohne die individuelle Pkw-Nutzung 
auskommen. 

6.5 Status quo, Veränderungstreiber  
und -indikatoren 

Entlang der für die Beschreibung des Meta-Szenarios genutzten Statements 
liefern die ausgewerteten Materialien einen Überblick über den Status quo 
bzw. erste bereits erkennbare Entwicklungen als Ausgangspunkt für eine 
Verkehrswende, wie sie sich aus der Kombination der diskutierten Einzelas
pekte ergeben könnte. 



 

85 

6.5.1 Verkehrsanlässe 

Die Notwendigkeit und Häufigkeit von Ortswechseln werden beispielsweise 
mit demografischen Entwicklungen in Zusammenhang gebracht. Schon bei 
einer ganz allgemeinen Betrachtung wird bei einer wachsenden Gesamtbe
völkerung von einer Zunahme der Zahl der täglich absolvierten Wege ausge
gangen. Mit Blick auf die Individual- und insbesondere die Pendlerverkehre 
werden die Anzahl der Erwerbstätigen und der Anteil der Pendler*innen als 
wesentliche Einflussgrößen für die berufsbedingt entstehenden Verkehre er
kennbar. Im Jahr 2017 war jeder sechste Weg (16 %) auf das Pendeln zwi
schen Wohn- und Arbeitsort zurückzuführen. Und obwohl 37 % aller Arbeits
wege kürzer als fünf Kilometer sind und 77 % unter 20 Kilometern bleiben, 
entfällt jeder fünfte zurückgelegte Kilometer (21 %) auf einen Arbeitsweg (No
bis & Klein-Hitpaß, 2020). 

Dass die Notwendigkeit für häufige (berufsbedingte) Ortswechsel auch zu
künftig gesehen wird, lässt sich aus der Entwicklung der Führerscheinquoten 
bei jungen Erwachsenen schließen. Die Führerscheinverfügbarkeit der 18- 
bis 24-Jährigen blieb mit zwei Dritteln in den vergangenen zehn Jahren recht 
stabil (Nobis & Klein-Hitpaß, 2020). Die mit dem Führerscheinerwerb vermit
telten Kompetenzen werden offenbar weiterhin für so wichtig erachtet, dass 
die damit verbundenen Kosten in Kauf genommen werden. Und das obwohl 
die jüngere Generation zunehmend die emotionale Bindung zum Auto verliert 
und das Verhältnis zu diesem Verkehrsmittel pragmatischer wird (Nobis & 
Klein-Hitpaß, 2020). Der Anteil der Nutzung des MIV ist in diesen Altersgrup
pen seit ca. 2000 rückläufig, der Verkehrsaufwand (in Personen-km) jedoch 
nicht (Gerike et al., 2020; Nobis & Kuhnimhof, 2018). D.h. die Verkehrsdis
tanzen (der einzelnen Verkehrswege) steigen weiterhin.  

Nicht nur allgemeines Bevölkerungswachstum, sondern auch die Verände
rung der Bevölkerungsstruktur kann sich hinsichtlich der Häufigkeit und der 
Länge von Wegen auswirken. Für die alternde Gesellschaft in Deutschland 
lohnt deshalb ein Blick auf die Menschen auf der Schwelle von der Berufstä
tigkeit zum Ruhestand. Sowohl bei den berufstätigen 60- bis 69-Jährigen als 
auch bei den gleichaltrigen Rentnerinnen und Rentnern ist seit 2002 im Ko
hortenvergleich ein Anstieg der täglich zurückgelegten Entfernungen zu ver
zeichnen (Nobis & Klein-Hitpaß, 2020). Im Betrachtungszeitraum bis 2030 
spielt diese Altersgruppe eine besonders große Rolle (Boomer-Generation), 
weshalb deren Mobilitätsverhalten sich auch im Meta-Szenario nieder
schlägt. 

Insgesamt betrachtet ist die Anzahl der Wege trotz der demografischen Ver
änderungen von 2002 bis 2017 zurückgegangen (Nobis & Klein-Hitpaß, 
2020). Der Verkehrsaufwand (in Personen-km) insgesamt hat jedoch zuge
nommen (Nobis & Klein-Hitpaß, 2020). Der einzelne Weg ist also im Durch
schnitt länger geworden. Obwohl der Anteil des ÖPNV an den Wegen und 
Kilometern unverändert blieb, stieg die Anzahl der transportierten Personen. 
Der Grund hierfür: Deutschlands Städte wachsen, gleichbleibende Wegean
teile bedeuten daher ein Plus an Fahrgästen (Nobis & Klein-Hitpaß, 2020). 

Der analysierte Diskurs zur Verkehrswende liefert aber auch Hinweise für 
mögliche zukünftige Veränderungen, durch die insbesondere die Pendel
wege seltener und/oder kürzer werden könnten. So wird im Meta-Szenario 
berücksichtigt, dass viele Arbeitswege im Zuge von Homeoffice-Regelungen 
ersetzt werden könnten. Durch das verstärkte Nutzen von Videokonferenzen 
lassen sich darüber hinaus auch Dienstreisen vermeiden oder reduzieren 
(Nobis & Klein-Hitpaß, 2020). Es wird außerdem erwartet, dass Arbeitnehmer 
künftig mit dem Nahverkehr zum nächstgelegenen Bahnhof mit angeschlos
senem Coworking Space fahren könnten, um von dort aus zu arbeiten. Sofern 
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diese flexiblen Büros außerhalb der Kernstädte liegen und auch in den 
Hauptverkehrszeiten genutzt werden, könnte dies den Pendelverkehr in In
nenstädte und damit vor allem die Pendelstrecke und -zeit für Arbeitneh
mer*innen reduzieren (Etezadzadeh, 2020). Darüber hinaus sind für Pendel
strecken auch zusätzliche Gelegenheiten für die Kombination von Rad und 
ÖV (bike and ride) sowie Auto und ÖV (park and ride) besonders erfolgver
sprechend – zumindest wenn es gleichzeitig gelingt, die ÖV-Linien dichter zu 
takten (Canzler, 2021). 

Die beschriebenen Faktoren wirken ggf. in unterschiedlicher Richtung auf 
den voraussichtlich zu bewältigenden Verkehrsaufwand. Diese Kenngröße 
berücksichtigt die Anzahl der in einem Betrachtungszeitraum zurückgeleg
ten Wege, deren Streckenlänge und die Anzahl der jeweils transportierten 
Personen und liefert deshalb auch einen Hinweis auf die erforderlichen Ka
pazitäten im Verkehrssystem. Die demografischen Veränderungen und de
ren voraussichtliche weitere Entwicklung lassen zukünftig eher einen wach
senden Verkehrsaufwand erwarten. Neue Ansätze der Arbeitsorganisation 
und die verstärkt genutzten technischen Möglichkeiten wirken reduzierend 
bzw. zumindest bremsend auf die Entwicklung der Pendlerverkehre.  

Insgesamt wird der Umfang der erforderlichen Kapazitäten im Verkehrssys
tem aber nicht sinken. Selbst mit ambitionierten (städtebaulichen) Maßnah
men zur Verkehrsvermeidung vor allem in neu entstehenden Quartieren wird 
auch eine Verkehrswende den Erhalt bestehender Infrastruktureinrichtungen 
nicht obsolet machen. Diese werden auch deshalb weiter benötigt, weil sich 
die Verkehrswende realistisch betrachtet nicht überall gleichzeitig und auch 
nicht überall im vollen Umfang wird politisch umsetzen lassen. Darüber hin
aus werden zukünftig durch lokales Bevölkerungswachstum und die damit 
verbundene Entwicklung von Siedlungsflächen weiterhin eine verkehrliche 
Erschließung und damit sogar ein Ausbau der Verkehrsinfrastruktur auf kom
munaler Ebene erforderlich sein.  

6.5.2 Verkehrsmittel 

Für das Meta-Szenario ist deshalb die Verkehrsverlagerung von besonderer 
Bedeutung. Im Fokus stehen dabei insbesondere die öffentlichen Verkehre. 
Dass deren Anteil zukünftig weiterwachsen muss, kann als allgemeiner Kon
sens im Diskurs betrachtet werden. Aber auch Fuß- und Radverkehr werden 
wichtiger und sollen insbesondere den ÖPNV im Rahmen multimodaler An
sätze ergänzen und begünstigen. Als besonders relevante Veränderungstrei
ber wurden im Rahmen der Analyse vor allem neue Verkehrsmittel, die Ange
botsdichte etablierter und neuer umwelt- und ressourcenschonender Trans
portmöglichkeiten, die Entfernung zum nächsten Zugangspunkt sowie nicht 
zuletzt die Verlässlichkeit und Pünktlichkeit des ÖPNV identifiziert. 

So gehört beispielsweise ein Fahrradverleihsystem in die moderne, smarte 
Stadt der Zukunft, die damit ihren Bewohner*innen und Besucher*innen zu 
jeder Zeit ein umweltfreundliches, schnelles sowie hochflexibles Fortbewe
gungsmittel anbietet (Niedbal, 2020). 

In anderen Ansätzen steckt noch viel Zukunftsmusik. Dies betrifft beispiels
weise Flugtaxiservices oder den „Smart City Loop“ (SCL), mit dem der Gü
terverkehr der „vorletzten Meile“ unter die Erde verlegt werden soll. Als Ver
kehrssystem wären Flugtaxiservices vergleichsweise günstig, weil die Infra
strukturkosten im Vergleich zu Straßen oder einem S-Bahn-Netz deutlich ge
ringer sind. Ob es im Betrachtungszeitraum des Meta-Szenarios schon die 
für ausgewählte Städte angekündigten ersten kommerziellen Routen geben 
wird, ist derzeit jedoch noch nicht absehbar (Etezadzadeh, 2020). Die Vorteile 
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des SCL werden dagegen weniger in den Infrastrukturkosten gesehen, als 
vielmehr in der Beschleunigung des Güterverkehrs und der Entlastung von 
Städten durch weniger Lkw auf der Straße. Für dieses neuartige Logistikkon
zept müssten jedoch Röhren mit rund 2,80 m Durchmesser in den Unter
grund gebaut werden, damit dort Güter auf Ladungsträgern (Paletten und 
Transportbehälter für beispielsweise Stückgut oder Pakete) vollautomatisch 
transportiert werden können (Etezadzadeh, 2020). Die hohen Baukosten und 
langen Bauzeiten sprechen gegen eine Berücksichtigung im Meta-Szenario 
bis 2030. 

Allerdings lassen die diskutierten Möglichkeiten und Ideen eine weitere Dif
ferenzierung des Verkehrs auf der Angebots- und auf der Nachfrageseite er
warten (Canzler & Knie, 2020). Dabei wird es insbesondere um ein funktio
nierendes Zusammenspiel der verschiedenen Optionen gehen. 

In intermodalen Dienstleistungen ist ein moderner Bahnverkehr mit anderen 
Verkehrsmitteln verbunden, auch mit dem Auto. Die Transaktionskosten ei
nes Wechsels der Verkehrsmittel werden dadurch gesenkt. Das bedeutet vor 
allem auch, dass der individuelle Aufwand sinkt und eine Kombination ver
schiedener Verkehrsmittel ohne umfangreiche Vorabplanung zur Routine 
werden kann. Dabei werden besondere Chancen in der Digitalisierung gese
hen, die eine bequeme Verknüpfung eigentlich aller Optionen als möglich er
scheinen lässt (Canzler, 2021). 

Vor allem der ÖPNV ist auf solche intermodalen Verknüpfungen – angefan
gen von bequemen Umsteigepunkten über Leihräder und Leihroller bis zum 
Carsharing – angewiesen. Das gilt sogar dann, wenn diese tatsächlich nur 
wenig genutzt werden, sondern lediglich als Option vorhanden sind (Canzler, 
2021). 

Auf die Bedeutung des Fahrrads im zukünftigen Verkehrssystem wurde be
reits hingewiesen. Diese ist aber auch rückblickend in den letzten beiden 
Jahrzehnten deutlich und gegenüber anderen Verkehrsmitteln am meisten 
gestiegen. Mit dem Fahrrad werden jetzt mehr Wege und größere Distanzen 
zurückgelegt (Nobis & Klein-Hitpaß, 2020). 

Deshalb wird zunehmend über die Errichtung von Fahrradschnellwegen 
nachgedacht. Diese sind nicht nur für trainierte Radfahrer*innen, sondern 
auch für Pedelec-Nutzer*innen attraktiv. Strecken von 8 bis 15 Kilometer 
sind damit selbst bei Steigungen oder Gegenwind ohne Probleme zu bewäl
tigen. Für diesen neuen Infrastrukturbaustein wird zwar auch eine längere 
Planungs- und Bauzeit erforderlich sein. Sie wären jedoch deutlich schneller 
als neue Bahntrassen oder Bahnhöfe zu realisieren (Canzler, 2021). Solche 
Fahrradinfrastrukturangebote können gerade für Pendelnde attraktive Alter
nativen zum MIV darstellen.  

Eine noch größere Bedeutung als Fahrradfahren hat für die alltägliche Mobi
lität das Zufußgehen. Genau genommen gehören mindestens eine Etappe zu 
Fuß zu jedem Weg dazu, egal ob für den Weg zur Bushaltestelle oder wenn 
es nur ein paar Schritte von der Haustür zum Auto sind (Nobis & Klein-Hitpaß, 
2020). Vor allem in großen und dichten Städten ist der öffentliche Verkehr mit 
Bus und Bahn auf den Fußverkehr als Ergänzung angewiesen. Der Fußver
kehr ermöglicht das Erreichen der Haltestellen und Bahnhöfe, und die öffent
lichen Verkehrsmittel erlauben auch lange Wege. Der Fußverkehr ist außer
dem die umweltfreundlichste und auch gesündeste Fortbewegungsart.  

Die Erhebung des „Modal Split“ führt jedoch mit 22 % (im Jahr 2017) zu einer 
systematischen Untererfassung des Fußverkehrs. Fußwege von und zu Hal
testellen, Bahnhöfen oder Parkplätzen und fußläufige Umsteigewege werden 
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hier nicht gezählt. Basierend auf Analysen in zehn repräsentativen Stadtge
bieten in Europa und Kanada lässt sich jedoch abschätzen, dass sich bei Ein
beziehung aller Etappen von und zu Haltestellen und Parkplätzen ein Fußver
kehrsanteil von 57 % ergeben würde (Stimpel, 2020). 

Die im Zuge der Urbanisierung zunehmende Verdichtung städtischer Räume 
verstärkt die Relevanz des Fußverkehrs, weil viele alltägliche Ziele leichter er
reichbar werden. Wenn dabei auch ein Rückbau von Autofahrbahnen und 
Parkflächen erfolgt, profitiert der Fußverkehr außerdem davon, dass der 
städtische Raum weniger von Autos blockiert wird (Canzler, 2021). Gleichzei
tig ist diese Form der Fortbewegung prinzipiell nicht auf besondere Infra
strukturen angewiesen. „Trampelpfade“ ignorieren die vorhandenen Einrich
tungen sogar bewusst. Im Sinne der Sicherheit und Barrierefreiheit erfordert 
aber auch das Zufußgehen bedarfsgerecht ausgebaute Wege. 

Darüber hinaus erlebt der Rad- und Fußverkehr, die so genannte aktive Mo
bilität, vielerorts eine Renaissance. Vor allem große Städte wie Wien, Paris, 
London und nicht nur die Vorreiter Kopenhagen und Amsterdam investieren 
in die Fahrradinfrastruktur. Errichtet werden unter anderem neue Fahrrad
wege, Abstellanlagen und Radschnellwege (Canzler & Knie, 2020). Auch 
Fußgängerinnen und Fußgänger brauchen breite und durchgängige Wege
netze mit hoher Aufenthaltsqualität, großzügigen Ampelschaltungen und ge
ringen Risiken durch andere Verkehrsmittel, zum Beispiel durch Geschwin
digkeitsbegrenzung für den Straßenverkehr (Bauer et al., 2020). 

Vor diesem Hintergrund dürfte die Verkehrswende im Meta-Szenario insbe
sondere den Ausbau des ÖPNV und dabei insbesondere eine Verdichtung 
der Takte, die Erweiterung des Verkehrssystems um neue Angebote, eine 
noch umfassendere digitale Vernetzung als bisher und den Ausbau von Zu
gangspunkten zu multimodalen Verkehrsangeboten erforderlich machen.  

Ein solches Szenario benötigt durch die Verlagerung auf den öffentlichen 
Verkehr weniger Autos und lässt dadurch vor allem in der Stadt mehr Platz 
für das ergänzend notwendige Zufußgehen und Radfahren. Frei werdende 
Flächen können für Fuß- und Radwege genutzt werden und durch entspre
chende Einrichtungen die Verbindung verschiedener Verkehrsmittel erleich
tern (Canzler & Knie, 2020). 

6.5.3 Individuelle Effizienz 

Die ausgewerteten Dokumente weisen darauf hin, dass der moderne Mensch 
gerade im Alltagsverkehr ein habitualisiertes Verhalten zeigt. Störungen wer
den nach Möglichkeit vermieden, und die Nutzung von Verkehrsmitteln soll 
kein großes Nachdenken erfordern. Das private Auto hilft dabei, diese Be
dürfnisse zu befriedigen (Canzler & Knie, 2020). Die Pkw-Flotte in Deutsch
land wächst um rund 500.000 bis 700.000 Fahrzeuge pro Jahr (Nobis & 
Klein-Hitpaß, 2020). Alternativen haben es dagegen schwer (Canzler & Knie, 
2020). Vor allem wenn sie als unzuverlässig wahrgenommen werden oder 
ihre Nutzung nicht intuitiv erfolgen kann.  

Eine Verkehrswende hin zu einem Verkehr innerhalb der ökologischen Belas
tungsgrenzen, aber ohne die Beschränkung der Mobilität an sich erfordert 
Verhaltensänderungen, andere Verkehrsangebote und eine Änderung der 
Raum- und Siedlungsstrukturen (Canzler, 2021). 

Als aussichtsreichste Strategie, um die Dominanz privater Pkw zu beenden, 
ohne die Mobilität einzuschränken, gilt derzeit die Verzahnung eines leis
tungsfähigen Umweltverbunds mit Sharing-Angeboten mit Hilfe digitaler 
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Technik (Nobis & Klein-Hitpaß, 2020). Eine nachhaltige Mobilität würde dem
zufolge verstärkt geteilte Ressourcen nutzen und wegkommen vom individu
ellen Eigentum an Verkehrsmitteln. 

Auch wenn damit gewohntes Verhalten im Sinne der Nutzung eines Pkw im 
Grundsatz weiter möglich bleibt, wird die Verkehrswende nur durch individu
ellen Verzicht auf ein eigenes Fahrzeug, bei der Häufigkeit von Wegen/Wege
distanzen, bei der Geschwindigkeit oder auch beim subjektiv wahrgenom
menen Komfort in der angestrebten Weise wirksam. Gleichzeitig führt die 
hohe Flexibilität von Shared Mobility teils zu einem Mangel an Planbarkeit 
und Sicherheit (Mitteregger et al., 2020). 

Trotzdem erfreut sich Carsharing wachsender Beliebtheit. Gerade von Jün
geren wird das fehlende eigene Auto kaum als Verzicht wahrgenommen 
(Canzler, 2021). Besonders stark ist der Rückgang des Pkw-Besitzes in Haus
halten mit ausschließlich jungen Personen zwischen 18 und 34 Jahren. In 
dieser Altersgruppe stieg der Anteil der autofreien Haushalte in Deutschland 
von 29 % im Jahr 2002 auf 42 % im Jahr 2017 (Nobis & Klein-Hitpaß, 2020). 

Insgesamt gibt es in Deutschland ca. 30.200 Carsharing-Fahrzeuge, wovon 
rund 23,3 % elektrisch (einschließlich Hybride) angetrieben werden (Statista 
Research Department, 2022). Der Anteil der E-Fahrzeuge ist hier deutlich hö
her als im privaten Bereich (Manderscheid, 2020).  

Durch die Erhöhung der Auslastung von Fahrten und Fahrzeugen gilt Shared 
Mobility als ein wesentlicher Hoffnungsträger in Hinblick auf eine klima- und 
ressourcenschonende Mobilität (Mitteregger et al., 2020). Wer die Angebote 
nutzt, verhält sich außerdem zunehmend multimodal. Positive Umweltwir
kungen sind bereits messbar (Nobis & Klein-Hitpaß, 2020). Der Auf- und Aus
bau von Sharing-Angeboten beispielsweise für Fahrräder, Elektroroller usw. 
ist deshalb ein wichtiger Baustein des Meta-Szenarios und muss nahtlos in 
die ÖPNV-Angebote integriert werden. 

Die konventionelle Verkehrsinfrastruktur wird aber auch für diesen Aspekt 
der Verkehrswende im Meta-Szenario weiter benötigt, weshalb deren Erhalt 
weiter gewährleistet bleiben muss. Das veränderte Verhalten und die Nut
zung geteilter Ressourcen stehen in einem engen Zusammenhang zur Verla
gerung des Verkehrs auf andere Verkehrsmittel (vgl. Kap. 6.5.2). Aus diesem 
Grund ergäben sich daraus keine neuen zusätzlichen Infrastrukturbedarfe. 
Besonders hingewiesen sei an dieser Stelle jedoch auf die insbesondere für 
die Shared Mobility erforderlichen Abstellanlagen, für die der Verkehrswen
dediskurs Flächenpotenziale insbesondere durch Um- und ggf. Rückbau von 
Pkw-Stellflächen im öffentlichen Raum sieht. 

6.5.4 Technologien 

In einem zentralen Diskussionsstrang des Verkehrswendediskurses stehen 
vor allem das E-Auto sowie diverse Hybridantriebssysteme im Vordergrund 
(Manderscheid, 2020). Allerdings geht es bei der sogenannten Antriebs
wende nicht primär darum, den privaten Autoverkehr durch andere Modi zu 
reduzieren oder sogar zu ersetzen. Der Fokus liegt vielmehr auf den lokalen 
Emissionen, die durch neue Antriebstechnologien vermieden werden sollen, 
ohne dass größere Veränderungen im Nutzungsverhalten erforderlich wären.  

Allerdings gab es bis vor Kurzem aus Sicht privater Nutzender eine Reihe ra
tionaler Gründe, sich gegen die Anschaffung eines E-Fahrzeugs zu entschei
den. Dazu zählen vor allem die nach wie vor vergleichsweise hohen Anschaf
fungskosten elektrisch betriebener Fahrzeuge, deren gegenüber konventio
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nell angetriebenen Fahrzeugen geringe Reichweite, die geringe Ladestati
onsdichte, noch bestehende Sicherheitsprobleme mit Blick auf die verfüg
bare Batterietechnologie, eine begrenzte Angebotspalette sowie kompara
tive Nachteile bezogen auf die Lebenszykluskosten von E-Fahrzeugen, so
lange sich das Preisniveau für Benzin und Diesel nicht signifikant verändert 
(Döring & Aigner-Walder, 2020) und politische Lenkungsmaßnahmen wie 
beispielsweise steuerliche Anreize nicht greifen oder noch nicht angepasst 
worden sind (zu möglichen Ansätzen vgl. (Koska et al., 2021). 

Es wurde jedoch auch schon im Zusammenhang mit der geteilten Mobilität 
auf die Bedeutung elektrischer Antriebe hingewiesen. Anbieter von Mobili
tätsdienstleistungen können die derzeit noch bestehenden Nachteile besser 
kompensieren, weil ihre Geschäftsmodelle zumindest in der Wachstums
phase noch nicht auf einen operativen Gewinn ausgerichtet sind. Außerdem 
relativiert sich das ökonomische Gewicht der elektrisch angetriebenen Fahr
zeuge in einem großen, gemischten Fuhrpark. Die positiven Image-Wirkun
gen für den auf Innovation setzenden Anbieter werden aber trotzdem er
reicht. 

In den kommenden Jahren wird mit einer weiteren inkrementellen Verbesse
rung der verfügbaren Batterietechnologie gerechnet, und laut den einbezo
genen Studien zeichnen sich mittelfristig mit dem Einsatz neuer Batterie
technologien (z.B. Festkörperbatterien) weitere Technologiesprünge ab. Auf
grund der weltweiten Investitionen in den Aufbau großer Batteriefertigungs
kapazitäten wird mittelfristig eine weitere Degression der Batterieprodukti
onskosten erwartet (Grimm et al., 2020). 

Vor diesem Hintergrund erscheinen Antriebs- und Verkehrswende im enge
ren Sinne nicht als entweder oder, sondern als nebeneinander verlaufende 
Veränderungsprozesse, die sich im Idealfall gegenseitig positiv beeinflussen. 

Im Wirtschafts- und Güterverkehr spielt der ökonomische Abstand zwischen 
Verbrennungsmotor und dem E-Antrieb eine deutlich größere Rolle. Auf
grund der höheren Anforderungen an den Antriebsstrang und nicht zuletzt 
den Energiespeicher und den mit der Entwicklung von Akkukosten und einer 
flächendeckenden Ladeinfrastruktur verbundenen erheblichen Unsicherhei
ten wird bei der Entwicklung von Lkw für den Fernverkehr derzeit auf eine 
neue Generation von Verbrennungsmotoren gesetzt. Diese sollen einen 
neuen Rekordwirkungsgrad erreichen und werden von vornherein auch auf 
den Betrieb mit verschiedenen alternativen Kraftstoffen ausgelegt, deren 
Einsatz zu erheblichen CO2-Einsparungen führen soll (Renschler, 2021). Sol
che E-Fuels sowie der im Automobilbereich seit langem (bisher jedoch ohne 
kommerziellen Erfolg) erprobte Einsatz der Wasserstofftechnologie bieten 
sich auch im Schienenverkehr an (Balleis, 2020b). 

Die besonderen technischen Herausforderungen beim Wirtschafts- und Gü
terverkehr lassen die Antriebe in diesem Bereich jedoch etwas in den Hinter
grund treten. Wegen der besonders großen negativen Umweltwirkungen 
schwerer Lkw (insbesondere Lärm, Feinstaub- und andere Emissionen, über
durchschnittlich hohe Belastung der Fahrbahn) werden Ansätze für eine Ver
kehrswende bei Unternehmen bzw. deren Verkehren stattdessen insbeson
dere mit Blick auf Lieferketten und bei der Zustellung beim Endkunden ge
sucht. So wird beispielsweise die Entwicklung neuer flexibler und nachhalti
ger Logistiklösungen (bspw. intelligente Schließfächer) und Transportnetz
werke bereits als ein integraler Bestandteil von Smart Cities angesehen 
(Niedbal, 2020). 
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Veränderungstreiber sind dabei neue Vertriebsformen ohne den Weg über 
das Ladengeschäft (insbesondere Online-Handel), die neue Verkehrsbezie
hungen hervorgerufen haben. Stärker als früher findet Straßengüterverkehr 
heute auch in Wohngebieten statt, in dem Kurier-, Express- und Paketdienste 
(KEP) mehr Sendungen mit mehr Fahrzeugen transportieren (Leerkamp et 
al., 2020). 

Der Projektionsbericht 2019 der Bundesregierung sieht für die Gesamtfahr
leistung von leichten Nutzfahrzeugen zwischen 2016 und 2030 einen Anstieg 
um 44 % voraus, bei schweren Nutzfahrzeugen im selben Zeitraum um 23 % 
(Leerkamp et al., 2020). Die gleitende Mittelfristprognose für den Güter- und 
Personenverkehr Sommer 2022 beziffert den Anstieg bei den leichten Nutz
fahrzeugen von 2019 bis 2024 auf insgesamt fast 17 % (Kluth et al., 2022). 

Dabei könnten bereits wenige Lastenfahrräder ein ganzes Lieferfahrzeug er
setzen. Lastenfahrräder dürfen in der Regel auf Radwegen fahren und sind 
deutlich platzsparender als herkömmliche Lieferfahrzeuge. Die vollständige 
Integration in zukünftige städtische Logistikkonzepte verbunden mit einem 
gegebenenfalls erforderlichen Ausbau der Radwege sind daher wesentliche 
Bestandteile zur Lieferkettenoptimierung und Emissionsreduzierung im Rah
men einer (Wirtschafts-)Verkehrswende (Bippus, 2020). Der Warenverkehr 
ließe sich beispielsweise durch den Einsatz von elektrischen Lastenrädern in 
Verbindung mit modernen Hub-Lösungen kleinteiliger und flexibler gestalten 
(Bippus, 2020). 

Nicht nur der Güter-, sondern auch der Personenverkehr könnte, zumindest 
auf der Straße, künftig kleinteiliger und damit leichter werden. Voraussetzung 
ist dabei allerdings ein weiterer Technologiesprung. Durch den Wegfall der 
(Fix-)Kosten für den Fahrer bei voll automatisiertem Fahren würden kleinere 
Gefäße attraktiver werden und die Kleinteiligkeit insgesamt zunehmen. Der 
Trend zu kleineren und spezifischeren Gefäßen könnte jedoch auch noch 
ganz andere Perspektiven bieten. In Verbindung mit der ohnehin erforderli
chen digitalen Vernetzung ließe sich in ihnen leichter individualisierte Wer
bung schalten (Suter et al., 2020).  

Ein Wechsel des Antriebssystems oder der normalen Größe der Fahrzeuge 
erfordert vergleichsweise geringe Anpassungen im Straßennetz. Durch den 
kleinteiligeren und damit leichteren Verkehr könnten sogar die Kosten pro 
Infrastruktureinheit (z.B. pro Kilometer Straße) sinken, weil die Infrastruktur 
weniger stark abgenutzt werde würde. Anpassungsbedarf besteht im Bereich 
der Ladeinfrastruktur, die das Netz der gegenwärtig bestehenden Tankstel
len ergänzen oder ablösen könnte (Manderscheid, 2020). Dies umfasst auch 
den Ausbau des Tankstellennetzes für Wasserstoff und E-Fuels. 

Auch bei den in diesem Abschnitt dargestellten Aspekten des Meta-Szena
rios wird erkennbar, dass der Erhalt der bestehenden Infrastruktur im Grund
satz notwendig bleibt. Allerdings könnten sich aufgrund der geringeren Spit
zenbelastungen Ersatzzyklen verlängern, Anforderungen an die baulichen 
Ausführungen reduzieren und dadurch die Kosten, aber beispielsweise auch 
die negativen Auswirkungen von Baumaßnahmen am Straßennetz geringer 
ausfallen.  

Gleichzeitig ergeben sich höhere und neue Anforderungen an die Ausrüs
tung der Infrastruktur, beispielsweise durch die nötige Vehicle-to-Infrastruc
ture-Kommunikation und insbesondere durch die für automatisierte Fahr
zeuge wichtigen Markierungen. Auch die Auswirkungen des Klimawandels 
sowie die erforderliche Klimaanpassung können die Anforderungen und da
mit die Kosten der Infrastruktur erhöhen, weil beispielsweise wegen erhöhter 
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Gefahr von Erdrutschen oder Steinschlag im Gebirge zusätzliche Schutz
maßnahmen notwendig werden (Suter et al., 2020). 

6.5.5 Bereitstellung Infrastruktur 

Die bereits angesprochene Habitualisierung des Verkehrsverhaltens begrün
det zusammen mit den langfristigen infrastrukturellen Festlegungen und den 
etablierten Siedlungs- und Raumnutzungsstrukturen eine Pfadabhängigkeit 
im Verkehr (Canzler, 2021). Sowohl die Straßen als auch die Schienennetze 
(mit den jeweiligen Bauwerken) bleiben deshalb die dominierenden Infra
strukturelemente. Veränderungen ergeben sich in deren konkreter Ausge
staltung und in ergänzenden Einrichtungen. Dabei kommt insbesondere den 
E-/H2-Tankstellen als neue Infrastrukturbausteine eine besondere Bedeu
tung zu. 

Ein funktionierendes Ladeinfrastrukturnetz wird in der ausgewerteten Litera
tur als eine Kernvoraussetzung für die Kund*innenakzeptanz und deren Ver
trauen in die Fahrzeugreichweite angesehen. Es gibt zwar Hinweise, dass La
demöglichkeiten am Wohnort für viele Nutzende ausreichend sein würden, 
hohe Marktanteile von E-Fahrzeugen werden jedoch nur in Märkten erreicht, 
in denen auch ein dichtes öffentliches bzw. halböffentliches Ladenetz besteht 
(Grimm et al., 2020). 

Der Aufbau der für E-Fahrzeuge erforderlichen Ladeinfrastruktur kon
zentriert sich jedoch bislang schwerpunktmäßig auf die größeren Städte und 
auf Rastanlagen entlang der Autobahnen. Mobilstationen mit ihrer Verknüp
fungsfunktion von verschiedenen Verkehrsangeboten werden als Ansatz
punkte für den Ausbau der Ladeinfrastruktur diskutiert, aber vorrangig mit 
Blick auf die verträgliche Abwicklung des Verkehrs in Städten (Larisch et al., 
2022). Damit werden die ohnehin vorhandenen Unterschiede zwischen urba
nen und ländlichen Räumen noch einmal besonders deutlich (Döring & Aig
ner-Walder, 2020). 

Die Politik, d.h. der Staat, hat im Grundsatz die Gestaltungsmacht, den Wan
del der Automobilität und der Verkehrsinfrastruktur insgesamt zu steuern. In 
Norwegen beispielsweise machen E-Autos seit Juni 2017 einen Anteil von 
über 50 % aller Neuzulassungen aus. Der Weg dorthin wurde durch diverse 
Besteuerungs- beziehungsweise Steuervergünstigungsmaßnahmen, eine 
steuernde Parkraumbewirtschaftung in den Städten sowie die Subventionie
rung der Aufladung der Autos geebnet (Manderscheid, 2020). Auch in weite
ren führenden Märkten für Elektrofahrzeuge wird der Umstieg hin zu E-Fahr
zeugen maßgeblich durch die politische Rahmensetzung getrieben, was 
diese zu einem zentralen Faktor für die Markteinführung von Elektrofahrzeu
gen macht (Grimm et al., 2020). 

Aufgrund neuer Regelungsbedarfe kann bzw. muss auch in Deutschland der 
Staat die Rahmenbedingungen (wieder) stärker gestalten. In Zukunft werden 
neben den Nutzenden und Endkund*innen zunehmend Städte die Anforde
rungen an Mobilität und letztlich auch an daraus resultierende Fahrzeugkon
zepte definieren und damit auch die erforderliche Infrastruktur bestimmen 
(Hasenfuß & Galbarz, 2020). 

Vorgeschlagen werden insbesondere Maßnahmen zur Verkehrssteuerung in 
Form des Aufbaus und der Nutzung von Verkehrsbeeinflussungsanlagen, 
des Aufbaus von Parkleitsystemen im Rahmen eines integrierten Parkraum
managements, von Angeboten eines intelligenten Lkw-Routing oder der 
Bündelung und Steuerung der innerstädtischen Verkehre und der Lieferlo
gistik (Balleis, 2020a). 
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Weitere Veränderungen in der politischen Regulierung und des Rechtsrah
mens werden im Abbau von steuerlichen Vergünstigungen wie dem Diesel
bonus, der Entfernungspauschale und der Dienstwagen-Regelung sowie in 
der Reform des Straßenverkehrsrechts und der Gebührenordnung für Ord
nungswidrigkeiten wie Falschparken oder auch in einem verteuerten Bewoh
nerparken in parkraumbewirtschafteten Zonen gesehen (Canzler, 2021). 

Idealerweise kommen künftig die Elektrifizierung und die geteilte Nutzung 
von verschiedenen Verkehrsmitteln zusammen. Die Integration zielt dann auf 
die elektrisch betriebene Fernbahn ebenso wie auf die Tram, die U- oder S-
Bahn und das Pedelec sowie das E-Auto. Das gilt zumindest für die Stadt, 
außerhalb von Verdichtungsräumen gibt es oftmals wenig zu verknüpfen 
(Canzler & Knie, 2020). 

Beim ÖPNV fallen die Nutzungsunterschiede zwischen Stadt und Land be
sonders groß aus. 50 % der Stadtbevölkerung nutzen den ÖPNV mindestens 
einmal pro Woche. In den ländlichen Gebieten trifft dies lediglich auf 8 % zu. 
In Städten gehören 45 % zur Gruppe multimodaler Personen, in den sehr 
ländlichen Regionen sind es nur 32 %. Weil allerdings nur geringe Anteile der 
Personenkilometer mit dem Fahrrad zurückgelegt werden, ist auch multimo
dales Verhalten auf dem Land stark vom Auto geprägt. Passend dazu stieg 
die Ausstattung der Haushalte mit Pkw hier während der vergangenen 15 
Jahre um knapp ein Viertel an und liegt bei mehr als 600 Pkw pro 1.000 EW 
(Nobis & Klein-Hitpaß, 2020). 

Elektroautos würden hier großes Potenzial zur (lokalen) Umweltentlastung 
bieten, zumal dank eines höheren Immobilienbesitzes auf dem Land private 
Ladeinfrastruktur einfacher zu organisieren wäre (Nobis & Klein-Hitpaß, 
2020). Während allerdings E-Fahrzeuge im städtischen Raum zumindest 
noch den Zusatz- oder Andersnutzen hätten, Bestandteil einer umfassende
ren Energieinfrastruktur (vehicle-to-grid) sowie Element eines verkehrsmit
telübergreifenden Mobilitätssystems (Carsharing, Multimodalität etc.) zu 
sein, ist dieser Zusatznutzen im ländlichen Raum nicht im gleichen Maße er
sichtlich (Döring & Aigner-Walder, 2020). 

In ländlichen Regionen muss deshalb die Nutzung des ÖPNV einfacher und 
komfortabler und flexibel auch mit privaten Angeboten verbunden werden. 
Dazu müssten Tarifsysteme verständlicher sein, Haltestellen bei schlechtem 
Wetter Schutz bieten und die Taktzeiten von Bus- und Schienenverkehr flä
chendeckend aufeinander abgestimmt sein.  

Park-and-Ride-Systeme können den ÖPNV unterstützen, wenn durch einen 
entsprechenden Ausbau private Pkw nicht mehr für Fahrten bis in die Innen
städte genutzt werden müssen. Voraussetzung hierfür ist die Schaffung von 
mehr Möglichkeiten zum Umstieg in den öffentlichen Verkehr mit einer gut 
ausgebauten, kostengünstigen ÖPNV-Anbindung. Auf etwas längere Sicht 
könnten autonome Shuttlebusse die Verbindungen zum nächsten Bahnhof 
kostengünstig übernehmen (Nobis & Klein-Hitpaß, 2020). 

Trotz der Vielzahl an Vorschlägen bleibt die Anbindung des (weiteren) Um
landes an Angebote der nachhaltigen Mobilität insbesondere beim ÖPNV ein 
noch zu klärendes Problem. Der erforderliche Ausbau der Ladeinfrastruktur 
und des Tankstellennetzes sowie der Aus-/Umbau von Anlagen zur Ver
kehrssteuerung erscheinen in den Städten vergleichsweise überschaubar. 
Diesen Maßnahmen stünde außerdem auf engem Raum eine große Anzahl 
(potenzieller) Nutzender gegen.  

Der Ausbau des ÖPNV auf dem Land (insbesondere die Takt-Verdichtung), 
der Ausbau von Zugangspunkten mit den erforderlichen Einrichtungen für 
multimodale Verkehrsroutinen und die digitale Vernetzung in zum Teil bis 
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heute noch nicht ausreichend mit Mobilfunk und Breitbandinternet versorg
ten Regionen erscheinen dabei als wesentlich größere Herausforderungen. 
Dass eine auf nachhaltige Mobilität ausgerichtete Verkehrswende auch auf 
solche Maßnahmen angewiesen ist, lässt sich zum Teil kaum mit der Anzahl 
der im Einzelnen tatsächlich erreichten Nutzenden begründen. Im Meta-Sze
nario wird deshalb ein weiter Blick auf das Verkehrssystem insgesamt ange
nommen, um zu gewährleisten, dass die Verkehrswende nicht zu einer Ab
kopplung der heute ohnehin schon infrastrukturell benachteiligten ländli
chen Räume beiträgt.  

6.6 Mögliche Auswirkungen auf Infrastruktur- 
und Investitionsbedarfe 

Das beschriebene Meta-Szenario bzw. Verkehrswendeszenario verdichtet 
den aktuellen Diskurs zur Verkehrswende und nachhaltigen Mobilität und ex
trahiert insbesondere die Merkmale, die sich als allgemeiner Konsens begrei
fen lassen. Das Szenario verfolgt dabei nicht den Anspruch, einen eigenen 
Weg in Richtung eines klimaneutralen Verkehrs aufzuzeigen. Es weist viel
mehr einen Pfad, der sich vor dem Hintergrund einer Vielzahl an wissen
schaftlichen und praktischen Erkenntnissen schon heute beschreiten ließe 
bzw. der die bereits in Teilen begonnenen Transformationsschritte zusam
menführen würde. 

Hinsichtlich des zukünftigen Verkehrsaufwandes im Betrachtungszeitraum 
bis 2030 wird angenommen, dass sich die in unterschiedliche Richtungen 
wirkenden Veränderungen gegenseitig weitgehend aufheben. Aus diesem 
Grund wird der Umfang der erforderlichen Kapazitäten im Verkehrssystem 
insgesamt nicht sinken.  

Wenn das mit der Verkehrswende eigentlich angestrebte Ziel der Verkehrs
vermeidung nicht umfassend realisiert werden kann, werden auch die heute 
bereits bestehenden Infrastruktureinrichtungen weiter eine wichtige Rolle 
spielen. Deren Erhalt wird deshalb weiter gewährleistet bleiben müssen. Lo
kales Bevölkerungswachstum und die damit verbundene Entwicklung von 
Siedlungsflächen werden auch zukünftig eine verkehrliche Erschließung und 
damit sogar einen Ausbau der Verkehrsinfrastruktur auf kommunaler Ebene 
erforderlich machen. In diesem Punkt unterscheidet sich das Meta-Szenario 
kaum vom BAU-Szenario.  

Für die Abschätzung der Investitionsbedarfe kann allerdings für die innerört
liche Straßeninfrastruktur von etwas längeren Nutzungsdauern ausgegan
gen werden. Dadurch würden sich Ersatzzyklen zeitlich strecken und der Er
satzbedarf gegenüber dem BAU-Szenario geringer ausfallen. Zum Umfang 
dieses Effekts lieferte die Meta-Analyse keine Anhaltspunkte. Es ist allerdings 
bekannt, dass schwere Fahrzeuge wie z.B. Lkw für die Straßen eine erheblich 
größere Belastung darstellen als Pkw oder andere leichte Fahrzeuge29. Um 

 
29  Besonders starke Auswirkungen haben die von schweren Lkw ausgehenden Schwin

gungen. Diese gelten als Hauptverursacher für eine beschleunigte Abnutzung von 
Fahrbahndecken, denn die Straßenabnutzung steigt mit der vierten Potenz der Achs
last. Ein Lastwagen mit 10 Tonnen Achslast beansprucht die Verkehrswege damit pro 
Entfernungseinheit 160.000-mal stärker als ein Pkw mit einer Achslast von 0,5 Tonnen. 
Damit ist der Lkw-Verkehr der entscheidende Faktor für die Beanspruchung des Stra
ßenkörpers. Ohne diesen Faktor würden Straßen eher durch Umwelteinflüsse als durch 
Verkehr beansprucht werden. Der Pkw spielt nur eine untergeordnete Rolle. Wachsen
der Lkw-Verkehr führt deshalb zu einem überproportionalen Anstieg von Straßenschä
den. https://www.forschungsinformationssystem.de/servlet/is/39816/ Stand des Wis
sens: 27.10.2022 

https://www.forschungsinformationssystem.de/servlet/is/39816/
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für das Verkehrswendeszenario zumindest einen Orientierungswert zu bie
ten, wird im Folgenden von einem pauschal um 10 % niedrigeren Ersatzbe
darf bei den kommunalen Straßen im Bestand ausgegangen. Aufgrund des 
exponentiellen Zusammenhangs zwischen Fahrzeuggewicht und Fahrbahn
belastung kann dieser Ansatz als sehr konservativ angesehen werden, so 
dass hier eher die Untergrenze der möglichen Effekte abgebildet wird. 

Bei neuen Straßen, beispielsweise zur Erschließung neuer Wohngebiete, 
können die technischen Anforderungen und damit die Kosten reduziert wer
den, wenn schwere Fahrzeuge (z.B. Liefer-Lkw) zukünftig durch kleinere und 
leichtere Fahrzeuge ersetzt werden oder der Verkehrsaufwand insgesamt 
(Distanzintensität) gesenkt wird. Die im Rahmen der Meta-Analyse einbezo
genen Quellen lassen jedoch offen, wie viel dadurch tatsächlich gespart wer
den kann. Für den Erweiterungsbedarf bei kommunalen Straßen wird des
halb ebenfalls pauschal von einem um ein Zehntel niedrigeren Ansatz ausge
gangen.  

Als Finanzierungspotenzial für Verkehrswendemaßnahmen könnten die so 
ermittelten 13 Mrd. Euro schon ein erster Baustein sein. Insgesamt bleiben 
die Effekte auf die Infrastruktur- und Investitionsbedarfe jedoch mit einer Re
duzierung um weniger als ein halbes Prozent gemessen an der Gesamt
summe im BAU-Szenario vergleichsweise gering 

 
Im Meta-Szenario rückt deshalb die Verlagerung des Verkehrs auf andere 
Verkehrsträger in den Vordergrund. Als notwendige Maßnahmen wurden der 
Ausbau des ÖPNV und dabei insbesondere eine Verdichtung der Takte, die 
Erweiterung des Verkehrssystems um neue Angebote (z.B. Lastenfahrräder, 
Elektroroller), eine noch umfassendere digitale Vernetzung als bisher und der 
Ausbau von Zugangspunkten in Verbindung mit multimodalen Verkehrsan
geboten identifiziert. Laut einer KCW-Studie im Auftrag des UBA aus dem 
Jahr 2019 müssten für den Ausbau des ÖPNV je nach Szenario zwischen 3 
und 9 Mrd. Euro zusätzlich in Infrastruktur und innovative Antriebe investiert 
werden (Naumann et al., 2019). Der Zeithorizont ist dabei eher weit gezogen. 
Für das Verkehrswendeszenario wird jedoch vor dem Hintergrund der not
wendigen THG-Einsparungen im Verkehrssektor unterstellt, dass die An
sätze bis 2030 realisiert werden könnten. 

Zusätzliche 
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Frei werdende 
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Auswirkungen auf Infrastruktur und Investitionsbedarfe im 
Meta-Szenario
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Belastungen
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vorhandener Netze 
durch zusätzliche 
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bestehender Infrastruktur Längere Nutzungsdauern, niedrigere technische Anforderungen

Ausbau ÖPNV (Verdichtung) Anlagen zur Verkehrssteuerung, ansonsten vor allem Fahrzeuge

Ausbau neuer Angebote Zugangspunkte bzw. Abstelleinrichtungen, ansonsten vor allem 
Fahrzeuge

Digitale Vernetzung Markierungen, Sensoren, ansonsten vor allem Ausbau der 
Mobilfunksysteme und der digitalen Technik in Fahrzeugen

Ausbau Zugangspunkte Zusätzliche Haltestellen

Gestaltung Fahrzeuge und 
Haltestellen (ÖPNV) Wetterschutz, Barrierefreiheit

Abstellanlagen (Um- und ggf. 
Rückbau) Rückbau bzw. Umnutzung von Stellplätzen im öffentlichen Raum

Ausbau Ladeinfrastruktur Öffentlich zugängliche Ladesäulen

Ausbau Tankstellennetz 
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Ergänzung und Umbau bestehender Tankstellen (keine öffentliche 
Infrastruktur)
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Für die digitale Vernetzung insbesondere als Grundlage für multimodale An
gebote sind der Ausbau von Breitband-Datenleitungen und die flächende
ckende Einführung von 5G-Netzen relevant. Die Forscher*innen von IMK und 
IW beziffern den staatlichen Anteil dabei auf 20 Mrd. Euro in den nächsten 
zehn Jahren (Bardt et al., 2019). Allerdings wird die digitale Infrastruktur nicht 
nur im Verkehrssektor, sondern auch von anderen Bereichen benötigt. Eine 
Bewertung allein für das Verkehrswendeszenario ist dadurch schwierig, zu
mal auch der von den Kommunen zu tragende Anteil noch unbekannt ist. Für 
eine erste monetäre Bewertung der Investitionsbedarfe für nachhaltige Mo
bilität soll dieser Orientierungswert jedoch trotzdem verwendet werden.  

Die schon heute bestehende, zum Teil aber noch unterschätzte Bedeutung 
des Fuß- und Radverkehrs wird weiter zunehmen und sich auch im Ausbau
bedarf für Fuß- und Radwege sowie ausreichend viele und sichere Abstellan
lagen niederschlagen.  

Die Nationale Plattform Zukunft der Mobilität geht davon aus, dass der Ver
kehrsaufwand beim Fußverkehr auch ohne Verkehrswende bis zum Jahr 
2030 auf 35 Mrd. Personenkilometer (pkm) steigen wird (von 34 Mrd. pkm im 
Jahr 2017) (Nationale Plattform Zukunft der Mobilität (NPM), Arbeitsgruppe 
1 "Klimaschutz im Verkehr", 2019). Die obere Grenze des Zielkorridors für die 
Verkehrswende wird bei 37,7 pkm definiert. Der Erweiterungsbedarf laut 
BAU-Szenario für Fußwege beträgt etwa 0,5 Mrd. Euro. Unter der vereinfa
chenden Annahme, dass für mehr entsprechenden Verkehrsaufwand auch 
mehr Fußwege benötigt werden, ergibt sich für den mit der Verkehrswende 
um weitere 2,7 Mrd. pkm steigenden Verkehrsaufwand ein zusätzlicher Er
weiterungsbedarf von 1,3 Mrd. Euro. 

Das BMVI veröffentlichte 2014 basierend auf einem Kurzgutachten der Pla
nungsgemeinschaft Verkehr eine Abschätzung des kommunalen Finanzbe
darfs für den Erhalt, Um- und Neubau von Radwegen in Deutschland (Bra
cher & Hertel, 2014). Angesetzt wurden abhängig von lokalen Merkmalen 
Werte zwischen 5 und 12 Euro pro Einwohner*in und Jahr. Bei rund 80 Mio. 
Einwohnerinnen und Einwohnern Deutschlands und zehn Jahren Betrach
tungszeitraum lässt sich der Bedarf für Investitionen in Radwege damit auf 4 
bis 10 Mrd. Euro beziffern. Auf der gleichen Grundlage können bei spezifi
schen Investitionen von 0,5 bis 2,5 Euro pro Einwohner*in und Jahr die In
vestitionen für zusätzliche Abstellanlagen auf 1 bis 2 Mrd. Euro geschätzt 
werden.  

Die benötigten Flächen werden vor allem dadurch verfügbar, dass die Verla
gerung auf den öffentlichen und den aktiven Verkehr den Bedarf an Autos 
sinken lässt und deshalb auch der Platz, den diese bisher zum Fahren und 
Parken benötigten, in Teilen anders genutzt werden kann.  

Das UBA formuliert beispielsweise das Ziel, den Flächenverbrauch für ruhen
den motorisierten Verkehr in Großstädten bis 2030 von 4,5 qm (2018) auf nur 
noch 3 qm jeweils pro Einwohner*in zu reduzieren (Bauer et al., 2018). Für 
das Verkehrswendeszenario wird angenommen, dass eine solche Reduzie
rung beispielsweise durch effizienteres Parkraummanagement auch in 
Deutschland insgesamt möglich wäre. Die Anzahl der Pkw-Stellplätze in 
Deutschland wird auf rund 160 Mio. geschätzt, von denen sich rund 70 % am 
Straßenrand, d.h. im öffentlichen Raum befinden (Suthold & Scherer, 2020). 
Bis 2030 könnten vor diesem Hintergrund 37 Mio. Stellplätze für andere Nut
zungen verfügbar gemacht werden.  

Auf die Großstädte mit mehr als 50.000 EW entfällt ein Anteil von rund 15 % 
des Straßennetzes aus Hauptverkehrsstraßen und untergeordneten Straßen. 
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Angenommen, die Pkw-Stellplätze am Straßenrand verteilten sich gleichmä
ßig über alle Straßen und eine Umnutzung entsprechend der UBA-Zielstel
lung würde sich auf die Großstädte beschränken, dann stünden immerhin 
noch fast 6 Mio. Stellplätze zur Disposition.  

Die laufende Unterhaltung eines Stellplatzes bzw. Parkstandes verursacht 
jährliche Kosten von mindestens 60 Euro im Jahr. Es gibt auch Studien, die 
die jährlichen Unterhaltskosten deutlich höher bei 300 bis 500 Euro ansetzen 
(Bauer et al., 2022). Doch selbst mit dem niedrigeren Wert ergibt sich im 
Durchschnitt ein jährliches Einsparpotenzial von über 2 Mrd. Euro. In einem 
Betrachtungszeitraum von zehn Jahren kommen so 22 Mrd. Euro zusam
men, die stattdessen für Verkehrswendemaßnahmen genutzt werden könn
ten. Weil die laufende Unterhaltung schon aus Gründen der Verkehrssicher
heit nicht überall sofort eingestellt werden kann, würden die finanziellen Mit
tel erst mit einer zeitlichen Verzögerung frei werden, stünden dann aber im 
Prinzip dauerhaft zur Verfügung. Es wäre deshalb denkbar, die Mittelum
schichtung zunächst mit Hilfe geeigneter Finanzierungsinstrumente vorzufi
nanzieren. Bei dem auf die Großstädte beschränkten Ansatz wäre die mögli
che Einsparung niedriger und würde bei sonst gleichen Annahmen insge
samt bei etwas mehr als 3 Mrd. Euro liegen. Allerdings erscheint es nicht un
wahrscheinlich, dass die Unterhaltskosten von Pkw-Stellplätzen in Großstäd
ten aufgrund intensiverer Nutzung im Durchschnitt höher sind als im ländli
chen Raum. 

Noch größer scheint das Einsparpotenzial zu sein, wenn auf Ersatzinvestitio
nen bei den Stellplätzen verzichtet werden würde. Bei einer durchschnittli
chen Nutzungsdauer von 50 Jahren (entspricht dem für Straßen im BAU-
Szenario angesetzten Wert) müssen rechnerisch jedes Jahr 2 % der Stell
plätze ersetzt werden. Bei den bereits beschriebenen Rahmendaten ent
spricht das jährlich 2,24 Mio. Stellplätzen bzw. 0,34 Mio. nur in den Großstäd
ten. Bei sehr niedrig angesetzten Baukosten von 1.500 Euro (ebenerdig, of
fen) ergeben sich jährliche Einsparungen von 3,4 Mrd. Euro durch unterlas
senen Ersatz (in Großstädten rund 0,5 Mrd. Euro). Nach zehn Jahren wären 
dann 22 Mio. Stellplätze (Großstädte 3,4 Mio. Stellplätze) nicht mehr als sol
che verfügbar (das UBA-Ziel wäre damit noch längst nicht erreicht), und statt
dessen wären 34 Mrd. Euro oder zumindest 5 Mrd. Euro in den Großstädten 
eingespart worden. Analog zu den Unterhaltskosten wäre es auch plausibel, 
in den Großstädten von vergleichsweise höheren Baukosten für Stellplätze 
auszugehen, so dass sich ein entsprechend höheres Einsparpotenzial zeigen 
würde. 

Die veränderte Flächeninanspruchnahme begünstigt auch die geteilte Nut
zung von Fahrzeugen unterschiedlicher Kategorien, die in einem engen Zu
sammenhang mit der Verlagerung des Verkehrs auf andere Verkehrsmittel 
gesehen werden. Zusätzliche Infrastrukturbedarfe entstehen durch Shared 
Mobility nicht, wenn der ohnehin erforderliche Ausbau von Abstellanlagen 
deren spezifischen Anforderungen berücksichtigt. 

Für die Abschätzung von Investitionsbedarfen sind vor diesem Hintergrund 
zusätzliche und vor allem digital vernetzte Anlagen zur Verkehrssteuerung zu 
berücksichtigen. Fahrbahnen und Gleisanlagen erfordern zusätzliche Mar
kierungen, Beschilderungen und Sensoren. Dadurch könnten die für eine Be
darfsschätzung relevanten spezifischen Baukosten etwas steigen. Allerdings 
konnte dieser Effekt selbst nach intensiver Recherche nicht beziffert werden. 
Die genutzten Technologien sind zum Teil noch vergleichsweise neu. Die in 
Pilotprojekten beobachteten Kosten werden bei einer umfassenden Anwen
dung deutlich niedriger ausfallen und können deshalb nicht angesetzt wer
den. Den größten zusätzlichen Investitionsbedarf dürften zusätzliche Zu
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gangspunkte und Abstelleinrichtungen verursachen, vor allem weil bei Hal
testellen höhere Anforderungen an Wetterschutz und Barrierefreiheit zu er
warten sind. Indem die benötigten Flächen durch Rückbau bzw. Umnutzung 
von Stellplätzen im öffentlichen Raum gewonnen werden, entsteht nur im 
Ausnahmefall die Notwendigkeit für zusätzlichen Flächenerwerb. 

Neben der Verlagerung des Verkehrs auf andere Verkehrsträger wird im 
Meta-Szenario auf die verstärkte Elektrifizierung des Verkehrssystems ge
setzt. Diese betrifft auch den Wirtschafts- und Güterverkehr sowie den 
ÖPNV. Im Vordergrund steht jedoch die individuelle Mobilität. Anpassungs
bedarf als Auslöser für Investitionen besteht deshalb insbesondere im Be
reich der Ladeinfrastruktur im öffentlichen Raum. Der Bundesverband E-Mo
bilität sieht in den kommenden zehn Jahren einen zusätzlichen Bedarf von 
insgesamt 400.000 Ladepunkten und beziffert die dafür erforderlichen Inves
titionen auf etwas mehr als 9 Mrd. Euro (Bundesverband eMobilität, 2020). 
Laut Bundesregierung sollen bis zum Jahr 2030 in Deutschland sogar eine 
Million öffentliche Ladepunkte für E-Mobilität verfügbar sein, womit sich 
auch die für den Ausbau erforderlichen Investitionen mehr als verdoppeln 
würden. 

Um- und Ausbau des Tankstellennetzes für den Vertrieb von Wasserstoff und 
E-Fuels bleiben dagegen auch im Meta-Szenario Aufgabe der bisherigen Ak
teure. Für die Kommunen ergeben sich daraus keine unmittelbaren Investiti
onsbedarfe. 

Sowohl bei den Investitionen für den Ausbau des ÖPNV, für Einrichtungen 
zur Ermöglichung von Multimodalität sowie für die Elektrifizierung des Ver
kehrs werden im Meta-Szenario auch ländliche Regionen angemessen be
rücksichtigt. Bei der Abschätzung von Investitionsbedarfen werden deshalb 
für diesen Aspekt der Verkehrswende keine zusätzlichen Beträge angesetzt. 

Insgesamt werden bis 2030 gemäß den Szenario-Betrachtungen zusätzliche 
Investitionen im Umfang von 39 bis 63 Mrd. Euro zur Realisierung der Ver
kehrswende erforderlich (vgl. Abb. 47). Gleichzeitig scheinen Einsparungen 
bei Straßen und Stellplätzen (Ersatz, Erweiterung, Unterhaltung) in Höhe von 
21 bis 63 Mrd. Euro denkbar. Bei konsequenter Umsetzung der beschriebe
nen Maßnahmen könnten die Einsparungen die zusätzlichen Investitionen zu 
einem großen Teil finanzieren. 

  



 

99 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die Verlagerung des Verkehrs auf andere Verkehrsträger erfordert jedoch 
darüber hinaus Investitionen an anderer Stelle, insbesondere in Fahrzeuge 
des ÖPNV, in den Ausbau der Mobilfunksysteme und der digitalen Technik in 
Fahrzeugen sowie in die für die aktive Mobilität benötigten Fahrzeuge (z.B. E-
Bikes). Solche Investitionen sind zwar nicht Gegenstand der vorliegenden 
Studie. Wenn den jeweiligen Akteuren jedoch die Mittel für die erforderlichen 
Anschaffungen bzw. den Ausbau der eigenen Angebote fehlen, dürfte dies 
einer Realisierung der Verkehrswende im Meta-Szenario entgegenstehen – 
selbst wenn die beschriebenen Anpassungen der kommunalen Infrastruktur 
auf den Weg gebracht werden können. 

6.7 Mögliche Klimaschutzeffekte im Meta-
Szenario 

Die Analysen im Meta-Szenario zeigen, dass zumindest bis zum Zeithorizont 
2030 nur wenige Verkehrsvermeidungspotenziale umsetzbar sind. Die mit 
der Verkehrswende angestrebten Effekte, insbesondere die Reduzierung von 
Emissionen, sollen vor allem durch die Verlagerung auf den ÖPNV und die 
aktive Mobilität sowie durch die weitgehende Elektrifizierung des übrigen 
Verkehrs erreicht werden. 

Die Nationale Plattform Zukunft der Mobilität (NPM) definiert als Ziel für 2030 
einen Anteil am Verkehrsaufwand in Personenkilometern von bis zu 12 % für 
den Schienenpersonenverkehr sowie von bis zu 8 % für Busse, U-Bahnen und 
Straßenbahnen. Auf den Rad- und Fußverkehr sollen demzufolge 9 % entfal
len. Gegenüber dem Stand im Jahr 2015 würde die damit einhergehende 
Verkehrsverlagerung für 2030 ein Einsparpotenzial von mehr als 10 Mio. t 
CO2 erschließen (Nationale Plattform Zukunft der Mobilität (NPM), Arbeits
gruppe 1 "Klimaschutz im Verkehr", 2019). 

Schätzungen zufolge wäre es darüber hinaus ambitioniert, aber möglich, bis 
zum Jahr 2030 etwa 7 bis 10 Mio. Fahrzeuge im Bestand durch elektrifizierte 
Pkw zu ersetzen. Daraus ergäbe sich für 2030 eine THG-Reduktion im Pkw-
Bereich von circa 15 Mio. t CO2 (bei 7 Mio. Pkw) bis 23 Mio. t CO2 jeweils ge
genüber 2015 (bei 10 Mio. Fahrzeugen) (Nationale Plattform Zukunft der Mo
bilität (NPM), Arbeitsgruppe 1 "Klimaschutz im Verkehr", 2019). 
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Bei Lkw und Bussen erscheinen Einsparungen von insgesamt mehr als 25 
Mio. t CO2 gegenüber 2015 durch Elektrifizierung und Umstellung auf alter
native Kraftstoffe möglich. Wobei dies beispielsweise auch den Um- bzw. 
Ausbau der überörtlichen Verkehrsinfrastruktur, beispielsweise durch Ober
leitungen auf Autobahnen, voraussetzen würde. Solche Elemente sind im be
schriebenen Meta-Szenario allerdings nicht berücksichtigt (Nationale Platt
form Zukunft der Mobilität (NPM), Arbeitsgruppe 1 "Klimaschutz im Verkehr", 
2019). 

Durch effizientere Motoren (Fahrzeugeffizienz) und eine bessere Auslastung 
von Fahrzeugen (Systemeffizienz) könnten sich im Jahr 2030 bis zu 22 Mio. t 
CO2 bei Pkw und bis zu 12 Mio. t CO2 bei Lkw gegenüber 2015 einsparen 
lassen. Diese Effekte hängen jedoch nicht unmittelbar mit der Verkehrsinfra
struktur zusammen (Nationale Plattform Zukunft der Mobilität (NPM), Ar
beitsgruppe 1 "Klimaschutz im Verkehr", 2019). Weitere CO2-Reduzierungen 
sind durch regenerative Kraftstoffe möglich. Die NPM geht von bis zu 21 
Mio. t gegenüber 2015 aus (Nationale Plattform Zukunft der Mobilität (NPM), 
Arbeitsgruppe 1 "Klimaschutz im Verkehr", 2019). 

In der Summe dieser Potenziale ergibt sich für den Verkehrssektor für 2030 
eine mögliche CO2-Reduzierung um bis zu 113 Mio. t gegenüber 2015. Ge
mäß Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) müssen die Treibhausgasemissio
nen des Verkehrs bis zum Jahr 2030 auf 84 Mio. t CO2-Äquivalente sinken, 
ausgehend von rund 160 Mio. t im Jahr 2015 (vgl. Abb. 48) (Hendzlik et al., 
2023). Diese Vorgabe scheint erreichbar, selbst wenn nicht alle Potenziale 
rechtzeitig gehoben werden können. Um bis zum Jahr 2045 treibhausgas
neutral zu werden, sollte aus Sicht des Umweltbundesamtes bis 2030 eine 
Minderung der Treibhausgasemissionen in Deutschland um mindestens 
70 % gegenüber 1990 erreicht werden. Auch das scheint, basierend auf den 
dargestellten Annahmen, nicht ausgeschlossen. Es sei allerdings angemerkt, 
dass die Nationale Plattform Zukunft der Mobilität selbst von einem vorwie
gend auf Infrastrukturverbesserung, direkte Förderung und Angebotserwei
terung ausgerichteten Instrumentenbündel ausgeht, welches zusammen mit 
den bereits beschlossenen EU-Standards lediglich ein CO2-Minderungspo
tenzial von 29 bis 39 Mio. t CO2-Äquivalenten erschließen würde. Es bliebe 
eine signifikante Lücke in Höhe von 16 bis 26 Mio. t CO2-Äquivalenten. 

Die notwendigen Treibhausgasminderungen werden zudem nur zum Teil un
mittelbar durch die im Meta-Szenario beschriebenen Infrastrukturmaßnah
men ermöglicht. Das nachhaltige Verkehrsinfrastruktursystem ist jedoch die 
Plattform, auf der die erforderlichen Veränderungen stattfinden. 
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Insbesondere die Antriebswende, aber auch die verstärkte Nutzung der be
reits heute elektrisch angetriebenen Fahrzeuge des ÖPNV setzen voraus, 
dass die Verkehrswende mit der Energiewende, d.h. mit dem Ausbau der 
Energieerzeugung durch erneuerbare Quellen, einhergeht. Auch in diesem 
Bereich sind erhebliche Investitionsbedarfe vorhanden oder absehbar, die 
auch die kommunalen Akteure betreffen (werden). 

6.8 Investitionsbedarfe einer Verkehrswende – 
Kernaussagen 

Aus der Meta-Analyse zu den Auswirkungen einer Verkehrswende auf die In
vestitionsbedarfe für kommunale Verkehrsinfrastruktur ergeben sich insbe
sondere die folgenden Erkenntnisse: 

 Die für das BAU-Szenario ermittelten Investitionsbedarfe bei der kommu
nalen Verkehrsinfrastruktur im Umfang von 372 Mrd. Euro entfallen zum 
größten Teil auf den Ersatz maroder Anlagen und Bauwerke. 

 Die erfassten Investitionsbedarfe für Maßnahmen der Verkehrswende 
sind mit bis zu 63 Mrd. Euro bis 2030 nicht zu ignorieren, entsprechen 
jedoch nur etwa einem Sechstel der Summe zum Erhalt des Status quo. 

 Die Verkehrswende macht die vorhandene Infrastruktur jedoch nicht ob
solet, sondern nutzt diese in angepasster Weise. 

 Investitionen in die bestehende Infrastruktur bleiben deshalb weiter erfor
derlich. Allerdings ergeben sich Einsparpotenziale, deren Hebung eine 
wichtige finanzielle Grundlage für Verkehrswendemaßnahmen bilden 
könnte. 

Abb. 48: 
Klimaschutzziele 
Verkehr 
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 Voraussetzung dafür ist jedoch eine klare Richtungsentscheidung für den 
Umbau des Verkehrssystems als Basis einer nachhaltigen Mobilität. 

 Konsequent umgesetzt würden die betrachteten Maßnahmen eine Redu
zierung der THG-Emissionen im Verkehrssektor ermöglichen. 
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A.2 Ländersteckbriefe 
In den Ländersteckbriefen werden die Längen einzelner Elemente der Ver
kehrsinfrastruktur angegeben. Die Karte im oberen Teil des Ländersteck
briefs verdeutlicht die Länge des Straßennetzes in der Gemeinde-Baulast in 
den jeweiligen Gemeinden und die 2. Karte die Straßenlänge in Relation zur 
Einwohnerzahl der Gemeinde.  

Zu den Karten mit Einwohnerbezug: Je dunkler die Gemeinde dargestellt 
wird, desto höher ist die Straßendichte bezogen auf die Einwohner und Ein
wohnerinnen. Hierfür wurde die Straßenlänge der Gemeinde durch die Ein
wohnerzahl geteilt. Nur wenige Ausreißer sind größer als 35 m/W. Die Unter
teilung wurde daher wie im Beispiel von Brandenburg gewählt. Es lassen sich 
nun schnelle Rückschlüsse auf die Länge des Straßennetzes in Bezug auf die 
Anzahl der Einwohner ziehen, woraus beispielsweise auch auf die Einnahme 
von Steuergeldern geschlossen werden könnten. Je mehr Einwohner vor
handen sind, umso größer sind die (Einkommens-)Steuereinnahmen der Ge
meinde. Je höher die einwohnerbezogene Straßendichte ist, desto höher 
sind in der Regel die Kosten für Betrieb und Erhalt der Straßen. Daneben 
spielt aber auch die Straßenbelastung eine Rolle.  

Die Ergebnistabelle ist eine Zusammenfassung pro Bundesland. Hier werden 
in der ersten Zeile der Tabelle die Straßen (STR), Straßen-Tunnel (STT) und -
Brücken (STB), Radwege (RDW) und Fußwege (FUW) in der Länge aufge
schlüsselt. In der zweiten Zeile sind die Länge der Bahn- (BAG), Straßen
bahn- (SBG) und U-Bahn-Gleise (UBG), sowie die Länge der Busspuren 
(BSP), soweit in den GIS-Datenbanken vorhanden, angegeben. Alle Längen
angaben der ersten zwei Zeilen sind Kilometer. Nur die Busspuren werden 
aufgrund ihrer geringeren Größe in Metern dargestellt. In der letzten Zeile 
werden noch die Anzahl der Bahnhöfe (BHF), Straßenbahn- (SHS) und Bus
haltestellen (BHS) sowie die U-Bahn-Haltestelle (UHS) aufgelistet. Berück
sichtig werden sollten die Fußnoten der Tabelle, da sie erneut verdeutlichen, 
dass nur die Länge der Straßen in kommunaler Straßenbaulast angegeben 
ist sowie die Länge der Brücken und Tunnel in der Straßenbaulast der Ge
meinde. Alle anderen Angaben beziehen sich auf die gesamten Werte des 
Bundeslandes. 
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Ländersteckbrief Brandenburg (Straßennetzlänge pro 
Gemeinde) 

 

* in kommunaler Straßenbaulast. 
Datenanalyse basierend auf DLM250, VGE250 und OSM. Stichtag der Daten: 31.12.2020 /31.12.2019 für die Einwoh
nerzahlen 

  

 

 

Bundes
land 

Straßen und 
Wege 

Länge 
STR* 

Länge 
STT* 

Länge 
STB* 

Länge 
RDW 

Länge FUW 

Branden
burg 

19.738 16 80 23.120 5.001 

Öffentlicher 
Verkehr 

Länge 
BAG 

Länge 
SBG 

Länge 
UBG 

Länge 
BSP (m) 

Angaben in 
km 

3.269 228  0 

Anzahl 
BHF 

Anzahl 
SHS 

Anzahl 
UBH 

Anzahl 
BHS 

539 442  12.285 
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Ländersteckbrief Brandenburg (Straßendichte pro 
Einwohner) 
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Ländersteckbrief Berlin (Straßennetzlänge pro Gemeinde) 

 
 

* in Baulast der Stadt (ohne Stadtbezirk). 
Datenanalyse basierend auf DLM250, VGE250 und OSM. Stichtag der Daten: 31.12.2020 /31.12.2019 für die Einwoh
nerzahlen. 

  

Bundes
land 

Straßen und 
Wege 

Länge 
STR* 

Länge 
STT* 

Länge 
STB* 

Länge 
RDW 

Länge FUW 

Berlin      

5.936 24 37 1.218 5.523 

Öffentlicher 
Verkehr 

Länge 
BAG 

Länge 
SBG 

Länge 
UBG 

Länge 
BSP (m) 

Angaben in 
km 

376 423 374 2.175 

Anzahl 
BHF 

Anzahl 
SHS 

Anzahl 
UBH 

Anzahl 
BHS 

201 821 182 6.157  
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Ländersteckbrief Berlin (Straßendichte pro Einwohner) 
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